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32-4354.41-17/DGF 8 und DGF 16

Vollzug des BayStrWG;

KreisstrafRen DGF 8 und DGF 16;

Ausbau/Neubau als Zubringerstral3e zur Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen der
A 92 bei Betr.-km 88,311 im Gebiet der Stadt Dingolfing und der Gemeinde Loiching

von Bau-km 0+000 bis Bau-km 2+418 (Ausbau GVS zur DGF 16)
von Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+269 (Neubau DGF 16)
von Bau-km 0+000 bis Bau-km 1+613 (Neubau Verbindungsspange DGF 8)

Die Regierung von Niederbayern erlasst folgenden

Planfeststellungsbeschluss

A Tenor

1. Feststellung des Plans

Der Plan fur den Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralie
zur Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen der A 92 mit den aus Ziffern 3 und 6 dieses
Beschlusses sowie aus den Deckblattern und Roteintragungen in den Planunterlagen sich
ergebenden Anderungen und Erganzungen wird festgestellt.

Gleichzeitig werden die wasserrechtlichen Erlaubnisse nach Ziffer 4 erteilt und straen-
rechtliche Verfiigungen ausgesprochen.

2. Festgestellte Planunterlagen

Der festgestellte Plan, die wasserrechtlichen Erlaubnisse und die stralenrechtlichen
Verfiigungen umfassen zwei Ordner mit folgenden Unterlagen:

UntI(\elrrIage Bezeichnung (Inhalt) MaRstab
1 Erlauterungsbericht vom 30.9.2011, mit Deckblattern vom
15.2.2013 und mit Roteintragungen
2 Ubersichtskarte vom 30.9.2011 (nachrichtliche Anlage) 1:25.000
3, Blatt 1 Ubersichtslageplan in der Tekturfassung vom 15.2.2013 1:5.000
3, Blatt 2 Luftbildplan vom 30.9.2011, mit Roteintragung 1:5.000
6, Blatt 1 Stralenquerschnitte vom 30.9.2011 1:50
i Lageplan Blatt 1 - 3 vom 30.9.2011, Blatt 4 - 6 in der|, .
/.1, Blatt1-6 Tekturfassung vom 15.2.2013, mit Roteintragungen 1:1.000
79 Bauwerksverzeichnis vom 30.9.2011, mit Deckblattern vom
' 15.2.2013 und mit Roteintragungen
73 Blatt 1 Lageplan  stralBenrechtliche  Verfigungen in  der
- Tekturfassung vom 15.2.2013, mit Roteintragungen
Hohenplan Blatt 1 - 3 vom 30.9.2011, Blatt 4 - 5 in der |, .
8 Blatt1-5 Tekturfassung 15.2.2013, mit Roteintragungen 1:1.0007100
10.1 Verzeichnis der Briicken vom 30.9.2011 (nachrichtliche
Anlage)




3.1.1

3.1.2

3.1.3

UntI(\elrrIage Bezeichnung (Inhalt) MaRstab
11.1 Ergebnisse  schalltechnischer ~ Berechnungen  vom
30.9.2011 — Textteil, mit Roteintragungen
11.2, Blatt 1 - 2 | Lageplan der Immissionsorte vom 30.9.2011 1:5.000
Landschaftspflegerischer Begleitplan
12.1 - Textteil in der Tekturfassung vom 15.2.2013, mit
Roteintragungen
Unterlage 12.1 | Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutz-
Anlage 1 rechtlichen Prifung, mit Roteintragungen
122 Legende zum Landschaftspflegerischen Bestands- und
' Konfliktplan vom 30.9.2011
Landschaftspflegerischer Bestands- und Konfliktplan
12.2,Blatt 1 -7 |Blatt 1 - 4 vom 30.9.2011, Blatt 5 - 7 in der Tekturfassung |1 : 1.000
15.2.2013, mit Roteintragungen
Legende zum Lageplan der landschaftspflegerischen
12.3
Malnahmen
Lageplan der landschaftspflegerischen Maflinahmen
12.3, Blatt 1 -7 |Blatt 1 - 4 vom 30.9.2011, Blatt 5 - 7 in der Tekturfassung |1 : 1.000
15.2.2013, mit Roteintragungen
Unterlagen zu den wasserrechtlichen Erlaubnissen -
131 Textteil vom 30.9.2011, mit Deckblattern vom 15.2.2013,
mit Roteintragungen
i Lageplan der Entwasserungsmal3nahmen Blatt 1 vom|, .
13.2, Blatt1 -2 1 55°9 5011, Blatt 2 in der Tekturfassung 15.2.2013 1:2.500
Grunderwerbsplan Blatt 1 - 3 vom 30.9.2011, Blatt 4 - 6 in 1:1.000
14.1, Blatt1-6 | der Tekturfassung 15.2.2013 und mit Roteintragungen S
14.2 Grunderwerbsverzeichnis in der Tekturfassung 15.2.2013
' und mit Roteintragungen

Die Unterlagen wurden vom Ingenieurbiro Bauer, Dingolfing, sowie der Gesellschaft fur
Landschaftsarchitektur Dr. H. M. Schober, Freising, (Planunterlagen 12.1 bis 12.3) erstellt.

Ausnahmen, Befreiungen, Nebenbestimmungen

Unterrichtungspflichten

Der Zeitpunkt des Baubeginns ist vom Vorhabentrager folgenden Stellen maoglichst friihzeitig
bekannt zu geben:

den Stadtwerken Dingolfing GmbH, damit die erforderlichen Anpassungsarbeiten an den
betroffenen Wasser- und Stromleitungen mit den Stralenbauarbeiten abgestimmt und
rechtzeitig durchgefihrt werden kénnen.

der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH, damit die zeitliche Abwicklung der
erforderlichen Anpassungsmafinahmen an den Telekommunikationseinrichtungen mit dem
StralRenbau koordiniert werden kann.

der E.ON Netz GmbH sowie der Bayernwerk AG, Netzzentrum Altdorf, damit die
erforderlichen Anpassungsarbeiten an den betroffenen Stromleitungen mit den
Stralenbauarbeiten abgestimmt und rechtzeitig durchgefiihrt werden kdnnen. Die
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bauausfihrenden Firmen haben sich spatestens 1 Monat vor Baubeginn mit der E.ON Netz
GmbH sowie auch der Bayernwerk AG in Verbindung zu setzen.

der E.ON Wasserkraft AG, damit die zeitliche Abwicklung der Sicherungsmaf3nahmen und
gof. erforderlichen AnpassungsmaflRnahmen am Fernmeldekabel der E.ON Wasserkraft mit
dem StralBenbau koordiniert und die Baumafnahmen im Bereich des Sickergrabens
abgestimmt werden kénnen.

der Energienetze Bayern AG, damit die zeitliche Abwicklung der Sicherungsmafinahmen
und ggf. erforderliche AnpassungsmaflRnahmen an den betroffenen Gasleitungen mit dem
StraRenbau koordiniert werden kdnnen.

den Fischereiberechtigten der betroffenen Gewéasser, damit diese die notwendigen
Vorkehrungen zum Schutz des Fischbestandes ergreifen kdnnen; diese sind auch vom Ende
der Bauarbeiten im Bereich des Fischwassers zu unterrichten.

Baubeginn, Bauablauf, Bauausfihrung

Bei Betonarbeiten darf keine Betonschlempe oder Wasser mit pH-Werten Uber 8,5 in
Gewasser eingeleitet werden.

Baumaterialien dirfen im Gewasser nicht abgelagert werden.

Die Bdschungen sind unverziglich nach Beendigung der Erdarbeiten durch Ansaat und
standortgerechte Bepflanzung vor Abschwemmungen zu sichern.

Auf die in den Bereichen der DGF 16(alt) zwischen dem Kreisverkehrsplatz beim
Dynamikzentrum und dem Bahnibergang Hofen sowie zwischen dem Kreisverkehrsplatz
beim Dynamikzentrum und dem Kreisverkehrsplatz an der St 2074 bzw. in der
anschlieRenden Romerstral3e vorhandenen Wasserleitungen der Stadtwerke Dingolfing ist
bei der Bauausfiihrung Riicksicht zu nehmen.

Ferner ist auf die im Bereich des Kreisverkehrsplatzes bei der Isarbriicke Teisbach
vorhandene Wasserleitung der Stadtwerke bei der Bauausfuhrung Rucksicht zu nehmen.
Weil der in den Planunterlagen eingetragene Leitungsverlauf nicht mehr aktuell ist, ist im
Rahmen der weiteren Ausfihrungsplanung der genaue Verlauf festzustellen und mit den
Stadtwerken rechtzeitig das weitere Vorgehen abzustimmen.

Soweit erforderlich, sind die Wasserleitungen in den Stral3enkreuzungsbereichen in
Abstimmung mit den Stadtwerken in Schutzrohre zu verlegen.

Auf die im Bereich der Romerstral3e vorhandene Trafostation und die zufihrenden Erdkabel
der Stadtwerke Dingolfing ist bei der Bauausfuhrung Rucksicht zu nehmen. Notwendige
Anpassungsmaflnahmen hat der Vorhabentrdger im Rahmen der Detailplanung rechtzeitig
mit den Stadtwerken abzustimmen.

Auf die vorhandenen Telekommunikationsleitungen der Deutschen Telekom
Netzproduktion GmbH hat der Vorhabentrager bei der Bauausfiihrung Rucksicht zu
nehmen. Ein ungestoérter Betrieb muss weiterhin gewahrleistet werden.

Die Sicherheit des Anlagenbestandes und -betriebes der E.ON Netz GmbH darf durch den
Stral3enbau nicht beeintrachtigt werden. Das Sicherheitsmerkblatt fir das Einrichten und den
Betrieb von Baustellen in der Nahe von elektrischen Freileitungen sowie das Merkblatt far
Baufachleute sind zu beachten.

Damit die Standsicherheit des Mastes 109 der Stromleitung Plattling - Griblhof nicht
gefahrdet wird, sind alle MaRnahmen innerhalb eines Umgriffs von 20 m, gemessen ab
Fundamentauf3enkante, rechtzeitig mit der E.ON Netz GmbH abzustimmen. Im Bereich
dieses Mastes ist das anfallende Oberflachenwasser 10 m vor und 10 m nach dem Mast Uber
Rigolenleitungen zu versickern. Die Detailausfiihrung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt
Landshut abzustimmen.

Erdungsanlagen im Bereich der Maste dirfen weder beschadigt, freigelegt noch selbstandig
verandert bzw. verlegt werden.

Fur die Leitungskreuzungen hat der Vorhabentrdger rechtzeitig vor Baubeginn in
Abstimmung mit der E.ON neue Kreuzungshefte einschliel3lich numerischer
Abstandsnachweise zu erstellen.

Bei den geplanten AusgleichsmaRnahmen (insb. A 7) sind vom Vorhabentréger die
Leitungsschutzzonen der 110-kV-Freileitungen von 35 m (Niederaichbach - Dingolfing) bzw.
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22,5 m (Platting - Griblhof) zu beachten. Hochwachsende B&ume dirfen in den
Schutzzonen nicht gepflanzt werden.

Auf die Stromanlagen der Bayernwerk AG hat der Vorhabentrager Riicksicht zu nehmen.
Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen diirfen nicht beeintréachtigt werden.
Die Detailplanung der ggf. notwendigen Sicherungs- bzw. Umbaumalinahmen ist rechtzeitig
mit der Bayernwerk AG, Netzzentrum Altdorf, abzustimmen.

Auf die Fernmeldekabel der E.ON Wasserkraft AG hat der Vorhabentrdger Ricksicht zu
nehmen. Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen dirfen nicht beeintrachtigt
werden. Die Detailplanung der Strallenbaumalinahme ist rechtzeitig mit der E.ON
Wasserkraft AG abzustimmen. Vor Baubeginn ist ein gemeinsamer Ortstermin
durchzufuhren.

Die Sicherheit des Anlagenbestandes und -betriebes der betroffenen Gasleitungen der
Energienetze Bayern AG darf durch den Strallenbau nicht beeintrachtigt werden. Die
Detailplanung der Leitungssicherungen/-anpassungen ist rechtzeitig mit der zustandigen
Betriebsstelle Dingolfing der Energienetze Bayern GmbH abzustimmen. Dies gilt auch fir die
in den Planunterlagen bisher nicht ausgewiesene Gasleitung (Ortsnetz) im Bereich der
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 bei Bau-km 1+202 sowie fur den im Jahr 2012
geanderten/neu errichteten Anlagenbestand im Bereich zwischen Bau-km 1+300 und 2+000
der GVS Teisbacher Feld“ (Industriestrale). In die Lageplane Unterlage 7 wurden durch
Roteintragungen entsprechende Hinweise aufgenommen.

Ausreichende Vorlaufzeiten fir die Anpassungsmaf3nahmen an den Gasleitungen sind vom
Vorhabentrdger zu beachten. Anpassungsmaf3inahmen an Erdgashochdruckleitungen dirfen
nur aullerhalb der Heizperiode durchgefiinrt werden. Sie erfordern eine Vorlaufzeit von
mindestens 6 Monaten.

Die einschlagigen technischen Regelwerke, insbesondere die Vorschriften der DVGW-
Arbeitsblatter G 463 und G 466-1, sind zu beachten. Bei der Bauausfihrung ist das Merkblatt
far Bauarbeiten im Bereich von Gasversorgungsleitungen zu beachten.

Im Schutzstreifenbereich der Erdgashochdruckleitungen ist zwischen Leitungsachse und
Versickerungsrigolen ein Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten.

Die Gasleitungstrassen einschlieBlich Schutzstreifen dirfen nicht mit B&umen oder
tiefwurzelnden Strauchern bepflanzt werden.

Die Erdgashochdruckleitungen missen auch wahrend der Bauzeit jederzeit zuganglich sein.
Wasserwirtschaft (ohne Nebenbestimmungen zu Erlaubnissen)

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat die Detailplanung der Bruckenbauwerke Uber den
Langenmuihlbach und den Sickergraben rechtzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut
abzustimmen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat im Bereich der neuen Briicke der Kreisstral’e DGF 16
Uber den Sickergraben (BWVNr. 201) die Unterhaltung des Sickergrabens von 20 m
oberstrom bis 30 m unterstrom des Bauwerkes, gemessen ab Bauwerksmitte, zu
tbernehmen.

Natur- und Landschaftsschutz, Artenschutz, Bodenschutz

Dieser Planfeststellungsbeschluss enthélt auch die nach Naturschutzrecht erforderlichen
Ausnahmen und Befreiungen.

Die Rodung von Waldflachen und Feldgehdlzen und Eingriffe in Hecken, wasserbegleitende
Geholze usw. sind grundsatzlich nur in der Zeit von Anfang Oktober bis Ende Februar
vorzunehmen. Vor dem Féllen der Baume ist sicherzustellen, dass dabei keine Flederm&use
geschadigt werden kdnnen.

Die Freimachung des Baufeldes und der Baubeginn haben so zu erfolgen, dass fir
vorhandene Arten keine signifikant hdheren Totungs- oder Schadigungsrisiken entstehen.
Dies ist von der Umweltbaubegleitung zu tberwachen. Die Baufeldfreimachung auf3erhalb
von Gehdlzbestanden ist von Bau-km 1+400 bis Bau-km 2+100 der GVS ,Teisbacher Feld®
(Industriestraf3e) zwischen 15. August und Ende Februar vorzunehmen. In der dbrigen Zeit
ist die Baufeldfreimachung nur zul&ssig, sofern durch geeignete Mafinahmen und Kontrollen
sichergestellt ist, dass keine Nest bauenden oder britenden Wiesenbriter vorhanden sind.
Um zu verhindern, dass das Baufeld bzw. dessen unmittelbarer Umgriff als Brutplatz
angenommen wird, hat auch der Baubeginn auf3erhalb der Brutzeit zu erfolgen.
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Bei den AusgleichsmalRnahmen (A) ist autochthones Pflanz- und Saatgut zu verwenden.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat zugesagt, auch bei den GestaltungsmafRnahmen (G)
autochthones Pflanz- und Saatgut zu verwenden, soweit im Einzelfall solches Material in
ausreichendem Umfang zur Verfigung steht. Jedenfalls sind hierfir Gehdlzarten zu
verwenden, die im betroffenen Gebiet von Natur aus verbreitet sind.

Wegen der Gefahr der Verbreitung des Erlenpilzes sind Erlenjungpflanzen aus Baumschulen
nur von nachweislich befallsfreien Anbietern zu verwenden. Alternativ kann ein Einbringen
von Jungpflanzen aus nattrlich angesamten Besténden oder durch Ansaat an Ort und Stelle
erfolgen.

Die Gehdlzartenliste und die Samenmischungen sind rechtzeitig mit der unteren
Naturschutzbehorde abzustimmen.

Die festgesetzten Kompensationsmafinahmen sind in angemessener Zeit umzusetzen und
gem. 8 15 Abs. 4 BNatSchG fir die Zeitdauer der Eingriffswirkung des Vorhabens zu
unterhalten und rechtlich zu sichern. Entsprechende Nachweise sind der unteren
Naturschutzbehorde vorzulegen.

Die fur Kompensationsmalinahmen festgesetzten Flachen sind gemafl Art. 9 BayNatSchG
dem Bayerischen Landesamt fir Umwelt fiir das Okoflachenkataster zu melden.

Der Vorhabentrager hat vor Baubeginn eine verantwortliche tkologische Baubegleitung zu
bestellen und diese der unteren Naturschutzbehdrde zu benennen. Die 06kologische
Baubegleitung hat insbesondere auf die Durchfilhrung der Vermeidungs-, Minimierungs-,
Schutz-, Gestaltungs- und AusgleichsmalRinahmen sowie auf die Einhaltung des
Naturschutzrechts zu achten. Uber die Durchfiihrung ist die untere Naturschutzbehérde
zeitnah zu unterrichten.

Die ordnungsgeméfle Fertigstellung der landschaftspflegerischen MafRnahmen st
gemeinsam mit der unteren Naturschutzbehdrde zu uberprifen. Hierzu ist auch eine
gemeinsame Schlussbegehung durchzufiihren. Eine Kopie des Abnahmeprotokolls ist der
Planfeststellungsbehdrde zu tbersenden.

Wesentliche Plandnderungen, die Auswirkungen auf die vorgesehenen Schutz-, Gestaltungs-
und AusgleichsmaRnahmen haben, sind rechtzeitig vorab mit der unteren
Naturschutzbehorde abzustimmen. Die Planfeststellungsbehdrde ist dartiber zu unterrichten.

Uberschussiges, beim StraBenbau anfallendes Erdmaterial darf nicht auf 6kologisch
wertvollen Flachen (Feuchtbiotope, Hohlwege, Streuwiesen, aufgelassene Kiesgruben, etc.)
abgelagert werden und aus dem Baustellenbereich nur unter Beteiligung der unteren
Naturschutzbehérde beim Landratsamt Dingolfing-Landau an Dritte abgegeben werden.

Die bauausfiihrenden Firmen sind in geeigneter Weise zur Beachtung der gesetzlichen
Regelungen Uber Abgrabungen und Auffillungen zu verpflichten.

Die malRRnahmebedingte Ausbreitung und Etablierung invasiver Neophyten durch
Verunreinigung von Baufahrzeugen, offenen Boden, fehlende Mahd usw. ist insbesondere
bei gesundheitsgefédhrdenden Arten soweit wie mdglich zu verhindern. Entsprechende
Kontrollmafinahmen und, falls erforderlich, Gegenmafinahmen sind zu ergreifen. Auf3erdem
ist das Einwandern von ausbreitungsstarken Neophyten in angrenzende Lebensraume (insb.
Biotopflachen) zu verhindern.

Spezifische Schutz- und Vermeidungsmafinahmen fir einzelne Arten
Grine Keiljungfer (Gemeine Keiljungfer)

- Um baubedingte Tétungen auszuschlieRBen, darf beim Bau der Briicke dber den
Langenmuhlbach nicht in den Wasserkorper des Baches eingegriffen werden.

Kollisionen mit Fledermausen und Eisvogel

- Damit der Durchflug unter der Briicke moglich ist, ist zwischen Mittelwasserhdhe und
Unterkante der Briuicke Uber den Langenmuhlbach die lichte Hohe zu vergré3ern, soweit
es die Sicherheitsabstande zu den Stromleitungen zulassen. Die Gradiente der DGF 16
ist in diesem Bereich entsprechend anzuheben (nach Angabe des Vorhabentragers lichte
Hohe mindestens 1,55 m tber mittlerer Wasserhohe).

- Um auch fur die hoher Gber dem Wasser fliegenden Fledermé&use Kollisionen zu
verhindern, sind an den Brickengelandern der Langenmihlbachbriicke 4 m hohe,
geeignete (nach der GroRBe der vorkommenden Arten) Drahtgeflechte als
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Abweiser/Uberflughilfe anzubringen. Die Baumpflanzungen der landschaftspflegerischen
Mafinahme S 7 sind so anzuschlie3en, dass diese Schutzfunktion liickenlos ist.

- Die SchutzmalBnahme S 7 muss zum Zeitpunkt der Aufnahme des Stral3enverkehrs
bereits wirksam sein (ausreichende Hoéhe der Gehdlze).

Kafer

- Der Vorhabentrager hat zugesagt, die vom Bau der Zubringerstrale unmittelbar
betroffenen Kopfweiden in moglichst gro3en Teilen vor Baubeginn auf eine angrenzende
Flache zu verlagern.

Verkehrslarmschutz

Fur die StraRenoberflache der Zubringerstral3e ist ein larmmindernder Belag zu verwenden,
der den Anforderungen eines Korrekturwertes Dsyo vVon - 2 dB(A) gemal Tabelle 4 zu Ziffer
4.4.1.1.3 der RLS-90 entspricht.

Landwirtschaft

Die Oberflachenentwéasserung hat so zu erfolgen, dass die anliegenden Grundstiicke nicht
erheblich beeintrachtigt werden. Schaden, die durch ungeregelten Wasserabfluss von der
planfestgestellten Anlage verursacht werden, sind vom StralRenbaulasttrager zu beseitigen.

Nachtrégliche Entscheidungen bleiben vorbehalten.

Es ist sicherzustellen, dass alle vom Stralenbau beriihrten und von ihren bisherigen
Zufahrten abgeschnittenen Grundstiicke wieder eine ordnungsgemafie Anbindung an das
offentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls sind
voriibergehend provisorische Zufahrten einzurichten.

Bei der Bepflanzung der StralRenflachen und Ausgleichsflachen sind mindestens die
Abstandsregelungen des AGBGB einzuhalten. Auf die Nutzung der angrenzenden
Grundstiicke ist dartber hinaus Rucksicht zu nehmen, insbesondere sollen bei
Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher Nutzflachen die nachteiligen Auswirkungen
durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das unbedingt notwendige Maf3 beschrankt
werden.

Bestehende Drainagen sind funktionsfahig zu erhalten bzw. wiederherzustellen.

Die wahrend der Bauausfiihrung voribergehend in Anspruch genommenen Flachen sind
nach Abschluss der Bauarbeiten im Benehmen mit den Grundeigentiimern in einen Zustand
zu versetzen, der den urspringlichen Verhaltnissen weitgehend entspricht. Der Ausbau und
die Lagerung von Oberboden missen getrennt nach Ober- und Unterboden sowie bei
genugend abgetrocknetem Zustand erfolgen. Die DIN 19731 ist zu beachten. Die
Zwischenlager dirfen nicht verdichtet werden. Die Wiederaufbringung sollte bei trockener
Witterung bei mdglichst wenigen Arbeitsgangen erfolgen.

Im Zuge des Ruckbaus der DGF 16(alt) (BWVNr. 154) ist auf halber Strecke zwischen dem
Bahniibergang Hofen und dem Kreisverkehrsplatz eine geeignete Ausweichstelle zu
errichten. Damit der Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum und der Bahniibergang Hofen
nicht durch landwirtschaftlichen Verkehr verschmutzt werden, beginnt die Entfernung der
Asphaltschicht erst 50 m sudlich des Kreisverkehrsplatzes und endet 50 m vor dem
Bahniibergang. Die Verschmélerung auf 3,50 m Fahrbahnbreite hat zu erfolgen.

Die offentlichen Feld- und Waldwege FInr. 1942 (zwischen dem OFW FInr. 1095 und der
Anbindung des OFW 1948), Finr. 1948 und FInr. 1958 (zwischen Bau-km 1+125 der
Ausbaustrecke und der Anbindung an die DGF 16 (bisher GVS) bei Bau-km 1+588) sind mit
einer bitumindsen Fahrbahndecke zu versehen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, den betroffenen
Landwirten fur abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur
Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschafte um eine
Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwiligem Landtausch, Zusammenlegung
unwirtschaftlicher Restflachen zu gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete
MaRnahmen zu bemihen.
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Sonstige Nebenbestimmungen
Bodendenkmaler

Soweit durch Vorkehrungen im Rahmen der Detailplanung, des Bauablaufs oder der
Bauausfihrung madglich, sind Beeintrachtigungen von Bodendenkmélern zu vermeiden
(z.B. durch Uberdeckungen in Dammlage) oder auf den zur Durchfiihrung des
planfestgestellten Vorhabens unverzichtbaren Umfang zu begrenzen.

Der Beginn von Erdbauarbeiten ist vom Vorhabentrédger unverziglich, spatestens zwei
Monate vor Beginn dem Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege anzuzeigen.

Der Vorhabentrager bezieht die vom Bayerischen Landesamt fiir Denkmalpflege mitgeteilten
erforderlichen Schritte (einschlief3lich der Prospektion von Verdachtsflachen) zur Vermeidung
einer vorhabenbedingten Beeintrdchtigung von Bodendenkmalern bzw. bei unvermeidbaren
Beeintrachtigungen die erforderlichen denkmalpflegerischen MalRnahmen mit dem
erforderlichen Zeitbedarf in seinen Bauablauf ein.

Bei nicht vermeidbaren, unmittelbar vorhabenbedingten Beeintrachtigungen von
Bodendenkmalern hat der Vorhabentrdger die fachgerechte Freilegung, Ausgrabung und
Dokumentation der Befunde und Funde (Sicherungsmafinahmen) unter Beachtung der
Grundséatze der Erforderlichkeit, Verhaltnismaigkeit und Wirtschaftlichkeit zu veranlassen
und die hierfir anfallenden Aufwendungen zu tragen. Kosten der wissenschaftlichen
Auswertung der Befunde und Funde z&hlen nicht zu den gebotenen Aufwendungen fir
Sicherungsmalinahmen. Die Sicherungsmaf3nahmen sind mit dem Landesamt fur
Denkmalpflege abzustimmen und unter dessen fachlicher Begleitung durchzufiihren.

Einzelheiten des Umfangs, der Abwicklung und der Kostentragung (einschliel3lich eines
Hochstbetrags der Aufwendungen) fir die archdologischen Sicherungsmalnahmen sind im
oben genannten Rahmen in einer Vereinbarung zwischen Vorhabentréger und Bayerischen
Landesamt fir Denkmalpflege festzulegen. Die Planfeststellungsbehdrde ist durch Abschrift
der Vereinbarung zu unterrichten.

Kommt eine solche Vereinbarung nicht zu Stande, ist eine ergdnzende Entscheidung der
Planfeststellungsbehdrde herbeizufiihren.

Fischerei

Der Sickergraben ist im Bereich der abzubrechenden Briicken im Zuge der DGF 16(alt) und
des strallenbegleitenden Radweges gemdaRl den Anforderungen an den naturnahen
Wasserbau mit wechselnden Wasserspiegelbreiten herzustellen.

Im Bereich der neuen Briicken tUiber den Sickergraben und den Langenmuhlbach im Zuge der
DGF 16(neu) ist eine ggf. aus wasserwirtschaftlicher Sicht notwendige Sohlsicherung
asymmetrisch und mind. 0,20 m unter dem geplanten Sohlniveau einzubauen.

Ufersicherungen  sind, soweit aus wasserwirtschaftlicher  Sicht mdglich, mit
ingenieurbiologischen Methoden durchzufiihren. Wenn eine Steinsicherung erforderlich ist,
ist diese bis in Mittelwasserhdhe mit groBen Steinen (Mindestgewicht 100 kg) so
durchzufuhren, dass mdglichst grof3e Hohlrdume, Vorspringe, Unterstande entstehen. Falls
die Wasserbausteine auf Beton gelegt werden, ist eine Verfugung nur bis max. 10 cm unter
der Oberkante vorzunehmen.

Im Umfeld der Briicken Uber den Sickergraben und den Langenmuhlbach sind mdglichst
nahe der Mittelwasserlinie mindestens vier Weiden neu zu pflanzen. An der Mittelwasserlinie
ist das Ufer mit Rohrglanzgras zu bepflanzen.

Wald

Die fur die Durchfihrung des Vorhabens notwendigen Rodungen und Aufforstungen werden
gemal Art. 9 Abs. 8 und Art. 16 BayWaldG mit diesem Planfeststellungsbeschluss aus
Griinden des Wohls der Allgemeinheit zugelassen.

Bei der weiteren Detailplanung der Ausgleichspflanzungen ist das Amt fir Ernahrung,
Landwirtschaft und Forsten zu beteiligen.

Zusagen des Vorhabentragers

Soweit die Stadtwerke Dingolfing zwischen den Kreisverkehrsplatzen bei der Isarbriicke
Teisbach und Griblhof im Zuge des Stral3enbaus neue Wasser- bzw. Stromleitungen
verlegen wollen, hat der Landkreis Dingolfing-Landau eine gemeinsame Bauausfihrung bzw.
Abstimmung zugesagt.
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Wasserrechtliche Erlaubnisse

Gegenstand / Zweck

Dem Landkreis Dingolfing-Landau wird die gehobene Erlaubnis zum Einleiten des
gesammelten Stral’enoberflachenwassers im Bereich der Zubringerstrale DGF 8/DGF 16
zur Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen und Geldndewassers in das Grundwasser
erteilt:

Einleitungsstelle E 1 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 0+000 bis 0+106) iber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 2 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 0+106 bis 0+424) iber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 3 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 0+424 bis 0+810) Uiber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 4 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 0+810 bis 1+230) Uiber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 5 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 1+230 bis 1+628) iber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 6 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 1+628 bis 1+947) tUber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 7 (Ausbau der GVS DGF 16 - St 2074, Bau-km 1+947 bis 2+111) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 8 (Neubau Zubringerstral3e DGF 16, Bau-km 0+016 bis 0+113) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 9 (Neubau Zubringerstral3e DGF 16, Bau-km 0+113 bis 0+190) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 10 (Neubau Zubringerstral3e DGF 16, Bau-km 0+190 bis 0+682) Uiber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 11 (Neubau Zubringerstralle DGF 16, Bau-km 0+682 bis 0+707) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 12 (Neubau Zubringerstralle DGF 16, Bau-km 0+707 bis 1+181) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 13 (Neubau Zubringerstralle DGF 16, Bau-km 1+181 bis 1+269) Uber
eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 14 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+000 bis
0+370) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 15 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+370 bis
0+570) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 16 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+523 bis
0+706) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 17 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+706 bis
0+900) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 18 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+900 bis
1+202) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 19 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 1+202 bis
1+525) Uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 20 (Neubau Verbindungsspange DGF 8/DGF 16, Bau-km 1+519 bis
1+632) uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser

Einleitungsstelle E 21 (DGF 8) Uber eine Muldenversickerung in das Grundwasser
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Fur das daruber hinaus vorgesehene breitflachige Ableiten von StraRenoberflachenwasser
und Gelandewasser Uber Bankette, Boschungen und Gelédnde ist eine Gestattung nicht
erforderlich.

Plan

Den Benutzungen liegen die Planfeststellungsunterlagen fir den Ausbau/Neubau der
Kreisstrallen DGF 8 /DGF 16 als Zubringerstraf3e zur Autobahnanschlussstelle Dingolfing-
Hofen mit den durch Roteintragung vorgenommenen Anderungen und Erganzungen
zugrunde.

Erlaubnisbedingungen und -auflagen

Rechtsvorschriften

Fur die erlaubten Gewasserbenutzungen sind die einschlagigen Vorschriften des WHG und
BayWG mit den dazu ergangenen Verordnungen maf3gebend. Die hiernach bestehenden
Rechte, Verpflichtungen und Vorbehalte sind in den folgenden Erlaubnisbedingungen und
-auflagen grundsatzlich nicht enthalten.

Einleitungsmengen

Folgende Einleitungsmengen dirfen (bei Niedergehen des Bemessungsregens) nicht
Uberschritten werden:

Einleitungsstelle Einleitungsmenge
I/s
E1l 27

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 0+000 bis 0+106

E2 50

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 0+106 bis 0+424

E3 47

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 0+424 bis 0+810

E4 52

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 0+810 bis 1+230

ES 54

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 1+230 bis 1+628

E6 41

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 1+628 bis 1+947

E7 20

Versickermulde im Bereich der GVS DGF 16 - St 2074,
Bau-km 1+947 bis 2+111

E8 14

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 0+016 bis 0+113
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Einleitungsstelle

Einleitungsmenge
I/s

E9

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 0+113 bis 0+190

30

E 10

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 0+190 bis 0+682

73

E 11

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 0+682 bis 0+707

E 12

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 0+707 bis 1+181

74

E 13

Versickermulde im Bereich der ZubringerstraRe DGF 16,
Bau-km 1+181 bis 1+269

15

E 14

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+000 bis 0+370

52

E 15

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+370 bis 0+570

10

E 16

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+523 bis 0+706

50

E 17

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+706 bis 0+900

25

E 18

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 0+900 bis 1+202

38

E 19

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 1+202 bis 1+525

43

E 20

Versickermulde im Bereich der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16, Bau-km 1+519 bis 1+632

33

E 21

Versickermulde im Bereich der DGF 8

17
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Bauausfiihrung

Die Entwasserungsmulden sind mit einer mind. 20 cm starken Oberbodenpassage zu
versehen.

Betrieb und Unterhaltung

Das Niederschlagswasser darf keine fir das Grundwasser schadlichen Konzentrationen an
Giftstoffen sowie keine mit dem Auge wahrnehmbaren Schwimmstoffe oder Olschlieren
aufweisen.

Die  Entwasserungseinrichtungen sind regelmaig auf Betriebsfahigkeit und
Betriebssicherheit zu Uberprufen. Die Unterhaltung der gesamten
Stralenentwéasserungseinrichtungen obliegt dem Stral3enbaulasttrager. Die Unterhaltung der
Gewasser richtet sich nach dem jeweilig geltenden Wasserrecht, d. h. dem
Strallenbaulasttrdger obliegt derzeit die Unterhaltung insoweit, als es durch die
Wasserbenutzungsanlagen bedingt ist.

Anzeigepflichten

Baubeginn und Bauende sind der Wasserrechtsbehdrde beim Landratsamt Dingolfing-
Landau und dem Wasserwirtschaftsamt Landshut rechtzeitig anzuzeigen.

Anderungen der erlaubten Art und des Umfangs des eingeleiteten Wassers, Anderungen der
baulichen Anlagen sowie Anderungen der Betriebs- und Verfahrensweise sind unverziiglich
dem zustdndigen Wasserwirtschaftsamt und der Wasserrechtsbhehdrde anzuzeigen.
AulRerdem ist rechtzeitig unter Vorlage entsprechender Unterlagen eine hierzu erforderliche
Erlaubnis zu beantragen.

Wenn bei Unféllen, Betriebsstérungen, etc., verunreinigtes Wasser (uber die
Strallenentwéasserungsanlagen in die Vorflut gelangt, sind die Fischereiberechtigten sofort zu
verstandigen.

StraRenrechtliche Verfilgungen

Soweit nicht Art. 6 Abs. 8, Art. 7 Abs. 6 und Art. 8 Abs. 6 BayStrWG gelten, werden von
Staatsstral3en, KreisstraRen, Gemeindestra3en und sonstigen offentlichen Stral3en

- die nach den Planunterlagen aufzulassenden Teile mit der Mal3gabe eingezogen, dass
die Einziehung mit der Sperrung wirksam wird,

- die nach den Planunterlagen zur Umstufung vorgesehenen Teile mit der MalRRgabe
umgestuft, dass die Umstufung mit der Ingebrauchnahme fir den neuen Verkehrszweck
wirksam wird und

- die nach den Planunterlagen neu zu erstellenden Teile zu den jeweils dort vorgesehenen
Strallenklassen mit der Mal3gabe gewidmet, dass die Widmung mit der Verkehrstibergabe
wirksam  wird, sofern die Widmungsvoraussetzungen zum  Zeitpunkt der
Verkehrsiibergabe vorliegen.

Die einzelnen Regelungen ergeben sich aus dem Bauwerksverzeichnis und den
entsprechenden Lageplanen. Die betroffenen Stralen- und Wegeabschnitte sind dort
kenntlich gemacht. Das Wirksamwerden der Verfiigung ist der das Stralenverzeichnis
fihrenden Behdrde mitzuteilen.

In den festgestellten Planunterlagen ist die stral3enrechtliche Einziehung des 6FW Flnr. 1771,
Gemarkung Teisbach, ndrdlich der DGF 16(neu) bis zur Grundstiicksgrenze Finr. 1770/1
(A 6.1.3) nicht enthalten. Es ist deshalb ein gesondertes Einziehungsverfahren durch die
Stadt Dingolfing durchzufuihren.

Entscheidungen uber Einwendungen

Anordnungen im Interesse von Betroffenen

Der Bestand privater Wasserversorgungsanlagen sowie privater Entsorgungseinrichtungen
ist zu sichern.

Vor Baubeginn ist bei im Verfahren genannten Anlagen beziiglich Qualitdt und Quantitat des
Wassers eine Beweissicherung durchzufiihren.
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Dauerhaft gefédhrdete Restbestdnde von Waldflachen sind auf Verlangen der
Grundeigentiimer zu Ubernehmen und angemessen zu entschadigen.

Die Einziehung des 6FW Finr. 1771, Gemarkung Teisbach, nordlich der DGF 16(neu) bis zur
Grundstiicksgrenze FInr. 1770/1 ist zu betreiben, damit dieser ggf. aufgelassen, rekultiviert
und dem Einwender 212 als Tauschgrund zur Verfigung gestellt werden kann. Im Bereich
des aufzulassenden 6FW ist eine Einzelzufahrt zur DGF 16(neu) vorzusehen. Erganzend
wird auf Ziff. 5 hingewiesen.

Zurickweisungen

Die ubrigen im Anhérungsverfahren erhobenen Einwendungen werden zuriickgewiesen,
soweit sie nicht durch Auflagen in diesem Beschluss, durch Plandnderungen und/oder
Zusagen des Vorhabentrdgers bericksichtigt worden sind oder sich im Laufe des
Anhoérungsverfahrens auf andere Weise erledigt haben.

Kostenentscheidung

Der Landkreis Dingolfing-Landau tragt die Kosten des Verfahrens. Fir diesen Beschluss wird
keine Gebtihr erhoben.

Auslagen werden nicht erhoben.
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B Sachverhalt

Beschreibung des Vorhabens

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Autobahndirektion Sidbayern, und der
Landkreis Dingolfing-Landau wollen zwischen den Autobahnanschlussstellen Wérth a. d. Isar
und Dingolfing-West der A 92 im Bereich der bestehenden Kreuzung der A 92 mit der
Kreisstralle DGF 16 bei Dingolfing-Hofen eine neue (weitere) Autobahnanschlussstelle
bauen. Gleichzeitig plant der Landkreis Dingolfing-Landau, die KreisstraRen DGF 8 und
DGF 16 als Zubringerstral3e zur neu zu errichtenden Autobahnanschlussstelle aus- bzw. neu
zu bauen. Fir diese Planvorhaben wurden Planfeststellungsantréage nach dem Bayerischen
StraRen- und Wegegesetz (Neubau Zubringerstrale DGF 8/DGF 16) und dem Bundesfern-
stral3engesetz (Neubau Autobahnanschlussstelle A 92) gestellt.

Das Vorhaben der neuen Anschlussstelle umfasst den Bau der Autobahnanschlussstelle im
Bereich der bestehenden Uberfiihrung der KreisstraBe DGF 16 iiber die A 92 bei Dingolfing-
Hofen mit den notwendigen Anpassungen der Kreisstrale. Der Plan fir den Bau der
Autobahnanschlussstelle wurde von der Regierung von Niederbayern mit Beschluss vom
27.6.2013 Nr. 32-4354.11-16/A 92 festgestellt.

Der Landkreis Dingolfing-Landau beabsichtigt, die Kreisstralen DGF 8 und DGF 16 zu
verlegen, damit das in den letzten Jahren stark gestiegene Verkehrsaufkommen im Westen
von Dingolfing sowie im sudlich der Isar liegenden Gebiet des Landkreises Dingolfing-Landau
anwohnervertraglich und leistungsféhig auf kurzem Weg an das Fernstral3ennetz (geplante
zusatzliche Anschlussstelle Dingolfing-Hofen) angebunden werden kann. Durch die
angestrebte Verkehrsentflechtung sollen in grof3en Teilen des bestehenden StraRennetzes
im Bereich Dingolfing erhebliche Entlastungseffekte eintreten. Die Verkehrssicherheit und die
Qualitdt der Verkehrsablaufe sollen insgesamt deutlich verbessert werden. Das zur
Planfeststellung nach BayStrWG beantragte Vorhaben umfasst:

- Verlegung der DGF 16 auf die bestehende GVS ,Teisbacher Feld" (Industriestral3e)
mit Ausbau bis zum Kreisverkehrsplatz bei der St 2074.

Die Kreisstralle DGF 16 wird zwischen dem Kreisverkehrsplatz sudlich der neuen
Autobahnanschlussstelle und dem vorhandenen Kreisverkehrsplatz an der St 2074
auf die bestehende Gemeindeverbindungsstral3e ,Teisbacher Feld* (Industriestrafie)
verlegt. Hierzu wird die Fahrbahn der bestehenden GVS auf 7,50 m verbreitert
(Ausbaulange 2,1 km). Das vorhandene Uberfiinrungsbauwerk iiber die Bahnlinie
Landshut - Plattling wird unverandert beibehalten.

Um ,Schleichverkehre* auf der alten, abgestuften DGF 16 zur St 2074 zu
unterbinden, wird diese StrafRe ndrdlich des bestehenden Bahniiberganges teilweise
zurickgebaut. Der verbleibende Straenabschnitt und der unveranderte
Bahniibergang dienen kinftig hauptsédchlich der ErschlieBung der angrenzenden
Grundstiicke.

- Neubau der Zubringerstralle DGF 16 vom Kreisverkehrsplatz Grublhof (St 2074) bis
zum Anschluss an die Teisbacher Isarbriicke.

Zwischen dem Kreisverkehrsplatz bei Grublhof (St 2074) und der Isarbriicke
Teisbach wird die DGF 16 als 1,3 km lange Zubringerstra3e neu hergestellt. Die
7,50 m breite StralBe quert dabei den Langenmuihlbach und den Sickergraben.
Ostlich der KreisstraRe wird ein 3 m breiter Geh- und Radweg errichtet.

- Neubau der Verbindungsstral3e von der Zubringerstralle DGF 16 bis zur Kreisstra3e
DGF 8 nordlich der Isar bei Loiching/Kronwieden.

Zwischen den lIsarbriicken Teisbach (DGF 16) und Loiching (DGF 8) wird ndrdlich
parallel zur Isar eine 1,6 km lange neue Verbindungsstrale geschaffen. Diese
VerbindungsstralRe wird tber zwei Kreisverkehrsplatze mit den Kreisstral3en DGF 8
und DGF 16(neu) verknupft. Stra3enbegleitend wird auf der Siidseite ein Geh- und
Radweg errichtet und damit die Radwegeverbindung von Loiching nach Dingolfing
erheblich verbessert.



1.3

-21 -

Beide Vorhaben sind Teile eines umfassenden und eng aufeinander abgestimmten
Gesamtkonzeptes mit dem Ziel einer deutlichen Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse
sowie einer spilrbaren Entlastung einer Vielzahl von Anwohnern in den langgestreckten
Stral3enortsdurchfahrtsbereichen von Dingolfing, Kronwieden und Schonbihl.

Ablauf des Planfeststellungsverfahrens

Mit Schreiben vom 8.11.2011 beantragte der Landkreis Dingolfing-Landau fiir den
Ausbau/Neubau der KreisstralBen DGF 8/DGF 16 zwischen der Isarbriicke Loiching (DGF 8)
und der Anschlussstelle Dingolfing-Hofen (A 92) die Planfeststellung nach dem BayStrwG.

Die Regierung von Niederbayern leitete daraufhin mit Schreiben vom 17.11.2011 das
Anhoérungsverfahren ein. Die Planunterlagen lagen in der Zeit vom 30.11.2011 bis
30.12.2011 bei der Stadt Dingolfing und der Gemeinde Loiching nach ortsiblicher
Bekanntmachung zur allgemeinen Einsicht o6ffentlich aus. In der Bekanntmachung wurde
darauf hingewiesen, dass Einwendungen gegen den Plan bei der Stadt Dingolfing und der
Gemeinde Loiching oder der Regierung von Niederbayern bis spatestens 16.1.2012
schriftlich oder zur Niederschrift zu erheben sind.

Die Regierung gab zur Planung fir den Ausbau/Neubau der KreisstralBen DGF 8/DGF 16
zwischen der Isarbriicke Loiching (DGF 8) und der Anschlussstelle Dingolfing-Héfen (A 92)
aulRerdem folgenden Behdrden, sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange und Vereinigungen
Gelegenheit zur Stellungnahme:

- Stadt Dingolfing

- Gemeinde Loiching

- Wasserwirtschaftsamt Landshut

- Amt fir Landliche Entwicklung Niederbayern

- Amt fuir Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Landau a. d. Isar
- Bayer. Bauernverband, Landshut

- Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Archéologische Dienststelle Regensburg
- Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Miinchen

- Immobilien Freistaat Bayern, Regionalvertretung Niederbayern

- Vermessungsamt Landau a. d. Isar

- Wehrbereichsverwaltung Sid, Auf3enstelle Miinchen

- Bezirk Niederbayern, Fachberatung fiir Fischerei

- Bund Naturschutz in Bayern e.V.

- Landesbund fur Vogelschutz, Bezirksgeschéftsstelle Niederbayern
- Landesfischereiverband Bayern e.V.

- Landesjagdverband Bayern e.V.

- Landesverband der dt. Gebirgs- und Wandervereine

- Schutzgemeinschaft Deutscher Wald

- Autobahndirektion Stidbayern

- Staatliches Bauamt Landshut

- Regionaler Planungsverband Landshut

- Industrie- und Handelskammer fiir Niederbayern

- Stadtwerke Dingolfing

- DB Services Immobilien GmbH Nurnberg

- Deutsche Telekom Netzproduktion, Regensburg

- Bayernwerk AG

- E.ON Netz GmbH
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- E.ON Wasserkraft

- Energienetze Bayern

- Kabel Deutschland

- Kreisfischereiverein Dingolfing

- Angelsportverein Landshut

- Jagdgenossenschaft Loiching

- Jagdgenossenschaft Teisbach

- Gemeinschaftsjagdrevier Loiching li. d. Isar
- Gemeinschaftsjagdrevier Teisbach li. d. Isar
- Busunternehmen Kiermeier GmbH

- Rudolph Spedition und Logistik

- Verkehrsgemeinschaft Richard Petz/RBO AuRRenstelle Landshut

Zu den im Anhérungsverfahren vorgebrachten Einwendungen und Stellungnahmen &uRlerte
sich der Landkreis Dingolfing-Landau mit Schreiben vom 3.8.2012.

Die Einwendungen und Stellungnahmen zum Ausbau/Neubau der Zubringerstralle sowie
zum Neubau der Autobahnanschlussstelle wurden gemeinsam am 13. und 14.11.2012 im
groRen Sitzungssaal des Landratsamts Dingolfing-Landau, Obere Stadt 1, 84130 Dingolfing,
erortert. Den Behorden, Tragern offentlicher Belange, Vereinigungen sowie den Einwendern
wurde der Termin der Erorterung mitgeteilt; im Ubrigen erfolgte eine ortsiibliche
Bekanntmachung in der Stadt Dingolfing und den Gemeinden Moosthenning und Loiching.
Das Ergebnis des Erérterungstermins ist in einer Niederschrift festgehalten.

Aufgrund der vorgebrachten Einwendungen hat der Landkreis Dingolfing-Landau
Plananderungen vorgenommen. Die Tekturplanung vom 15.2.2013 betrifft den geplanten
Neubau der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 zwischen Loiching und Teisbach sowie den
Ruckbau der bestehenden DGF 16 zwischen dem Bahniibergang bei Héfen und dem
Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum. Sie beinhaltet im Wesentlichen:

e Die Linienfihrung der Verbindungsstralle DGF 8/DGF 16 wird zur Minimierung der
Eingriffe in das Grundeigentum nach Norden verschoben. Der bestehende Feld- und
Waldweg wird dabei soweit wie mdglich in die Trassenfihrung mit einbezogen.

e Die vorhandene KreisstraBe DGF 16 wird nach Verlegung des Kreisstralenverkehrs
auf  die aufzustufende  Gemeindeverbindungsstrale  ,Teisbacher  Feld"
(Industriestral3e) zwischen dem Bahniibergang Hoéfen und dem Kreisverkehrsplatz
beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zurtickgebaut und mit
Verkehrsfreigabe der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen zum beschrénkt
offentlichen Weg fur Anlieger, Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft.

Mit Schreiben vom 27.3.2013 beantragte der Landkreis Dingolfing-Landau fur die
Plananderung die Planfeststellung nach dem BayStrWG.

Die Regierung von Niederbayern gab mit Schreiben vom 4.4.2013 zur Tekturplanung
folgenden Behdrden, sonstigen Tragern o6ffentlicher Belange und Vereinigungen Gelegenheit
zur Stellungnahme (ergénzende 6ffentliche Anhérung):

- Stadt Dingolfing

- Gemeinde Loiching

- Gemeinde Moosthenning

- Wasserwirtschaftsamt Landshut

- Amt fur Landliche Entwicklung Niederbayern

- Amt fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten Landau a. d. Isar
- Bayer. Bauernverband, Regensburg

- Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege, Miinchen



Zu den im Anhdrungsverfahren zur Tekturplanung vorgebrachten Einwendungen und
Stellungnahmen &uf3erte sich der Landkreis Dingolfing-Landau mit Schreiben vom 14.8.2013.

Die Einwendungen und Stellungnahmen zur Tekturplanung wurden am 21.11.2013 im
groRRen Sitzungssaal des Landratsamts Dingolfing-Landau, Obere Stadt 1, 84130 Dingolfing,
erortert. Den Behorden, Tragern offentlicher Belange, Vereinigungen sowie den Einwendern
wurde der Termin der Erorterung mitgeteilt; im Ubrigen erfolgte eine ortsiibliche
Bekanntmachung in der Stadt Dingolfing und den Gemeinden Moosthenning und Loiching.

Das Ergebnis des Erérterungstermins zur Tekturplanung ist ebenfalls in einer Niederschrift
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Bezirk Niederbayern, Fachberatung fir Fischerei
Bund Naturschutz in Bayern e.V.

Landesbund fir Vogelschutz, Bezirksgeschéaftsstelle Niederbayern
Landesfischereiverband Bayern e.V.
Landesjagdverband Bayern e.V.
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald
Autobahndirektion Stidbayern

Stadtwerke Dingolfing

Deutsche Telekom Netzproduktion, Regensburg
Bayernwerk AG

E.ON Netz GmbH

E.ON Wasserkraft

Energienetze Bayern

festgehalten.
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C Entscheidungsgrinde

Die Entscheidung beruht auf folgenden rechtlichen Erwagungen:

1.2

Verfahrensrechtliche Bewertung

Notwendigkeit der Planfeststellung (einschlieBlich der Rechtsgrundlagen,
Zustandigkeit, Konzentrationswirkung, Folgemafinahmen)

Die Regierung von Niederbayern ist gemaf Art. 39 Abs. 1 BayStrWG und Art. 3 BayVwVfG
die sachlich und ortlich zustdndige Behérde fir das Anhodrungsverfahren und die
Planfeststellung.

Nach Art. 36 Abs. 2 BayStrWG ist bei KreisstraRen die Planfeststellung durchzufiihren, wenn
es sich um Strallen besonderer Bedeutung, insbesondere um Zubringerstralen zu
Bundesfernstral3en handelt. Die auszubauenden bzw. zu verlegenden KreisstraRen DGF 8
und DGF 16 ubernehmen kiinftig Zubringerfunktion zur Autobahn A 92 (Anschlussstelle
Dingolfing-Hofen).

Durch die Planfeststellung wird die Zuldssigkeit des Vorhabens einschliel3lich der
notwendigen Folgemalinahmen im Hinblick auf alle von ihm berthrten 6ffentlichen Belange
festgestellt und es werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager des
Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt (Art. 75 Abs. 1
BayVwV{G).

Die stralRenrechtliche Planfeststellung macht also nahezu alle nach anderen
Rechtsvorschriften notwendigen offentlich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen,
Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen entbehrlich (Art. 75 Abs. 1
Satz 1 BayVwVfG). Hiervon ausgenommen ist die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 8 WHG.
Aufgrund von 8 19 WHG kann die Regierung jedoch auch Uber die Erteilung der Erlaubnis
zusammen mit diesem Planfeststellungsbeschluss entscheiden. Gleiches gilt fir die
stral3enrechtlichen Verfiigungen nach dem Bayerischen Straf3en- und Wegegesetz.

Behandlung von verfahrensrechtlichen Riigen

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat die Planfeststellung der Zubringerstral3e sowie der
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen gleichzeitig (ausdrticklich auch im Namen der
Autobahndirektion Sidbayern, also mit Vertretungsbefugnis) bei der Regierung von
Niederbayern beantragt. Eine gemeinsame Behandlung der Vorhaben
ZubringerstralBenverbesserung und Autobahnanschluss, wie sie u. a. von der Rechts-
anwaltskanzlei Labbé, Miinchen und dem Bund Naturschutz gefordert wird, ist weder
nach Art. 75 Abs. 1 Satz 1 noch nach Art. 78 BayVwVfG geboten.

Art. 75 Abs. 1 Satz 1 BayVwVI{G:

Der geplante Ausbau/Neubau der ZubringerstralRe ist keine notwendige FolgemalRnahme
des Baus der Autobahnanschlussstelle, mit Ausnahme des engen Kreuzungsbereiches der
Anschlussstelle, die im Planfeststellungsbeschluss vom 27.6.2013 behandelt wurde. Die
kiinftige Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen wird mit dem vorhandenen StraRennetz
im Westen von Dingolfing tber die bestehende KreisstraRe DGF 16 sowie die ebenfalls
bereits vorhandene Gemeindeverbindungsstral3e mit der St 2074 im Siden und der DGF 10
im Norden, also dem uberdrtlichen Stra3ennetz, verkniipft. Die Stral3enverbindungen sind fur
den allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr gewidmet. Es entsteht also eine funktionsfahige
Anbindung an die Autobahn. Die vorliegende KreisstralBenplanung im sidlich
anschlieBenden Bereich hat eigenen planerischen Gehalt. Das Planfeststellungsverfahren
nach FStrG wurde deshalb auf die notwendige Anpassung der DGF 16 im Kreuzungsbereich
bis zum Verteilerkreis sudlich der A 92 beschrankt.

Zu den notwendigen Folgemalinahmen gehdren nicht Mainahmen an anderen Anlagen,
die Uber die notwendige Anpassung zur Herstellung der vollen Funktionsfahigkeit
hinausgehen, also ein eigenes Planungskonzept erfordern bzw. verfolgen (BVerwG vom
12.2.1988 NVwZ 1989, 153) und Uber Anschluss und Anpassung wesentlich hinausgehen
(BVerwG vom 13.7.2010, Az. 9 B 103.09).

Es handelt sich also um mehrere Vorhaben bzw. Projekte im Rechtsinn, die einer
gesonderten Behandlung und fachplanerischen Abwagung bedurfen.
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Art. 78 BayVwVfG:

Auch ein gemeinsames Verfahren ist hier nicht geboten.

Nur wenn mehrere selbstandige Vorhaben derart zusammentreffen, dass ganz oder teilweise
nur eine einheitliche Entscheidung mdglich ist, gilt Art. 78 BayVwVfG. Die Planung zur
Verbesserung und dem Neubau der Zubringerstrale steht in einem gewissen
Zusammenhang mit dem Bau der Anschlussstelle, weil das Bundesministerium fiur Verkehr
und digitale Infrastruktur die Zustimmung zum Bau der neuen Anschlussstelle unter der
Voraussetzung erteilt hatte, dass die sidlich der Staatsstrale St 2074 vorgesehenen
Stral3enverbindungen zeitgleich mit dieser realisiert werden oder vor Baubeginn der neuen
Anschlussstelle zumindest durch einen bestandskraftigen Planfeststellungsbeschluss
abgesichert sind. Damit wurde aber nicht verlangt, dass eine einheitliche Entscheidung
ergehen muss. Die planerische Entscheidung, wie diese tberdrtliche Verbindung hergestellt
wird, bleibt dem Landkreis vorbehalten. Auch einer friheren Planung tber die bestehende
DGF 16 hatte der BMVI bereits zugestimmt. Mit Schreiben vom 30.5.2013 bestétigte er, dass
eine getrennte Planfeststellung fir zuléssig gehalten wird.

Nach der Rechtsprechung (BVerwG vom 18.04.1996, Az. 11 A 86/95) mdissten fur eine
Anwendung des Art. 78 BayVwVfG diese Vorhaben in einem solchen engen rdumlichen
Zusammenhang stehen, dass jeder Vorhabentrager zur sachgerechten Verwirklichung seines
Planungskonzeptes darauf angewiesen wére, dass Uber die Zulassung der
zusammentreffenden Vorhaben nur in einem Verfahren entschieden wird. Die Notwendigkeit
einer einheitlichen Entscheidung besteht dagegen nicht, wenn planerisch erhebliche Belange
des einen Verfahrens im anderen durch Verfahrensbeteiligung und durch Berlicksichtigung
angemessenen erfasst werden. Ein nur materielles Interesse an der planerischen
Koordination verschiedener Belange rechtfertigt fur sich nicht, die gesetzliche
Verfahrenszustandigkeit zu andern (BVerwG vom 23.12.1992, Az. 4 B 188.92). Auch andere
Grunde fur ein gemeinsames Verfahren liegen nicht vor. Eine raumliche Uberschneidung, die
ein starkes Indiz fur die Anwendbarkeit des Art. 78 BayVwVfG ist, besteht hier nicht. Auch
das Gebot der Konfliktbewaltigung rechtfertigt hier keine Verfahrenskonzentration, sondern
die Planung der Autobahnanschlussstelle und der Verfahrensstand kénnen hier durch ein
und dieselbe Planfeststellungsbehtdrde beriicksichtigt und abgewogen werden. Der
Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Niederbayern zum Bau der
Autobahnanschlussstelle vom 27.6.2013 Nr. 32-4354.11-16/ A 92 liegt bereits vor.

Es muss deshalb auch nicht naher darauf eingegangen werden, wie weit nach Art. 78
BayVwVfG der Umgriff des Ausbaus/Neubaus der Zubringerstral3e allenfalls gezogen werden
durfte.

Lasst sich ein Einheitsvorhaben aufteilen, muss von dieser Mdglichkeit auch Gebrauch
gemacht werden (Ronellenfitsch, VWV{G, § 78 Rdnr. 13).

In Anwendung der genannten Grundsétze kommt man somit nicht zu einem gemeinsamen
Verfahren nach BayStrWG (Schwerpunkt KreisstralBenplanung) fir den gesamten
Planungsbereich, weil diese Vorhaben zwar zu einem gemeinsamen Konzept gehdren, aber
technisch und raumlich selbstandig sind und in getrennten Verfahren aufeinander
abgestimmt werden kénnen.

Auch im Hinblick auf betroffene Belange ist hier kein gemeinsames Verfahren veranlasst,
denn die Art und der Umfang ihrer Berticksichtigung wéren gleich. Beim Verkehrslarmschutz
ist der neue oder geéanderte Verkehrsweg zu betrachten. Diese sektorale Prifung gilt auch in
einem gemeinsamen Verfahren und bei Vorhaben, die in einem zeitlichen und funktionalen
Zusammenhang stehen (Storost, DVBI 2013, 281).

Mit dem Ausbau/Neubau der KreisstraRen DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer will der
Landkreis den Verkehr in Richtung Autobahn auf einer Hauptachse biindeln und damit vor
allem die bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbiihl und
Hofen vom Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist es, die Larm- und Abgassituation fur die
Anwohner erheblich zu verbessern. Auch der Bahniibergang der bestehenden KreisstralRe
DGF 16 bei Hoéfen mit der Bahnlinie Landshut - Plattling soll durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige Trasse der GemeindestraRe mit Uberfilhrung stark
entlastet werden. Der Bau der Zubringerstral3e hat also eine eigene Planrechtfertigung und
eine selbstandige planerische Aufgabe (siehe auch nachfolgend unter 2.2).
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Der Landkreis Dingolfing-Landau ist sowohl an der Verlegung bzw. dem Ausbau der
Zubringerstralle als auch am Neubau der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen
(federfuihrend) beteiligt bzw. kann die Planungen koordinieren. Auch die rechtsverbindlichen
Feststellungen der Planungen liegen in einer Hand (Regierung von Niederbayern). Also sind
Probleme hinsichtlich der notwendigen Abstimmungen nicht zu befiirchten.

Das Konzept zum Ausbau und Neubau der Kreisstrallen DGF 8/DGF 16 kann als ein
Vorhaben im Rechtsinne betrachtet werden, da es einem einheitlichen Konzept unterliegt und
alle Teile zur Erreichung eines zielkonformen Stra3ennetzes verniinftigerweise geboten sind.

Verfahren zur Prifung der Umweltauswirkungen

Fur den Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGFE 8/DGF 16 einschlieBlich der
FolgemalRnahmen ist nach Art. 37 BaySttWG und dem UVPG keine férmliche
Umweltvertraglichkeitsprifung  durchzufihren.  Diese  Beurteilung gilt auch  bei
Berticksichtigung des vom Landkreis Dingolfing-Landau und der Bundesrepublik Deutschland
vorgesehenen gemeinsamen Baus der neuen Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen
(DGF 16) im Zuge der A 92 (Planfeststellungsbeschluss der Regierung von Niederbayern
vom 27.6.2013).

Gemal § 3 UVPG i.V.m. Ziff. 13.8 der dortigen Anlage 1 ist bei sonstigen Ausbauvorhaben
an_Gewassern in einer allgemeinen Vorprifung des Einzelfalles festzustellen, ob eine
Umweltvertraglichkeitspriifung durchzufiihren ist. Unter Anwendung der Kriterien der Anlage
2 konnen hier erhebliche nachteilige Auswirkungen durch die Anderungen am
Langenmuihlbach und am Sickergraben verneint werden. Als Grundlage dieser Beurteilung
dienen die vom Antragsteller vorgelegten Planunterlagen. Die Detailplanung der
Briickenbauwerke tber den Langenmuhlbach und den Sickergraben hat der Vorhabentrager
mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut abzustimmen (Nebenbestimmung A 3.3.1).

Da die vorgesehenen Rodungen und Ersatzaufforstungen unter den in Anlage 1 Ziff. 17 zum
UVPG genannten GrolRen fir die allgemeine Vorprifung liegen und die Merkmale der
standortbezogenen Vorpriufung gemafR § 3c Satz 2 UVPG (und Anlage 2 Nr. 2) ebenfalls
nicht vorliegen, besteht auch insoweit keine Pflicht zur Umweltvertraglichkeitsprifung.

Die entscheidungserheblichen Umweltauswirkungen durch den Ausbau/Neubau der
Kreisstrallen DGF 8/DGF 16 sind jedoch in den Planunterlagen behandelt und in diesem
Beschluss dargestellt und bewertet.

Materiell-rechtliche Wirdigung

Rechtmaligkeit der Planung (grundséatzliche Ausfihrungen)

Das Vorhaben wird zugelassen, da es im Interesse des offentlichen Wohls unter Beachtung
der Rechte Dritter im Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit verninftigerweise
geboten ist. Die verbindlich festgestellte Stralenplanung ist auch im Hinblick auf die
enteignungsrechtliche Vorwirkung gerechtfertigt, berticksichtigt die in den StralRengesetzen
und anderen gesetzlichen Vorschriften zum Ausdruck kommenden Planungsleitsatze,
Gebote und Verbote und entspricht schliel3lich den Anforderungen des Abwégungsgebotes.

Planrechtfertigung

Der Ausbau/Neubau der Kreisstralien DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer in Richtung
Anschlussstelle Dingolfing-Hofen und Stral3e fur den Uberértlichen Verkehr zur St 2074 ist
Teil des unter B 1 beschriebenen Gesamtkonzeptes. Der Bau der Anschlussstelle Dingolfing-
Hofen wurde mit Beschluss vom 27.6.2013 planfestgestellit.

Mit dem Bau der Zubringerstral3e zur Anschlussstelle Dingolfing-Hofen will der Landkreis den
Verkehr in Richtung Autobahn auf einer Hauptachse bindeln und damit vor allem die
bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbthl und Héfen vom
Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist es, insbesondere die Larm- und Abgassituation fir die
Anwohner erheblich zu verbessern. Auch der Bahnubergang der bestehenden Kreisstral3e
DGF 16 bei Hofen mit der Bahnlinie Landshut - Plattling soll durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige Trasse der Gemeindestralle mit Briicke uber die
Bahnlinie stark entlastet werden. Daneben werden Uber die verlegte StralRenverbindung
Loiching und Teisbach auf kurzen Weg an den westlichen Teil der Stadt Dingolfing
angebunden. Das Vorhaben ist aus Grinden des Gemeinwohls auf seiner gesamten Lange
verninftigerweise geboten.
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Nach dem Verkehrsgutachten des Biros fur Verkehrsplanung und Stadtebau Lang +
Burkhardt, Minchen, aus den Jahren 2005/2007, zuletzt aktualisiert am 5.5.2011, liegt das
Nutzungspotenzial der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen nach Realisierung des
Gesamtkonzeptes im Prognosejahr 2025 bei 12.600 Fahrzeugen/Tag. Die Verkehrsbelastung
auf der DGF 16(neu) sudlich der St 2074 bis zur Isarbriicke Teisbach wird bei 7.300
Fahrzeugen/Tag liegen. Auf der neuen Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 zwischen
Loiching und Teisbach werden 2.900 Fahrzeuge/Tag erwartet. Durch die mit der geplanten
zusétzlichen Autobahnanbindung im Raum Dingolfing einhergehende Verkehrsentflechtung
werden in grof3en Teilen des bestehenden Stralennetzes erhebliche Entlastungseffekte
eintreten. Die Verkehrssicherheit und die Qualitat der Verkehrsablaufe werden insbesondere
auch auf der A 92 im Bereich der vorhandenen Anschlussstelle Dingolfing-West deutlich
verbessert. Im Prognosejahr wird die Anschlussstelle Dingolfing-West und die sudlich
anschlieBende St 2111 bis zur St 2074 im Vergleich zur ,Nullvariante* zwischen 25 und 30 %
entlastet. Die St 2074 wird zwischen der St 2111 und der Ortsdurchfahrt Kronwieden um bis
zu 55 % vom Verkehr entlastet. Diese Entlastungen durften im Wesentlichen bereits bei der
Inbetriebnahme der Anschlussstelle Dingolfing-Hofen und dem Ausbau der GVS zur
Kreisstral3e eintreten. Mit der Gesamtfertigstellung der Zubringerstralie DGF 8/DGF 16 wird
der Verkehr auf der derzeitigen DGF 16 im Bereich Schonbihl im Vergleich zu Prognose-
Nullfall um 65 % niedriger sein. Auch auf der DGF 8 in Kronwieden wird eine spurbare
Entlastung erwartet. Somit sind alle Teile des KreisstraBenvorhabens verninftigerweise
geboten.

Die fur den Ausbau/Neubau der KreisstraRen DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer zur
Anschlussstelle  Dingolfing-Hofen  sprechenden Umsténde rechtfertigen auch die
Inanspruchnahme von Eigentum (Wohl der Allgemeinheit) und die sonstigen Auswirkungen.
Ein Verzicht auf das Vorhaben ("Null-Variante”) ware nicht vertretbar.

Soweit diese Notwendigkeit des Vorhabens vom Bund Naturschutz im Anhdrungsverfahren
mit grundsétzlichen Argumenten in Zweifel gezogen und ein tberregionales Verkehrskonzept
far den Landkreis Dingolfing-Landau gefordert wurde, geht es um Gesichtspunkte, die im
Zulassungsverfahren fiir ein konkretes Projekt keine entscheidende Bedeutung haben.

Soweit der Bund Naturschutz ferner darauf hinweist, dass im Bebauungsplan ,BMW West IV*
der Stadt Dingolfing ausgefiihrt sei, dass das Baugebiet Uiber die GVS ,Industriestralle” und
die St 2074 sehr gut Uber die Anschlussstelle Dingolfing-West an die Autobahn angebunden
ist und daraus ableitet, dass die geplante zusatzliche Anschlussstelle Dingolfing-Hofen sowie
der Ausbau/Neubau der Zubringerstral3e nicht notwendig sind, darf nochmals auf die mit den
beiden Vorhaben verfolgten Planungsziele hingewiesen werden, die den Zielsetzungen des
BayStrWG und des FStrG entsprechen. Auch der Anmerkung, dass mit den Vorhaben
lediglich die ErschlieBung des Dynamikzentrums von BMW verbessert werden soll, kann
deshalb nicht gefolgt werden. Die Anschlussstelle und die Zubringerstralle dienen einem
offentlichen Bedarf. Der Uberwiegende Zweck der Vorhaben des Landkreises liegt in der
Weiterfuhrung der in den letzten Jahren getatigten erheblichen Investitionen fir den Ausbau
und die Ertichtigung der KreisstralRen DGF 8 und DGF 16 (u. a. Neubau der Isarbriicken
Teisbach und Loiching), also der Verbesserung der Anbindung des stidlich der Isar liegenden
Landkreisgebietes an die Autobahn. Aber auch die Stra3enverbindung aus diesem Raum in
Richtung Dingolfing soll deutlich verbessert werden. Mit Stralenbau darf auch
Strukturverbesserung betrieben werden (Numberger in Zeitler, BayStrtWG Art. 38 Rdnr. 128).

Die Forderungen nach einem neuen Verkehrsgutachten sind unbegrindet. Das
Verkehrsgutachten des Blros fir Verkehrsplanung und Stadtebau Lang + Burkhardt,
Minchen, ist aussagekraftig, weil ihm aktuelle Verkehrszahlen zu Grunde liegen und auch
die aktuellen Entwicklungen bertcksichtigt sind. Insbesondere wurden vom Gutachter bei der
Verkehrsprognose fur das Jahr 2025 u. a. neben einem Vollbetrieb des Dynamikzentrums die
im Bau befindlichen Gewerbegebiete mit unterschiedlichen Nutzungen an der St 2074
(ca. 45 ha) und auch das aus Rimbach zu erwartende zusatzliche Verkehrsaufkommen auf
der DGF 16 sowie das Verkehrsaufkommen aus der verstarkten Nutzung des Westtors des
BMW-Werkes angemessen bericksichtigt. Die Ergebnisse der letzten amtlichen
StralRenverkehrszahlung 2010 bestédtigen, dass die Datengrundlagen zutreffend sind und
umfassend erhoben wurden. Die Verkehrsprognose ist nach Meinung der
Planfeststellungsbehdrde plausibel und nachvollziehbar.

Die Auswirkungen auf die Kreisstra3en nordlich der A 92 und sudlich der Isar wurden
bericksichtigt. Die Verkehrsbelastungen werden auf der DGF 16 ndérdlich der
Autobahnanschlussstelle nicht wesentlich zunehmen und auch in den Ortsdurchfahrten
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Teisbach und Loiching im Zuge der KreisstraBen DGF 8 und der DGF 16 kann das dort
kunftig zu erwartende Verkehrsaufkommen weiterhin vertraglich abgewickelt werden.

Der Ausbau der Kreisstrale DGF 15 im Weilnbachtal wurde als letztes Teilstlick der
Verbindung St 2111 - St 2327 - St 2074 - Anschlussstelle Dingolfing-Ost der A 92 im
September 2010 fertiggestellt. Wesentliche Teile dieser weitrdumigen Stral3enverbindung
wurden bereits fruher verwirklicht und sind seit Jahren verkehrswirksam. Aktuelle
Beobachtungen des Verkehrsgeschehens zeigen, dass die Ostumgehung Dingolfing
(Anschlussstelle Dingolfing-Ost) im Zuge der DGF 15 allein nicht ausreicht, um die
vielschichtigen Verkehrsprobleme im Raum Dingolfing zu l6sen. Uber die neue (3.)
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen soll vor allem das in den letzten Jahren stark
gestiegene Verkehrsaufkommen im Westen von Dingolfing aus den groRen Wohn-,
Gewerbe- und Industriegebieten der Stadt und der Gemeinde Loiching sowie aus dem
sudlich der Isar liegenden Gebiet des Landkreises Dingolfing-Landau leistungsfahig und
anwohnervertraglich auf kurzem Weg zur A 92 geleitet werden. Das bestehende StralRennetz
soll spurbar entlastet und die Larm- und Abgassituation fur die Anwohner erheblich
verbessert werden. Durch die Entflechtung des Verkehrs sind erhebliche positive
Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit fir den weitrdumigen Verkehr auf der A 92 sowie
den Verkehr auf den Zubringerstral3en zur Autobahn zu erwarten.

Offentliche Belange, Belange von allgemeiner Bedeutung

Raumordnung, Landes- und Regionalplanung

Zentrales Ziel der Landesentwicklung ist die Schaffung mdglichst gleichwertiger Lebens- und
Arbeitsbedingungen. Hierfur ist eine gute verkehrliche ErschlieBung aller Landesteile
erforderlich. Dieses Ziel lasst sich in dem weitrdumigen Fléchenstaat Bayern mit
leistungsfahigen StraRen entlang der raumbedeutsamen Entwicklungsachsen erreichen. Die
Leistungsféahigkeit muss insbesondere auch in den Verknipfungspunkten der Stral3en
gewahrleistet sein.

Laut Regionalplan fir die Region Landshut (13) ist der Bau eines zusatzlichen
Autobahnanschlusses an die A 92 zwischen Worth a. d. Isar und Dingolfing besonders
vordringlich durchzufihren.

Dem regionalen Stralennetz (Staatsstraflen sowie regional bedeutsamen Kreis- und
Gemeindeverbindungsstra3en) kommt insbesondere Bedeutung fir die Anbindung an das
Fernstral3ennetz, die Verknlpfung der wichtigen zentralen Orte der Regionen untereinander
und die Erreichbarkeit der zentralen Orte aus ihren jeweiligen Verflechtungsbereichen zu.
Weiterhin soll das regionale Stralennetz entweder ginstige direkte Anbindungen an den
Flughafen Miinchen ermdglichen oder als leistungsfahiger Zubringer zu den zum Flughafen
fihrenden Fernstraf3en dienen.

Planungsvarianten

Das Vorhaben zielt gemeinsam mit dem Bau der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen
auf eine anwohnervertragliche und leistungsféahige Anbindung des in den letzten Jahren im
westlichen Bereich der Stadt Dingolfing stark gestiegenen Verkehrs an das Fernstral3ennetz
ab. Die weitere Autobahnanschlussstelle und der Bau/Ausbau einer leistungsfahigen
ZubringerstraBe erméglichen die vollstindige Herausnahme des nur durchfahrenden
Verkehrs aus den langgestreckten Ortsdurchfahrten. Das bestehende Stral3ennetz wird
dadurch spurbar entlastet und die La&rm- und Abgassituation fir die vielen Anwohner
erheblich verbessert. Wegen der Entflechtung des Verkehrs und der Entlastungswirkung auf
die bereits heute zeitweise stark Uberlastete Autobahnanschlussstelle Dingolfing-West im
Zuge der ebenfalls stark Uberlasteten Staatsstralle 2111, mit geféhrlichem Rickstau
teilweise bis auf die durchgehende Autobahnfahrbahn, werden durch die Planldsung
erhebliche positive Auswirkungen auf die Verkehrssicherheit auf der A 92 sowie auf den
Zubringerstrallen zur Autobahn erwartet. Die bestehende hodhengleiche Kreuzung der
Kreisstral3e DGF 16 bei Hofen mit der Bahnlinie Landshut - Plattling kann durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige GVS (DGF 16neu mit Stral3enuberfihrung tber die
Bahnlinie) weitgehend entlastet und damit die Verkehrssicherheit am Bahnibergang
wesentlich erhdht werden, ohne dass eine neue Stral3e gebaut werden muss.

Fur diese Ziele reicht die von verschiedener Seite geforderte Ertiichtigung der
Autobahnanschlussstelle  Dingolfing-West nicht aus. Mit einer Verlangerung der
Ausfahrspuren und/oder einem Umbau der Anschlussstelle Dingolfing-West zu einem sog.
.Kleeblatt" waren zwar im unmittelbaren Knotenpunktbereich Leistungssteigerungen im
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Verkehrsablauf méglich. Eine nachhaltige Verbesserung der Verkehrssituation im Raum
Dingolfing kdénnte damit aber nicht erreicht werden, weil in der Weiterfilhrung die bereits
heute stark belasteten StaatsstrafRen 2111 und 2074 und die hochbelasteten Knotenpunkte
nicht ausreichend leistungsfahig sind bzw. nicht so ausgebaut werden kénnen, dass das fur
das Jahr 2025 prognostizierte Verkehrsaufkommen sicher abgewickelt werden kann.

Ungeeignet sind deshalb auch die vom Bund Naturschutz vorgeschlagene neue
Zubringerstralle vom Dynamikzentrum bis zur Anschlussstelle Dingolfing-West als
Parallelstrale unmittelbar sidlich entlang der A 92 und die vom Landesbund fir
Vogelschutz vorgeschlagene direkte Anbindung an die A 92 durch einen Umbau des
nahegelegenen sidlichen Rastplatzes der A 92 zu einer beschrénkten Autobahnzufahrt fur
das Dynamik-Zentrum und das BMW-Werk.

Die derzeitige Verkehrssituation zeigt auch, dass grol3ere Verkehrsverlagerungen aus dem
Westen von Dingolfing zur (bisher durchschnittlich belasteten) bestehenden Anschlussstelle
Dingolfing-Ost Uber die St 2074 nicht realisierbar sind, weil die Anschlussstelle weder von der
Entfernung noch von der Fahrzeit her eine interessante Alternative darstellt. Die
autobahnparallele Verteiler- und Zubringerstralle St 2074 (Landshuter Stral3e/Deggendorfer
StralRe) ist in Dingolfing heute bereits mit bis zu 11.000 Kfz/Tag stark belastet und tber
mehrere Kreuzungen mit dem stadtischen StralBennetz verknupft. Eine weitere
Leistungssteigerung ist mit vertretbaren Mitteln nicht méglich.

Die Beibehaltung der gegenwartigen Situation ohne oder mit nur sehr geringen baulichen ggf.
aber mit verkehrslenkenden Mafinahmen (Nullvariante) ware aufgrund der vorhandenen und
insbesondere der zu erwartenden sehr hohen Verkehrsbelastungen unvertretbar. Mit der
geforderten weiteren Optimierung der Ampelschaltung an der Anschlussstelle Dingolfing-
West - falls eine spirbare weitere Optimierung Uberhaupt noch méglich ware - kénnten die
Verkehrsprobleme in Dingolfing allein nicht geldst werden.

Die Hauptverkehrsachsen fur den Nord-Sudverkehr im Westen von Dingolfing sind die
KreisstraRen DGF 8 und DGF 16. Uber sie wird derzeit der Verkehr aus dem stidwestlichen
Landkreisgebiet Dingolfing-Landau sowie aus dem westlichen Stadtgebiet von Dingolfing zur
St 2074 und weiter Uber die St 2111 zur Autobahn A 92 (Anschlussstelle Dingolfing-West)
bzw. in das Stadtgebiet Dingolfing gefuhrt.

Um eine mdglichst eingriffsarme und anwohnervertragliche Problemldsung zu finden, hat der
Landkreis Dingolfing-Landau im Jahr 2007 bei der Gesellschaft fur Landschaftsarchitektur
Dr. H. M. Schober, Freising, eine sog. ,Raumwiderstandsanalyse” mit Variantenvergleich in
Auftrag gegeben. Die Untersuchungsergebnisse sind in die Variantenabwagung
eingeflossen.

Wegen der vorhandenen dichten Bebauung im Westen von Dingolfing, kommt fir die
geplante weitere leistungsfahige und anwohnervertragliche Stral3enanbindung an die Stadt
Dingolfing und die A 92 nur der Bereich zwischen Kronwieden und Hofen oder eine
Trassenfuhrung im Bereich Griblhof (unter Einbindung der bestehenden GVS ,Teisbacher
Feld“, Industriestral3e) in Betracht.

Trasse Kronwieden/Héfen (Erlauterungsbericht Variante 1)

Die Variante 1 beginnt bei der kiinftigen Anschlussstelle Dingolfing-Hofen am vorhandenen
Kreisverkehrsplatz DGF 16. Die Trasse fuhrt zundchst nach Sidwesten, unterquert die
Bahnlinie Landshut - Plattling und die Staatsstraf3e 2074 mit einer Grundwasserwanne. Sie
fuhrt anschlieend zwischen den Orten Kronwieden und Héfen/Schénbihl auf mdglichst
kurzem Weg nach Siuden zur Isar, wo sie Uber eine neue isarparallele Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16 mit den weiterfiihrenden Kreisstra3en, die sudlich dber die Isar fuhren,
verknupft ist.

Diese Variante wirde die verkehrlichen Anforderungen an eine leistungsféhige
Zubringerstral3e zur Autobahn erfillen. Die Bauldnge betragt 3,73 km, wobei die gesamte
Strecke neu trassiert/gebaut werden musste. Insbesondere nahe hintereinander liegende und
technisch schwierige und sehr teure hohenfreie Kreuzungsbauwerke mit der Bahnlinie
Landshut - Plattling sowie der Staatstral3e 2074 missten dabei hergestellt werden.

Ein weiterer erheblicher Nachteil der Variante 1 im Vergleich zur Planldsung ist der relativ
geringe Abstand der Strallentrasse zur Wohnbebauung im Bereich Kronwieden und
Hofen/Schénbiihl sowie zur dortigen Schule mit Schulsportplatz. Auch ein landwirtschaftlicher
Betrieb wére vom Stral3enneubau massiv betroffen. Entsprechende Einwendungen wurden
bereits im Vorfeld des Planungsverfahrens erhoben.
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Trasse Grublhof (Planl6sung - Erlauterungsbericht Variante 2)

Die Planlésung beginnt ebenfalls bei der Anschlussstelle Dingolfing-Héfen am vorhandenen
Kreisverkehrsplatz DGF 16. Der Autobahnzubringer fuhrt anschliel3end aber in einem weiten
Bogen unter Einbeziehung der vorhandenen GVS ,Teisbacher Feld* (Industriestra3e) zum
bereits bestehenden Kreisverkehrsplatz bei Griblhof (St 2074). Die vorhandene Briicke Uber
die Bahnlinie und der Kreisverkehrsplatz kdnnen weiter verwendet werden. Die Trasse fuhrt
anschlieBend nach Siden zur Isar, wo sie an die weiterfihrenden KreisstraRen DGF 16
(Isarquerung Teisbach) und Uber eine neue isarparallele Verbindungsspange DGF 8/DGF 16
an die DGF 8 (Isarquerung Loiching) anbindet. Die Variante 2 erfillt, wie die Variante 1, die
verkehrlichen Anforderungen an eine leistungsfahige Zubringerstrale zur Autobahn, die
Entlastungswirkung auf einzelne Ortsdurchfahrisbereiche ist aber etwas geringer. Die
gesamte Baulénge betragt 5,32 km, davon filhren jedoch 2,4 km auf der bereits bestehenden
Gemeindeverbindungsstralle, die bestandorientiert um 1 m verbreitert werden muss. Die
Neubaulénge ist bei der Planlésung mit 2,91 km also deutlich kirzer wie bei der Variante 1
(3,73 km). Obwohl sich die Variante 1 hinsichtlich der Eingriffe in Natur und Landschaft
gunstiger als die Planlosung erweist und deshalb weniger Ausgleichsflachen notwendig
waren, liegt bei der Planlosung der Grundbedarf an Privatflachen insgesamt nicht hoher.
Hinsichtlich der Durchschneidung landwirtschaftlicher Grundsticke hat die Planldsung
gegeniber der Variante 1, bei der im Bereich Kronwieden mehrere Grundstiicke mittig
durchschnitten wirden, deutliche Vorteile. Die Planlésung stellt trotz grol3erer Ausbaulange
auch die wirtschaftlichste Losung dar, weil im Vergleich zur Variante 1 u. a. zwei sehr
aufwandige Unterfihrungsbauwerke entfallen kdnnen.

Gesamtbewertung

Die Verkehrsverhaltnisse im Bereich Dingolfing kdnnen nachhaltig nur durch eine wirksame
Entflechtung der Verkehrsstrome (ber eine zusatzliche kurzwegige und leistungsfahige
Anbindung an die Autobahn A 92 im Westen von Dingolfing verbessert werden. Dabei drangt
sich der Anschluss an der bestehenden Kreuzung mit der KreisstraRe DGF 16 auf. Auch der
gewdhlte Ausbau/Neubau der Zubringerstra3e zur Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen
ist verninftigerweise geboten, zweckm&Rig und wirtschaftlich. Er stellt die
anwohnervertraglichste Losung dar und bezieht bereits bestehende Stralen weitest moglich
mit ein. Die Eingriffe in Natur und Landschaft sind vertretbar bzw. kénnen vollstandig
ausgeglichen werden.

Verkehrsverlagerungen auf die bestehende Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Ost sind
weder moglich noch sinnvoll, weil damit zusétzliche Verkehrsbelastungen in Bereichen
erfolgen wirden, wo eigentlich verbessert bzw. entlastet werden soll. Mit Verbesserungen
der bestehenden Anschlussstelle Dingolfing-West wiirde das Ziel des Planvorhabens, die
Anwohner soweit wie moglich vom Verkehr zu entlasten und auf den HauptverkehrsstraRen
kinftig Stausituationen weitgehend zu vermeiden, ebenfalls nicht erreicht.

Ausbaustandard (Linienfihrung, Gradiente, Querschnitt)

Die Dimensionierung und Ausgestaltung der ZubringerstraBe DGF 8/DGF 16 zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen sowie der Folgemafinahmen entspricht einer
sachgerechten Abwagung der widerstreitenden Belange. Die Uberprifung und Entscheidung
orientiert sich hierbei an verschiedenen "Richtlinien fur die Anlage von Stra3en — RAS bzw.
RAL". Die dort dargestellten, verkehrsbezogenen Gesichtspunkte und stralenbaulichen
Erfordernisse sind jedoch keine absoluten Maf3stébe. Vielmehr sind diese Erfordernisse auf
den Einzelfall bezogen den sonstigen beriihrten Belangen gegeniiberzustellen.

Die festgestellte Planung entspricht auch in dieser Hinsicht dem Verhaltnismafigkeitsgebot.

Uber die zu verlegenden/auszubauenden KreisstralRen DGF 8/DGF 16 soll das in den letzten
Jahren stark gestiegene Verkehrsaufkommen im Westen von Dingolfing sowie im stuidlich der
Isar liegenden Gebiet des Landkreises Dingolfing-Landau anwohnervertraglich und
leistungsfahig auf kurzem Weg an das Durchgangsstral3ennetz (St 2074, A 92) angebunden
werden. Die Kreisstral3en tbernehmen damit kinftig neben ihrer zwischengemeindlichen
Verbindungsfunktion eine wichtige Zubringerfunktion zum Fernstral3ennetz und sind geman
den Kriterien der RAS - N (Netzgestaltung - jetzt RIN) und der RAS - L in die
Kategoriengruppe A Il einzustufen.
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Unter Bertcksichtigung der Verkehrsprognose wird eine Stral3enverbindung geschaffen, die
auch den kinftigen Anforderungen an einen verkehrssicheren und leistungsféahigen
Autobahnzubringer entspricht.

Der Trassierung der KreisstralBe liegt eine Entwurfsgeschwindigkeit von Ve = 70 km/h
zugrunde. Die verbesserte Streckencharakteristik stdlich der St 2074 und die Trennung des
Uberortlichen Durchgangsverkehrs vom innerértlichen Ziel- und Quellverkehr sowie die
Reduzierung der StralBeneinmiindungen und  Grundstickszufahrten beeinflussen
entscheidend die Sicherheit und die Qualitat des Verkehrsablaufs und férdern eine
gleichmalfige und wirtschaftliche Fahrweise.

Der Ausbauquerschnitt der KreisstraBe mit 10,50 m Kronenbreite und 7,50 m befestigter
Fahrbahn entspricht hinsichtlich der prognostizierten Verkehrsmenge den Einsatzgrenzen der
Richtlinien. Damit ist ein wirtschaftlicher und flachensparender Querschnitt gewahlt.

Die StralRengradiente orientiert sich zwischen der A 92 und der St 2074 am Bestand der GVS
und verlauft im Gbrigen Bereich méglichst geldandeangepasst und entspricht den Richtlinien.

Mit den Kreisverkehrsplatzen bei Loiching und Teisbach werden die Eingriffe in Grundstiicke
im Vergleich zu anderen denkbaren Knotenpunktlésungen minimiert. Die Ausgestaltung
entspricht dem notwendigen Standard, eine Reduzierung ist im Hinblick auf
Verkehrssicherheit und Verkehrsqualitat der Zubringerstral3e nicht vertretbar.

Mit dem stdlich der St 2074 entlang der Zubringerstral3e geplanten 2,5 bzw. 3 m breiten
Anwandweg/Geh- und Radweg wird fur den nichtmotorisierten Verkehr eine verkehrssichere
Verbindung zwischen Loiching, Teisbach und Dingolfing und gleichzeitig eine Anbindung zum
Uberregional bedeutsamen Isarradweg hergestellt. Der Weg ist zum Teil auch fur die
ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke notwendig.

Immissionsschutz / Bodenschutz

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Verkehrslarmschutzes sowie den
Belangen der Luftreinhaltung und des Bodenschutzes vereinbar. Die Planung stellt sicher,
dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerdusche oder nachteilige
Wirkungen infolge von Luftschadstoffbelastungen ohne Ausgleich verbleiben (88 41, 42
BImSchG; Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVIG).

Die geplante Zubringerstral3e DGF 8/DGF 16 liegt nicht in der N&he von Wohngebieten.

Der Straf3enbau fuhrt zu einer spurbaren Entlastung einer Vielzahl von Anwohnern in den
langgestreckten Straf3enortsdurchfahrtsbereichen von Dingolfing, Kronwieden und Schonbihl
von Larm und Abgasen. Mit der Bindelung der Verkehrsstrome und den
Verkehrsverlagerungen hin zur neuen Autobahnanschlussstelle wird der Verkehrsfluss auf
den bestehenden Zubringerstrallen zur Autobahn im Raum Dingolfing in Spitzenzeiten
deutlich verbessert. Die bisher durch Leistungsengpésse verursachten Stauungen mit
zuséatzlichen Abgas- und Larmimmissionen werden weitgehend vermieden.

Die Schutzwirdigkeit der durch die Verkehrszunahme bzw.- -verlagerung Betroffenen wird
hierdurch jedoch nicht gemindert oder in Frage gestellt.

Verkehrslarmschutz

Der Schutz der Anlieger vor Verkehrslarm erfolgt beim Stral3enbau nach den verschiedenen,
in dieser Reihenfolge zu beachtenden Stufen:

Nach § 50 BImSchG ist bereits bei der Planung von Verkehrswegen darauf zu achten, dass
schadliche Umwelteinwirkungen durch Verkehrslarm auf ausschlie3lich oder tberwiegend
dem Wohnen dienende Gebiete sowie auf sonstige schutzbedurftige Gebiete soweit wie
maoglich unterbleiben. Dies gilt zunédchst unabhangig von der Festlegung des Larmschutzes
nach der 16. BImSchV.

Beim Bau oder der wesentlichen Anderung von Verkehrswegen ist darliber hinaus
sicherzustellen, dass keine schadlichen Umwelteinwirkungen durch Verkehrsgerausche
hervorgerufen werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind (vgl. 88 41 ff.
BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV). Bei der VerhaltnismaRigkeitsprifung gem. § 41 Abs. 2
BImSchG ist grundsatzlich zunachst zu untersuchen, was fir eine die Einhaltung der
Immissionsgrenzwerte vollsténdig sicherstellende Schutzmal3nahme aufzuwenden ware (so
genannter Vollschutz). Erweist sich dieser Aufwand als unverhaltnisméafig, sind schrittweise
Abschlage vorzunehmen, um so die mit gerade noch verhéaltnismaRigem Aufwand zu
leistende maximale Verbesserung der Larmsituation zu ermitteln. In Baugebieten sind dem
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durch die MalRnahme insgesamt erreichbaren Schutz der Nachbarschaft grundsatzlich die
hierfiir insgesamt aufzuwendenden Kosten gegeniiberzustellen und zu bewerten. Bei welcher
Relation zwischen Kosten und Nutzen die UnverhaltnismaRigkeit des Aufwandes fir aktiven
Larmschutz anzunehmen ist, bestimmt sich nach den Umstanden des Einzelfalls. Ziel der
Bewertung der Kosten hinsichtlich des damit erzielbaren Larmschutzeffekts muss eine
Larmschutzkonzeption sein, die auch unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung der
Larmbetroffenen vertretbar erscheint (BVerwG vom 13.5.2009, Az. 9 A 72/07, NVwZ 2009,
1498).

Wenn bzw. soweit den vorgenannten Anforderungen nicht durch eine entsprechende
Planung oder technische Vorkehrungen Rechnung getragen werden kann, hat der Betroffene
gegen den Vorhabentrager einen Anspruch auf angemessene Entschadigung in Geld (8 42
Abs. 1 und 2 BImSchG bzw. Art. 74 Abs. 2 Satz 3 BayvVwV{G).

8 50 BImSchG - Trassierung, Gradiente usw.

Unter Abwagung der im Verfahren bekannt gewordenen Belange ist die gewahlte Linie,
Hohenlage und sonstige Gestaltung der Zubringerstralle DGF 8/DGF 16 hinsichtlich der
Anforderungen des § 50 BImSchG unproblematisch, weil die in § 50 BImSchG genannten
Gebiete nicht wesentlich betroffen sind. Die friher Uberlegte Trassierung zwischen
Kronwieden und Schonbihl hatte insoweit Nachteile.

Rechtsgrundlagen der Verkehrslarmvorsorge

Die Beurteilung der Zumutbarkeit von Verkehrslarmimmissionen ist auf der Grundlage von
§ 41 BImSchG i. V. m. der 16. BImSchV vorzunehmen.

In 8§ 3 dieser Verordnung ist die Berechnungsmethode zur Ermittlung der Beurteilungspegel
verbindlich vorgeschrieben. Sie hat bei StraRen nach Anlage 1 der Verordnung, den
"Richtlinien fur den Larmschutz an Stral3en - Ausgabe 1990 - RLS-90" zu erfolgen. Die
Beurteilungspegel, die als Grundlage fur die Entscheidung heranzuziehen waren, wurden
nach dieser Berechnungsmethode ermittelt.

Besondere Verhdltnisse, die ein Abweichen von diesen Regeln rechtfertigen kdnnten, liegen
nicht vor.

Der Beurteilungspegel bezieht sich auf die zu bauende oder zu &ndernde Stral3e. Es ist also
kein Summenpegel aus allen Larmeinwirkungen zu bilden (BVerwG vom 21.03.1996, NVwZ
1996, 1003).

Nach § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV ist bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung von
offentlichen Strafen sicherzustellen, dass zum Schutz der Nachbarschaft vor schédlichen
Umwelteinwirkungen der Beurteilungspegel einen der nachfolgenden Immissionsgrenzwerte
nicht Uberschreitet:

a) an Krankenhausern, Schulen, Kurheimen und Altenheimen am Tag 57 dB(A) und in der
Nacht 47 dB(A)

b) in reinen und allgemeinen Wohngebieten und Kleinsiedlungsgebieten am Tag 59 dB(A)
und in der Nacht 49 dB(A)

c) in Kerngebieten, Dorfgebieten und Mischgebieten am Tag 64 dB(A) und in der Nacht
54 dB(A)

d) in Gewerbegebieten am Tag 69 dB(A) und in der Nacht 59 dB(A).

Die Art der in § 2 Abs. 1 der 16. BImSchV bezeichneten Anlagen und Gebiete ergibt sich aus
der Festsetzung in den Bebauungspldnen. Sonstige in Bebauungsplanen festgesetzte
Flachen fur Anlagen und Gebiete, sowie Anlagen und Gebiete, fiir die keine Festsetzungen
bestehen, sind nach Abs. 1, bauliche Anlagen im AuR3enbereich nach den Buchstaben a), c)
und d) dieser Tabelle entsprechend ihrer Schutzbeddrftigkeit zu beurteilen.

Die Grenzwerte legen fest, welches Mall an schéadlichen Umwelteinwirkungen durch
Verkehrsgerausche zum Schutze der Betroffenen im Regelfall nicht Uberschritten werden
darf.

Diese Belastungsgrenzwerte sind zwar nicht unumstritten, jedoch verbindlich.
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Verkehrslarmberechnung

Besonders bedeutsam fir die Beurteilung der kinftigen Verkehrslarmbelastung ist die
Verkehrsprognose. Die maf3gebliche stiindliche Verkehrsstarke und der Lkw-Anteil wurden
vom StralRenbaulasttrager mit der der Planung zugrundeliegenden prognostizierten
durchschnittlichen taglichen Verkehrsstéarke (DTV) berechnet.

Der Prognose liegen fur das Prognosejahr 2025 fiir die einzelnen Stralenabschnitte folgende
Verkehrsmengen zugrunde:

- Ausbaustrecke der DGF 16 auf der bestehenden GVS ,Teisbacher Feld”
(Industriestraf3e) bis zum Kreisverkehrsplatz Griblhof (St 2074).

bis zu 12.600 Fahrzeuge/Tag

- Neubaustrecke der Zubringerstralle DGF 16 vom Kreisverkehrsplatz St 2074 bis zum
Anschluss an die Teisbacher Isarbriicke.

7.300 Fahrzeuge/Tag

- Neubaustrecke der Verbindungsstral3e von der ZubringerstraRe DGF 16 bis zur DGF
8 ndrdlich der Isar bis Loiching/Kronwieden.

2.900 Fahrzeuge/Tag

Der Schwerverkehrsanteil wurde jeweils mit 20 % am Tag und 10 % in der Nacht
angenommen.

Die Prognose beruht auf einer geeigneten Methode und ausreichenden Daten und ist
grundsétzlich plausibel. Auch das Verkehrsgutachten des Biros fur Verkehrsplanung und
Stadtebau Lang + Burkhardt aus den Jahren 2005/2007, zuletzt aktualisiert am 5.5.2011,
spricht fur diese Annahmen. Auch bei Annahme eines héheren Schwerverkehrsanteils auf
der Ausbaustrecke kann man ohne konkrete Berechnungen feststellen, dass die Grenzwerte
nicht Gberschritten werden. Auch die Anwendung eines anderen Berechnungsverfahrens fur
die Immissionsorte 10, 11, 12 und 13 fihrt zu keinem anderen Ergebnis, wie eine
Vergleichsprifung ergab.

Ergebnis

Verkehrslarmvorsorgepflicht besteht bei dem Bau oder der wesentlichen Anderung. Der Bau
von Straf3en im Sinne des § 41 BImSchG ist der Neubau.

Zwischen den Kreisverkehrsplatzen bei Griublhof (St 2074) und Loiching (DGF 8) handelt es
sich um einen Neubaufall. Bei den im Neubaubereich liegenden Wohngebauden werden
keine Uberschreitungen der Immissionsgrenzwerte auftreten. Die einzelnen mafRgeblichen
Immissionsorte sind in der Planunterlage 11 dargestellt.

Zwischen dem Kreisverkehrsplatz bei Grublhof und dem Kreisverkehrsplatz DGF 16 bei der
Anschlussstelle Dingolfing-Hoéfen wird die bestehende GemeindeverbindungsstralRe
verbreitert, also geandert. Die Anderung kann hier wegen der erheblichen Verkehrszunahme
auch spirbar sein, also wesentlich im Sinne der 88 41 und 42 BImSchG und der
16. BImSchV. Betroffen ist Uberwiegend die unmittelbar angrenzende Bebauung in den
Industriegebieten. Wohnnutzungen sind dort nicht zugelassen. Das néachstgelegene
Wohnanwesen liegt etwa 210 m von der kinftigen Kreisstrale DGF 16 entfernt im
AulRenbereich. Die Larmberechnungen zeigen, dass auch in diesem Bereich keine
Uberschreitungen der Immissionsgrenzwerte auftreten werden.

An diesem Ergebnis wirde sich hier auch nichts &ndern, wenn man einen hdéheren
Schwerverkehrsanteil oder ein anderes Berechnungsverfahren anwenden wirde.

Schadstoffbelastung

Der Ausbau/Neubau der Zubringerstrale DGF 8/DGF 16 ist mit den Belangen der
Luftreinhaltung zu vereinbaren. Diese Feststellung gilt sowohl im Hinblick auf den Mal3stab
des 8§ 50 BImSchG als auch unter Beachtung der Regelungen des Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG.

Nach § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen schadliche Umwelteinwirkungen
auf die ausschlief3lich oder tiberwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige
schutzbedirftige Gebiete mdoglichst zu vermeiden. Solche Gebiete liegen nicht im
Einwirkungsbereich des Vorhabens.
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Schéadliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die nach Art,
Ausmald oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche
Beléastigungen fir die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizufiihren (8 3 BImSchG).

Eine signifikante Anderung bzw. Verschlechterung der Stickstoffdioxidbelastung und
Partikelbelastung fur die Wohnbebauung ist sowohl bei den Langzeitwirkungen, als auch bei
den Kurzzeitwirkungen nicht zu befiirchten. Belastungen oder Einwirkungen, die die (im
Prognosezeitraum in Kraft tretenden) Grenzwerte in der 39. BImSchV oder EG-Richtlinien
bzw. Orientierungswerte der technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA-Luft) sowie
der VDI-Richtlinie 2310 Uberschreiten, sind auch wunter Berlcksichtigung der
Verkehrsverlagerungen nicht zu erwarten. Eine gesonderte Untersuchung anhand des
Merkblattes ,Richtlinien zur Ermittlung der Luftqualitédt an Strafen (RLuS 2012)" war nicht
erforderlich.

Bodenschutz

Die Belastung des Bodens durch den Eintrag von Stoffen aus dem Verkehr und die
Belastung durch die Bauarbeiten sowie die Herstellung und Unterhaltung der Anlage ist nach
BBodSchG nicht unzulassig.

Das dargestellte ¢ffentliche Interesse an der Durchfiihrung des Vorhabens (Nutzungsfunktion
im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3 d BBodSchG) rechtfertigt hier die Nachteile fur die anderen
Funktionen des Bodens. Die Bodenfunktionen sind grundsétzlich gleichrangig.

Schéadliche Bodenveranderungen im Sinne des 8§ 2 Abs. 3i. V. m. § 7 BBodSchG werden
nicht eintreten, denn von der mit bis zu 12.600 Fahrzeugen/Tag belasteten Zubringerstrafie
werden fur die Boden keine maRgeblichen Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen
eintreten. Die Uberschreitung von in der BBodSchV (Anhang 2) gemaR §8 Abs. 2
BBodSchG festgelegten Werten ist nicht zu besorgen.

In Auswertung einiger Veroffentlichungen kommt die Bundesanstalt fir Stralenwesen zu
dem Ergebnis, dass die Gefahr einer zusétzlichen PAK-Kontamination (polyzyklische
aromatische  Kohlenwasserstoffe) der Bevdlkerung durch den Verzehr von
Nahrungspflanzen, die zwischen 10 und 50 m neben stark befahrenen StralRen angebaut
werden, nicht gegeben ist. Wie friihere Untersuchungen zur Bleibelastung zeigen, besteht bei
Schwermetallen ein Zusammenhang zwischen Verkehrsmenge und Abstand vom
Fahrbahnrand einerseits und der Belastung andererseits. Durch die Vermischung von
Erntegut aus strallennaheren und stra3enentfernteren Bereichen und durch den Einsatz der
Kraftfahrzeugkatalysatoren reduziert sich der Schadstoffgehalt soweit, dass mangels
konkreter Nachteile auch fir solche Grundstiicksteilflachen, die an ein Stral3engrundstiick
unmittelbar angrenzen, kein Ausgleichsanspruch besteht. Die o. g. Untersuchung der
Bundesanstalt fiir StraBenwesen weist im Ubrigen aus, dass der Belastungspfad Tierfutter -
tierische Nahrungsmittel - Mensch nur eine untergeordnete Rolle spielt. Auf dem Pfad Boden
- Pflanze - Tier - Mensch ist eine Aufnahme von Schadstoffen noch unwahrscheinlicher.

Fir den Stoffeintrag von Schwermetallen und organischen Verbindungen liegt auch eine
Untersuchung des Instituts fir Wasserbau und Kulturtechnik der Universitat Karlsruhe im
Auftrag des Ministeriums fur Umwelt und der Landesanstalt fir Umweltschutz Baden-
Wirttemberg Uber "verkehrsbedingte Immissionen in Baden-Wirttemberg - Schwermetalle
und organische Fremdstoffe in stra3ennahen Bdden und Aufwuchs" vom Dezember 1992
vor, wobei ausschlie3lich strallennahe Bdden beurteilt wurden, die mehr als 25 Jahre Kfz-
bedingten Immissionen ausgesetzt waren. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass durch
ausreichend breite (6 m) StraRenrandbepflanzungen bei Schwermetallen und organischen
Verbindungen in Béden und Grinlandaufwuchs eine mittlere Reduzierung um 30 %
gegentiber freier Ausbreitungsmoglichkeit der Immission erreicht werden kann.

Gesonderte Untersuchungen waren fir diese Einschatzung nicht erforderlich, denn die
vorstehend genannten Untersuchungen gestatten diese Prognose zuverlassig. Vergleicht
man die in Anhang 2 zu § 9 BBodSchV aufgefihrten Vorsorgewerte mit den in den
genannten Untersuchungen festgestellten Werten an Stralen, kann man den Schluss
ziehen, dass bei einer Verkehrsbelastung von rund 12.600 Kfz/Tag (im am starksten
belasteten Abschnitt) eine Beeintréchtigung der Bodenfunktionen nicht zu besorgen ist.
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Naturschutz- und Landschaftspflege

Verbote

Striktes Recht steht dem Vorhaben nicht entgegen.

Schutzgebiete/geschiitzte Flachen

Im unmittelbaren Bereich des Vorhabens befinden sich keine Fauna-Flora-Habitat- (FFH)
oder Vogelschutzgebiete (SPA).

Das nachste SPA-Gebiet 7341-471.02 ,Wiesenbritergebiete im Unteren Isartal® und die
FFH-Gebiete 7341-371.04 ,Mettenbacher, GrieRenbacher und Kodnigsauer Moos", 7340-
371.02 ,Habitate der Gelbbauchunke im Landkreis Dingolfing-Landau“, 7341-301.01 ,Unteres
Isartal zwischen Niederviehbach und Landau“ und 7439-371.08 ,Leiten der Unteren lsar”
liegen alle auerhalb des Wirkraumes des Vorhabens. Die gebietsbezogen konkretisierten
Erhaltungsziele dieser europdischen Schutzgebiete sind durch das Bauvorhaben nicht
betroffen. Es besteht also keine Mdoglichkeit, dass erhebliche Auswirkungen auf diese
Gebiete einschlie3lich der charakteristischen Arten der maR3geblichen Lebensrdume durch
das Vorhaben ausgeltst werden. Dies gilt auch unter Bertcksichtigung der Auswirkungen
des geplanten Baus und Betriebs der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen auf Natura
2000-Belange (Kumulation). Verkehrsbedingte Fernwirkungen kénnen ausgeschlossen
werden. Gequerte FlieRgewasser stehen nicht in unmittelbarer Verbindung zu den FFH-
Gebieten.

Die Neubaustrecke der DGF 16 fiihrt zwischen dem Langenmiihlbach und der Isar durch das
Landschaftsschutzgebiet LSG-00172.01 ,Schutz von Landschaftsteilen in der Stadt
Dingolfing, dem Markt Teisbach sowie den Gemeinden Gottfrieding, Loiching, Mamming und
Niederviehbach®. Aus Grinden des uberwiegenden offentlichen Interesses und wegen
mangelnder Alternativen wird der Stral3enbau hier zugelassen.

Gesetzlich geschitzte Biotope und geschitzte Lebensstatten nach BNatSchG bzw.
BayNatSchG im nédheren Umfeld:

Galerieauwald am Langenmihlbach

Auwaldreste nordlich der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 bzw. des Sickergrabens
Hochstaudenfluren feuchter/nasser Standorte am Léangenmuhlbach

Naturnaher Langenmuhlbach

Naturnahe Feldgehdlze im Bereich des Sickergrabens

Naturnahe Hecken zwischen Kreisverkehrsplatz St 2074 und Kreisverkehrsplatz Loiching
Artenreiches Grunland nérdlich der Briicke Teisbach

Biotope der bayerischen Biotopkartierung im Plangebiet:

7340-102

Gewasserbegleitender Gehdlzsaum am Langenmiuihlbach mit linearen gewéasserbegleitenden
Gehdlzen und feuchter/nasser Hochstaudenflur

7340-114

Kiesweiher mit lickigem Saum mit linearen gewasserbegleitenden Gehdlzen und magerer
Altgrasflur

7340-121

Hochstauden- und Altgrasbestédnde und Gehdlze entlang einem Entwasserungsgraben mit
feuchter/nasser Hochstaudenflur, magerem Altgrasbestand und naturnahen Feldgehélzen
7340-236

Hochwasserdamme an der Isar mit artenreichem Extensivgrinland, Magerrasen und
trockener Initialvegetation

7340-241
Stauwurzelbereich der Staustufe Dingolfing mit Auwald, Ré&hricht und feuchter/nasser
Hochstaudenflur

7340-242
Auwald bei Schonbuhl mit Réhricht

7340-243
Brenne bei Schonbiihl mit Auwald und Magerrasen
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Die Biotope 102 und 242 sind durch das Bauvorhaben kleinflachig von Versieglung,
Uberbauung und voriibergehender Inanspruchnahme sowie von randlicher Beeintrachtigung
betroffen.

Die Biotope 114 und 236 sind durch randliche Beeintrdchtigung betroffen.

Fur die Uberbauung/Beseitigung der im Landschaftspflegerischen Begleitplan angegebenen
gesetzlich geschitzten Biotope (8 30 BNatSchG; Art. 23 BayNatSchG) lasst die
Planfeststellungsbehdrde wegen der Ausgleichbarkeit und aus Uberwiegenden Griinden des
offentlichen Wohls Ausnahmen bzw. Befreiungen zu. Ebenso durfen Hecken, lebende Z&une,
Feldgeholze und -gebische und allgemein geschitzte Lebensraume (8 39 Abs. 5 BNatSchG;
Art. 16 BayNatSchG) aus tUberwiegenden Grinden des o6ffentlichen Interesses und mangels
Alternativen nach den in A 3.4 festgelegten Vorgaben beeintréchtigt werden. Die Griinde
ergeben sich auch aus den vorstehenden Erlauterungen zur Notwendigkeit der Planldsung.
Die untere Naturschutzbehtrde wurde im Verfahren beteiligt und hat den Ausnahmen bzw.
Befreiungen zugestimmt.

Besonderer und strenger Artenschutz

Zugriffsverbote

Die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG stehen der Zulassung
des Vorhabens nicht entgegen.

Gemal 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der besonders
geschitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu téten oder ihre
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstoren.
Besonders geschitzt sind nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG neben allen europaischen
Vogelarten Tierarten, die in Anhang A oder B der EG-Verordnung Nr. 338/97, in Anhang IV
der FFH-RL oder in der (noch nicht erlassenen) Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1
BNatSchG aufgefihrt sind.

GemalR 8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Tiere der streng
geschiitzten Arten und der européischen Vogelarten wéhrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-,
Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stéren; eine erhebliche
Storung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der lokalen Population
einer Art verschlechtert. Streng geschiitzt sind nach 8§ 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG Tierarten,
die in Anhang A der EG-Verordnung 338/97, in Anhang IV der FFH-RL oder in der (noch
nicht erlassenen) Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG genannt sind. Dazu
kommen die européischen Vogelarten.

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist es verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhestatten der
wild lebenden Tiere der besonders geschitzten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu
beschadigen oder zu zerstdren.

Gemal § 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG ist es verboten, wild lebende Pflanzen der besonders
geschitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre
Standorte zu beschadigen oder zu zerstéren.

§ 44 Abs. 5 BNatSchG

Fir nach § 15 BNatSchG zulassige (siehe insoweit C 2.3.5.3) Eingriffe sowie fir Vorhaben im
Sinne des 8§ 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des BauGB zulassig
sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach folgender MalRgabe: Sind in
Anhang IVa FFH-RL aufgefiuihrte Tierarten, européaische Vogelarten oder solche Arten
betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG aufgefuhrt sind,
liegt ein Verstol3 gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 nicht vor, soweit die dkologische
Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten
im raumlichen Zusammenhang weiter erflllt wird. Soweit erforderlich, kénnen auch
vorgezogene Ausgleichsmalinahmen festgesetzt werden. Fiur Pflanzen nach Anhang IVb gilt
entsprechendes. Sind andere besonders geschutzte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur
Durchfihrung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstol3 gegen die Zugriffs-, Besitz- und
Vermarktungsverbote vor. Insoweit wird auf die nachfolgenden Ausfihrungen zu
§ 15 BNatSchG verwiesen.

Priufmethodik

Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach 8§ 44 BNatSchG setzt eine ausreichende
Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Arten voraus.
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Der Prufung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, fir die eine
verbotstatbestandsméRige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender
Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle).

Das methodische Vorgehen der vom Vorhabentrager vorgelegten speziellen
artenschutzrechtlichen Prifung (saP), die Grundlage der Beurteilung durch die
Planfeststellungsbehdrde ist, orientiert sich an den ,Fachlichen Hinweisen zur Aufstellung der
naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP)“ in der
Fassung vom 8.1.2008, Az. 11D2-4022.2-001/05 mit Anderungen vom Februar 2009. Zwar
sind die Hinweise mit Schreiben der OBB vom 24.3.2011 aufgehoben worden, dies hat
jedoch auf die Untersuchung und deren Ergebnisse keine Auswirkungen.

Korrigierend zur deutschen Regelung und diesen ,Fachlichen Hinweisen* ist nach der
Entscheidung des BVerwG vom 14.7.2011, Az. 9A 12.10 nach Art. 12 Abs. 1 Buchstabe a
FFH-RL zu bericksichtigen, dass unter ,absichtlichen Toétungen auch die Falle des
billigenden In-Kauf Nehmens von Totungen erfasst sind (EuGH vom 18.05.2006 RS. C-
221/04 - siehe auch die ,Fachlichen Hinweise zur saP* vom 12.2.2013).

Im Rahmen der fir den Neubau der Autobahnanschlussstelle sowie fir den Neubau/Ausbau
der Zubringerstralle durchgefiihrten Raumwiderstandsanalyse erfolgten umfangreiche
Untersuchungen zu den relevanten Séugetierarten und den brigen Arten/Artengruppen des
Anhangs IV der FFH-Richtlinie. In Abhangigkeit von der Mobilitdt der mdoglicherweise
betroffenen Arten wurden unterschiedliche Untersuchungsrdume betrachtet:

- Flederméuse:

Aufgrund der gréReren Mobilitdt von Fledermdusen wurde zur Ermittlung relevanter
Fledermausvorkommen ein Umgriff von ca. 5 km um die Trasse betrachtet. Beim GroR3en
Mausohr wurde der Betrachtungsraum auf 15 km erweitert. Projektspezifische und
artenspezifische Erhebungen erfolgten im direkten Umfeld der Trasse.

- Vogel:
Auswertung Brutvogelatlas TK 7340/4, projektspezifische Erhebungen auf und im Umfeld der
unmittelbar betroffenen Flachen.

- Ubrige Arten:

Datenanalyse im Raum zwischen der A 92 und dem nérdlichen Isardeich in einem Korridor
von ca. 1,5 km um bzw. entlang der geplanten Trassen. Die eingedeichte Isar selbst, der
Dingolfinger Isarstausee sowie Raume nordlich der A 92 und sidlich der Isar wurden nicht
naher betrachtet (keine Projektwirkungen).

Zwischen der A 92 und dem nordlichen Isardeich wird als Wirkraum des Vorhabens ein
Korridor von rd. 500 m entlang der Trasse betrachtet. Innerhalb dieses Raumes ist in erster
Linie mit potenziellen und dem Vorhaben zuordenbaren bau-, anlagen- oder
betriebsbedingten Wirkungen zu rechnen. Raumlich dariber hinausgehende Wirkungen
wurden nicht betrachtet, weil der Korridor von rd. 500 m entlang der Trasse sowieso teilweise
Uber die A 92 hinaus nach Norden reicht. Projektwirkungen wie Licht- oder La&rmemissionen
werden hier jedoch nicht unterstellt, da diese von den entsprechenden Wirkungen der A 92
um ein Vielfaches Uberlagert werden. Bei den sidlichen Trassenabschnitten reicht der 500-
m-Korridor (Wirkraum) bis in den Dingolfinger Isarstausee und seinen Stauwurzelbereich
hinein. Unmittelbare baubedingte Wirkungen oder Wirkungen des kinftigen Verkehrs wie
Licht und sonstige optische Reize werden weitgehend durch den vorhandenen Isar-
/Stauseedamm abgeschirmt, so dass hier keine Wirkungen z.B. auf die Vogelwelt zu
erwarten sind. Gleiches gilt fur den Larm. Es ist nicht zu erwarten, dass durch den kinftigen
Verkehr (hinter dem Damm) die bereits vorhandenen Larmemissionen im Bereich der Isar
(Stausee) derart gesteigert werden, dass Wirkungen auf die Vogelwelt (oder sonstige
Tiergruppen) eintreten werden. Im Hinblick auf den Faktor ,Stérung” (durch den Menschen
und seine Aktivitaten) ist hier vielmehr das Geschehen auf den rege genutzten Dammwegen
und den Uferbereichen (u.a. Angelnutzung, Jogging, freilaufende Hunde etc.) entscheidend.
Diese Storungen werden von den Vdgeln unmittelbar wahrgenommen und fuhren zur
Einhaltung entsprechender Fluchtdistanzen, Fluchtreaktionen etc. Der Bau der
Zubringerstral3e hat hierauf keinen verschlechternden Einfluss und veréndert nicht den
Status quo.

Die Datengrundlagen firr die saP sind in der Unterlage 12.1, Anlage 1, dargestellt. Auf diese
wird Bezug genommen. Bertcksichtigt wurden Vorkehrungen zur Vermeidung bzw.
Minimierung von Beeintrachtigungen. Insoweit wird auch auf die nachfolgenden
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Erlauterungen unter 2.3.5.3.2 verwiesen. Untersucht wurden baubedingte, anlagenbedingte
und betriebsbedingte Wirkprozesse.

Die Naturschutzvereinigungen und die Naturschutzbehérden konnten zu den
naturschutzfachlichen Unterlagen Stellung nehmen. Soweit dabei beanstandet wurde, dass
die Untersuchung der Verbotstatbestdnde auf zu wenige streng bzw. besonders geschitzte
Arten beschrankt worden sei, ist festzuhalten, dass die Untersuchungstiefe maf3geblich von
den naturraumlichen Gegebenheiten im Einzelfall abhangt und das Recht nicht zu einem
Ermittlungsaufwand notigt, der keine zusatzliche Erkenntnis verspricht (vgl. BVerwG,
Beschluss v. 18.06.2007, Az. 9 VR 13/06 in juris, Rn. 20; BVerwG, Beschluss v. 13.03.2008,
Az. 9 VR 9/07 in juris, Rn. 31).

Soweit der Bund Naturschutz und der Landesbund fir Vogelschutz darauf hinweisen,
dass die Prufung unvollstindig sowie fehlerhaft sei, teilweise veraltete Datengrundlagen
verwendet wirden und deshalb entsprechende Kartierungen und Nachbesserungen (mind. 5
aktuelle Begehungen zwischen 1. M&rz und 15. Juni sowie weitere Begehungen im
September und Oktober, Ausdehnung des Untersuchungsraumes insbesondere auch auf
Bereiche nordlich der Anschlussstelle) notwendig wéren, ist anzumerken, dass von der
unteren Naturschutzbehoérde ausdriicklich bestétigt wurde, dass die Erhebungen des Biros
Schober, Freising, zu den Tierarten nachvollziehbar sind, den vorhandenen Gegebenheiten
entsprechen und keine aktuellen Fachkartierungen vorliegen.

Mit der angewandten Methodik sind ausreichende Erkenntnisse Uber die Bestandssituation
moglich. Dartber hinausgehende Erfassungen sind fur die Beurteilung der
Verbotstatbestande hier nicht erforderlich. Die fir die Beurteilung der Verbotstatbestande des
europaischen Artenschutzes relevanten Aussagen aus dem Projektbericht des Buros LaFau
vom August 2008 wurden bertcksichtigt. Art, Umfang und Tiefe der Untersuchungen héngen
von den naturraumlichen Gegebenheiten ab. Erforderlich ist eine am Mal3stab praktischer
Vernunft ausgerichtete Prifung (BVerwG vom 12.8.2009, Az. 9 A 64.07).

Im Wirkraum des Vorhabens wurden keine Amphibienarten nachgewiesen, die nach
europdischem Recht geschiitzt sind. Zum Schutz von Amphibien und Kleinlebewesen ist im
Bereich des Fischteiches bei Schonbihl die Anlage von Amphibienleiteinrichtungen
vorgesehen (SchutzmalRhahme 6), mit denen die Amphibien und Kleinséduger unter die
Bricke Uber den Langenmihlbach geleitet werden. Wahrend der Bauzeit werden
entsprechend der Schutzmal3Bhahme S 2 Absperrungen und Bauz&une nach den ortlichen
Erfordernissen in Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung errichtet. Hierzu z&hlen bei
Bedarf auch Amphibienschutzmaf3hahmen.

Konfliktanalyse

8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG / Art. 12 FFH-RL / Art. 5 V-RL

Baubedingte Totungen werden soweit wie mdoglich vermieden (zeitliche Beschrankungen,
Schutzmaflinahmen usw.).

Das Totungsverbot ist bei der Gefahr von Kollisionen im StralRenverkehr nur dann erflllt,
wenn sich durch das Vorhaben das Kollisionsrisiko fur die jeweiligen Arten unter
Bericksichtigung der vorgesehenen SchadensvermeidungsmafRnahmen signifikant erhoht.
Keine Signifikanz ist anzunehmen, wenn das Kollisionsrisiko unter der Gefahrenschwelle in
einem Risikobereich bleibt, der mit dem Verkehrsweg im Naturraum immer verbunden ist,
d.h. wenn das Risiko nicht Uber einzelne Individuenverluste hinausgeht. Dass einzelne
Exemplare besonders geschutzter Arten durch Kollisionen mit Kraftfahrzeugen zu Schaden
kommen kénnen, dirfte nie vdllig zu vermeiden sein. Dies gilt sowohl fir die (erstmalige)
Aufnahme von StraBenverkehr im Gefolge der Zulassung eines neuen Verkehrswegs in
einem bislang (an diesem Ort) nicht von einer Stral3e durchzogenen Naturraum als auch fr
die Zunahme von Verkehr beim Ausbau einer vorhandenen Stral3e. Ein sachgerechtes
Verstandnis des Gesetzes fuhrt daher zu der Auslegung, dass der Tétungstatbestand des
§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG nur erfillt ist, wenn sich das Kollisionsrisiko fur die betroffenen
Tierarten durch das StralRenbauvorhaben in signifikanter Weise erhéht (vgl. BVerwG, Urteil v.
09.07.2008, Az. 9 A 14/07 zu § 42 Abs.1 Nr. 1 1. Alt. BNatSchG a. F. - juris Rn. 91).

Durch Bau und Betrieb der Zubringerstral3e zur Autobahnanschlussstelle sind hiernach bei
keiner Art des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und bei keiner europaischen Vogelart gem. Art.
1 der Vogelschutzrichtlinie Verbotstatbestédnde des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG erfllt
(Anlage 1 der Planunterlage 12.1).

Fiur die im Wirkraum nachgewiesenen sieben Fledermausarten (Abendsegler,
Bartfledermaus, Breitfligelfledermaus, Kleiner Abendsegler, Nordfledermaus, Rauhaut-
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fledermaus, Zwergfledermaus) ist zur Senkung des Kollisionsrisikos die SchutzmalRnahme
S 7 am Langenmiihlbach vorgesehen. Durch Pflanzung von ausreichend hohen Baumen zu
beiden Seiten des Baches und an beiden Briickenseiten werden die Flederméause hier zu
einem mdoglichst hohen Uberflug der StraRe ,gezwungen®. Diese Leit- und SchutzmaRnahme
muss zum Zeitpunkt der Aufnahme des StralBenverkehrs bereits wirksam sein
(Nebenbestimmung A 3.4.9). Damit die Briicke ggf. auch unterflogen werden kann, wurde der
Vorhabentrager dariiber hinaus verpflichtet, zwischen Mittelwasserhthe und Unterkante der
Brucke Uber den Langenmuhlbach eine gré3ere lichte Hohe herzustellen und die Gradiente
der DGF 16 in diesem Bereich entsprechend anzuheben. Um auch fur hoher tber dem
Wasser fliegende Flederm&use im Briickenbereich Kollisionen zu verhindern, hat er ferner an
den Briickengeléndern der Langenmihlbachbriicke 4 m hohe, geeignete (nach GroRe der
vorkommenden Arten) Drahtgeflechte anzubringen.

Die Aufenthaltsdichte und Aufenthaltswahrscheinlichkeit von Flederm&usen im Wirkraum ist
sehr gering. Das Kollisionsrisiko bzw. die Erhéhung des Risikos wird deshalb bei
Berlcksichtigung der Nebenbestimmungen als gering eingestuft. MaRnahmen, mittels derer
Kollisionen vermieden werden, dirfen berticksichtigt werden (BVerwG vom 6.11.2012, Az. 9
A 17.11). In diesem Urteil wird auch bestatigt, dass die negativen Wirkungen der Trasse auf
der Grundlage fachwissenschaftlicher Erkenntnisse (z. B. einer ,Arbeitshilfe Flederm&use
und Stral3enverkehr* des Bundesministeriums fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 2011%)
kompensiert werden kdnnen. Die vorgesehenen Leit- und Schutzmal3nahmen sind hierfir
geeignet.

Ein signifikant erhdhtes Kollisionsrisiko fir den Biber entsteht wegen der ausreichend
dimensionierten Briicke (Lichte Weite 12 m) Uber den Langenmuhlbach nicht. Eine Querung
der neuen Stral3entrasse auflerhalb des vollstdndig Uberspannten Langenmihlbaches ist
nicht zu erwarten.

Ebenso wird fir die Schlingnatter und die Zauneidechse vom Biro Schober ein signifikant
gesteigertes Kaollisionsrisiko durch den Straf3enbau ausgeschlossen. Der derzeitige Zustand
wird nicht verschlechtert.

Fir den europaischen Artenschutz (Anhang 1V) relevante Amphibienarten kommen im
Wirkraum nicht vor.

Von einem Vorkommen der Griinen Keiljungfer am Langenmuhlbach wird in der speziellen
artenschutzrechtlichen Priifung ausgegangen. Diese Libellenart ist in Niederbayern weit
verbreitet, zunehmend auch im Isar-Inn- und Donau-Isar-Hiigelland sowie an der Altmihl. An
der Isar ist sie auch unterhalb von Landshut nachgewiesen. Eine signifikante Erhéhung des
Kollisionsrisikos wird ausgeschlossen, weil neben und an der Bricke Uber den
Langenmuihlbach SchutzmalRnahmen ergriffen werden, um so eine mdoglichst hohe
Uberflughohe Uber der Fahrbahn zu ,erzwingen* (sieche MaRnahmenblatt zu
Schutzmalinahme S 7). Bei der Bauausfiihrung der Briicke Uber den Ld&ngenmihlbach darf
nicht in den Wasserkdrper des Langenmuihlbaches eingegriffen werden (Nebenbestimmung
A 3.4.9). Auch baubedingte Totungen der Griinen Keiljungfer kénnen deshalb ausge-
schlossen werden. Der Langenmiihlbach wird bereits jetzt von StraRen gequert und dennoch
(vermuitlich erfolgreich) von der Grunen Keiljungfer als Lebensraum besiedelt. Hierbei kommt
es auch zu gelegentlichen Kollisionen bzw. Individuenverlusten, die bei der Griinen
Keiljungfer in Anbetracht ihrer schnellen und wendigen Flugweise jedoch eher zufalligen
Charakter haben und nicht bestandsregulierend wirken.

Die genannten SchutzmalRnahmen fir die Grine Keiljungfer wirken in gleicher Weise auch
fur die Gemeine Keiljungfer.

Aus der Gruppe der saP-relevanten Kéferarten liegen Hinweise zum Vorkommen des
Eremiten vor. Die nachstgelegenen Fundorte liegen in den Kopfweiden sudlich der Isar bei
Teisbach. In diesem Bereich finden vorhabensbedingt keine Eingriffe statt, auch sind
indirekte Projektwirkungen aufgrund der Entfernung auszuschliel3en.

Von den insgesamt 25 Kopfweiden am Ufersaum des Ladngenmuihlbaches im Bereich der
Trassenquerung missen maximal 2 Baume im Zuge der Bauausfilhrung geféllt werden.
Diese Baume und ein weiterer Baum wurden im Jahr 2009 auf Kotpellets der Larven und
Fragmente der Imagines des Eremits hin untersucht. Es wurde nichts gefunden. Selbst fir
den (bislang nicht belegten) Fall, dass der Eremit am Langenmuhlbach vorkommen sollte,
wird aufgrund des artenspezifischen Verhaltens ein signifikant steigendes Totungsrisiko
ausgeschlossen. Auf A 3.4.9 wird ergdnzend hingewiesen.

Bei den untersuchten europdischen Vogelarten kann eine signifikante Erh6hung des
individuenbezogenen Kollisionsrisikos wegen der vernachlassigbar geringen Zunahme des



- 40 -

Risikopotentials ebenfalls ausgeschlossen werden. Auf die Nebenbestimmung A 3.4.9 wird
hingewiesen.

Totungen im Zusammenhang mit der Baufeldfreimachung und der Durchfiihrung der
Bauarbeiten wird durch geeignete Malinahmen entgegenwirkt (Bauzeitbeschrénkungen
usw.).

8§ 44 Abs. 1 Nr. 2und Nr. 3 BNatSchG / Art. 5 V-RL / Art. 12 FFH-RL

Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie:

Fledermé&use:

Fledermausquartiere werden im Zuge des Vorhabens nicht zerstért oder beeintrachtigt.

Die geplante ZubringerstraRe verlauft in einem fur Fledermause insgesamt wenig attraktiven
(Nahrungs-) Raum. Hauptgrund hierfir ist die bedeutend hdhere Attraktivitdt des nahe
gelegenen Isarstausees mit seinem ungleich hoheren Insektenangebot Uber der
Wasserflache und den Randzonen. Die Vorkommenswahrscheinlichkeit und
Aufenthaltsdauer von Flederm&usen im Vorhabengebiet ist deshalb &uf3erst gering. Auch auf
Grund der Vorbelastung durch das bestehende Stral3ennetz sind weder Verletzungen der
Schéadigungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 und 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG noch der
Stérungsverbote nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG zu besorgen.

Weitere Saugetierarten:
Biber:

Die Vorkommen des Bibers am Langenmihlbach sind Teil der Biberpopulation im Isartal
einschliellich der angrenzenden Niedermoorbereiche und grol3erer Seitentdler. Der
Erhaltungszustand der Art wird als gut eingestuft.

An der Querungsstelle der Zubringerstral3e mit dem Langenmiihlbach sind - wie in vielen
weiteren Abschnitten - Hinweise auf eine gelegentliche Biberaktivitdt vorhanden (v.a.
Nagespuren). Keine Hinweise deuten jedoch darauf hin, dass an der Querungsstelle oder
den unmittelbar angrenzenden Bereichen (Baufeld) ein besetzter Bau des Bibers vorhanden
ist. Eine genutzte Fortpflanzungs- und Ruhestétte ist damit von dem hier geplanten
Bruckenbau nicht betroffen. Eine baubedingte Tétung oder Verletzung von Tieren kann damit
ebenfalls ausgeschlossen werden. Wie Beispiele an den Muhlbéachen der Isar zeigen, kann
der Biber muhelos unter Briickenbauwerken mit den hier geplanten Dimensionen hindurch
schwimmen. Die Lebensstatte "Langenmuihlbach” mit ihren dkologischen Funktionen und
ihrem raumlichen Zusammenhang bleibt somit auch bei einer Realisierung des Vorhabens fir
den Biber durchgéngig erhalten.

Durch die Baumalinahmen konnen im Bereich der Flie3gewasserquerung kurzfristig
baubedingte Storungen fur durchwandernde Biber wahrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-,
Wanderungs- und Uberwinterungszeiten eintreten. Eine anhaltende, anlage- oder
betriebsbedingte Storung oder Beeintrachtigung der Funktionsbeziehungen entlang des
Langenmuhlbachs wird jedoch nicht eintreten, da Durchwanderungen vergleichbar
dimensionierter  Bricken sowie eine geringe  Stérempfindlichkeit  gegeniber
verkehrsbedingten Emissionen nach einer Eingewdhnungsphase bekannt sind.

Tatbestande des Schadigungs- und Stérungsverbotes werden nicht erflllt.
Reptilien:

In der Artschutzkartierung gespeicherte Nachweise oder Beobachtungen der Schlingnatter im
Untersuchungsgebiet liegen nicht vor. In Niederbayern ist diese Art nicht haufig, aber weit
verbreitet. Prinzipiell ist - abgesehen von grof3flachig ausgeraumten Landschaften und den
Hochlagen des bayerischen Waldes - mit dem Auftreten der Art zu rechnen. Sofern man
vorsorglich Vorkommen entlang der Bahnlinie Landshut - Platting und am Isardamm
unterstellt, kommt man dennoch nicht zu einer Schédigung oder Stdérung. Der ndrdliche
Trassenabschnitt der Zubringerstral3e zwischen der Anschlussstelle Dingolfing-Héfen und
der St 2074 (ehemalige B 11) ist ndmlich bereits vorhanden und fiir den Verkehr freigegeben.
Geplant ist nur noch eine geringfugige Verbreiterung der Fahrbahnen. Die vorhandene
Trasse uberbriickt die Bahnlinie und deren Béschungen, bauliche Anderungen dieser Briicke
sind nicht vorgesehen. Auch im unmittelbaren Bahnibergangsbereich Hofen sind keine
Baumalnahmen geplant. Projektbedingte Schadigungen kénnen deshalb ausgeschlossen
werden.
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Der Anschluss der Zubringerstralle an die Teisbacher Isarbriicke erfolgt im Bereich
vorhandener Wege und Strallen. Sonstige Eingriffe am Isardamm erfolgen nicht.
Projektbedingte Schadigungen von Fortpflanzungs- oder Ruhestétten werden deshalb auch
hier ausgeschlossen.

Durch das Projekt kommt es zu keiner Anderung des Status quo (keine BaumaRnahmen im
Bereich Bahndamm, Eingriff am Isardamm in stark vorbelastetem Bereich).
Bestandserhebliche Stdérungen durch Bau, Anlage und Betrieb der Zubringerstra3e kdnnen
deshalb ausgeschlossen werden.

Der Erhaltungszustand der lokalen Population der Zauneidechse im Isartal (einschlie3lich der
Hangleite) wird als gut eingestuft, da die Zauneidechse hier ein gutes Lebensraumangebot
vorfindet und die von der Art besiedelbaren, offenen bis halboffenen Teilflachen besonders
Uber die Isarddmme und Bahndamme weitrdumig miteinander vernetzt sind. Wie fur die
Schlingnatter kdénnen auch fur die Zauneidechse projektbedingte Schéadigungen von
Fortpflanzungs- oder Ruhestétten oder bestandserhebliche Stérungen durch den Bau oder
den Betrieb der Zubringerstraf3e ausgeschlossen werden.

Libellen:

Eine erhebliche Schadigung der Grinen Keiljungfer durch das Vorhaben bzw. ihres
Lebensraumes Langenmiihlbach ist auszuschliel3en, weil der nur punktuelle bauliche Eingriff
und der hiermit verbundene Fléchenverlust des Uferbereichs (Bau der Briuicke) im Vergleich
zur Grol3e des Gesamtlebensraums vernachlassigbar gering ist. Der betroffene Uferabschnitt
besitzt keine herausgehobene (Lebensraum-) Funktion. Der La&ngenmuihlbach wird in seinem
Verlauf zwischen dem Stausee Altheim bei Landshut und der Einleitung in die Isar bei
Plattling/Pielweichs von zahlreichen StraRen und Wegen gequert und durchflie3t mehrere
gréRere Siedlungsbereiche. Seine Gewasserqualitat ist entscheidend abhéangig von direkten
und indirekten Stoffeintrdgen aus der Landwirtschaft sowie von Einleitungen in den
Siedlungen. Die diffusen projektbedingten Eintrage (Gischt, Staub) haben hier keinen
erheblichen Einfluss auf die Gewdasserqualitat. Projektbedingt ergeben sich fir das
Vorkommen am Langenmihlbach auch keine populationsrelevanten Stérungen. Bau- oder
betriebsbedingte Stérungen (voribergehende bauliche Eingriffe in den Uferbereich, Larm
etc.) entwickeln keine weitrdumig wirksamen Stérungen, die zu einer merklichen und
nachhaltigen Bestandsabnahme der Art fihren kdnnten.

Kafer:

Die nachstgelegenen Fundorte des Eremiten liegen in den Kopfweiden sidlich der Isar bei
Teisbach. Von den vorhandenen Kopfweiden am Ufersaum des Langenmuhlbachs stehen
eine oder zwei auf der geplanten Trasse der Zubringerstral3e. Sie missen deshalb entfernt
werden. Diese (und ein dritter Baum) wurden im Mé&rz 2009 auf Kotpellets der Larven und
Fragmente der Imagines (Fligeldecken etc.) des Eremits hin untersucht, wobei die
Untersuchung ergebnislos blieb. Ein Vorkommen und eine projektbedingte Zerstérung einer
Fortpflanzungsstétte wird deshalb nicht unterstellt. Der Eremit bewohnt (auch) Alleebdume in
GroR3stadten (Bsp. Miinchen). Stérungen durch BaumalBnahmen (Larm, Licht etc.)
beeinflussen die Art nicht nachweislich. Erhebliche projektbedingte Stérungen durch das
geplante StraRenbauvorhaben werden deshalb ausgeschlossen.

Der Vorhabentrager hat beim Erdrterungstermin zugesagt, die vom Bau der Zubringerstralie
unmittelbar betroffenen Kopfweiden vor Baubeginn in mdglichst groRen Teilen auf eine
angrenzende Flache zu verlagern (A 3.4.9).

Européische Vogelarten:

Insgesamt wurden 101 Vogelarten ermittelt, die sich im Untersuchungsgebiet zwischen der
A 92 und der Isar oder dessen Umgriff als wahrscheinliche oder tatsachliche Brutvégel
aufhalten (vgl. Anlage 1 zu Planunterlage 12.1). In einem ersten Schritt wurden unter
Berlicksichtigung der Bestandssituation (Anzahl von Brutpaaren, raumliche Verbreitung etc.)
sowie der artspezifischen Lebensraumanspriiche und dem tatséchlich vorhandenem
Lebensraumangebot diejenigen tatsachlich oder potenziell vorkommenden Arten ermittelt, bei
denen Verstt3e gegen artenschutzrechtlichen Bestimmungen sicher ausgeschlossen werden
kdnnen (Seiten 35 ff. der saP).

Fir die nachfolgend beschriebenen Vogelarten wurden mégliche Auswirkungen néher
ermittelt und dargestellt.
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Eisvogel:

Vom Eisvogel liegen Flugbeobachtungen am Langenmuhlbach vor. Vermutlich briitet die Art
auch hier, da entlang des Baches geeignete Strukturen zur Anlage der Nistréhren vorhanden
sind. Das/die Vorkommen sind Teil der ,lokalen Population” im unteren lIsartal, welches
durchgéangig vom Eisvogel besiedelt wird.

Im Bereich der vorgesehenen Querung mit dem Langenmuhlbach befinden sich keine fir den
Eisvogel zur Anlage von Brutréhren besonders geeignete Uferstrukturen (hdheres Steilufer,
.Eisvogelwand”). Projektbedingt findet somit keine Zerstérung oder Beschadigung einer
Fortpflanzungsstatte im engeren Sinne statt.

Baubedingte Emissionen und sonstige Stérungen im Umfeld des Briickenbauwerks tiber den
Langenmuihlbach werden vermutlich dazu fihren, dass der Eisvogel diesen Bereich
voriibergehend meiden wird. Nach Fertigstellung der Briicke ist jedoch damit zu rechnen,
dass er auch das nahere Bruckenumfeld wieder als Teil seines Gesamtlebensraumes
(mindestens 1 km naturnahe FlieBgewasserlange) nutzen wird, da der Eisvogel gegeniiber
Verkehrslarm keine besondere Empfindlichkeit zeigt. Insgesamt ist damit von einer
vorubergehenden lokalen Vergramung der Art auszugehen, die im ,worst-case” zu einem
Ausfall einer/zwei Brutsaison/s fuhren wird. Eine populationsrelevante Stérung hierdurch wird
aber ausgeschlossen, da die Art durch entsprechend hohe Nachwuchsraten (sog.
.Schachtelbruten”) in der Lage ist, auch natirliche Bestandsverluste/-schwankungen
auszugleichen.

Baumpieper, Feldlerche, Feldsperling, Goldammer, Kiebitz, Klappergrasmiicke, Kleinspecht,
Kuckuck, Mehlschwalbe, Rauchschwalbe und Rebhuhn:

Fur diese Vogelarten wird auf die im Plangeheft enthaltene Bestands- und
Gefahrdungsanalyse Bezug genommen. Das Erreichen von Verbotstatbestédnden
(Storungsverbot, Schadigungsverbot) kann unter Bericksichtigung der vorgesehenen
Schutz- und MinimierungsmafRnahmen sicher ausgeschlossen werden. Die potentiellen
Kiebitzhabitate 0stlich der GVS ,Teisbacher Feld* (Industriestralle) sind durch die
Uberbauung im Zuge der Erweiterung des BMW-Werkes vollstandig betroffen. Der Verlust
wird durch Ausgleichsmafl3nahmen im Isarmoos ndordlich der Autobahn kompensiert. Westlich
der zur DGF 16 aufzustufenden Gemeindestra3e ist lediglich ein Brutplatz durch die
randliche Verstarkung der stralRenbedingten Effekte (insbesondere Verkehrszunahme)
betroffen. Da im Raum Gaubitzhausen relativ wenige Brutpaare nachgewiesen sind und die
vollstindige Habitateignung nicht ausgenutzt ist, besteht ausreichend Raum fir ein
Ausweichen im unmittelbaren Zusammenhang in der Feldflur.

§ 44 Abs. 1 Nr. 4 BNatSchG
Pflanzenarten nach Anhang IV der FFH-RL wurden im Wirkraum des Vorhabens nicht
festgestellt und werden auch nicht vermutet.

§ 44 Abs. 5 BNatSchG

Wie vorstehend bereits erlautert, wird die ©kologische Funktion der von dem Eingriff
betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im rdumlichen Zusammenhang weiter erfullt.
Zeitlich vorgezogene MalRnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen 0kologischen
Funktionalitdt (sog. CEF-MalRnahmen) zur Vermeidung von Gefahrdungen lokaler
Populationen sind deshalb nicht notwendig.

Die Zulassung einer Ausnahme von den Verboten nach § 44 BNatSchG gemalR § 45 Abs. 7
BNatSchG ist auch hinsichtlich Stérungen nicht erforderlich, weil die projektspezifischen
Wirkungen unter Bertcksichtigung der im landschaftspflegerischen Begleitplan aufgefiihrten
MalRnahmen zu Schutz und Vermeidung (Kap. 4.2 bzw. 5.3 und 5.4) so gering sind, dass
relevante Auswirkungen auf den lokalen Bestand bzw. die lokalen Populationen nicht zu
erwarten sind.

Soweit der Bund Naturschutz und der Landesbund fiir Vogelschutz das Vorhaben
ablehnen, weil es in raumlicher Nahe zu international, national und regional bedeutenden
Schutzgebieten ndrdlich der A 92 liege und den Kohéarenzzielen entgegenwirke, ist auf die
vorstehenden Ausfilhrungen zu verweisen. Das Vorhaben liegt aul3erhalb der Schutzgebiete.
Erhebliche Auswirkungen auf diese Gebiete sind durch die geplante Verkniupfung der
vorhandenen Autobahn A 92 mit der ebenfalls bereits bestehenden Kreisstrale DGF 16
sowie den Ausbau/Neubau der Zubringerstrale DGF 8/DGF 16 nicht zu erwarten. Durch die
Planvorhaben werden die Verkehrsbelastungen weder auf der A 92 noch auf der DGF 16
nordlich der Autobahnanschlussstelle wesentlich zunehmen bzw. in der GréRenordnung von
regelmaBig zu erwartenden Verkehrsbelastungsschwankungen liegen.
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Berlicksichtigung der Naturschutzbelange

Bei der Erfullung seiner Aufgaben hat der StraRenbaulasttrdger den Naturhaushalt und das
Landschaftsbild zu schonen (Art. 9 Abs. 1 Satz 4 BayStrWG). Diese Belange werden
konkretisiert durch die in 8 1 BNatSchG enthaltenen Ziele des Naturschutzes, der
Landschaftspflege und des Schutzes von Lebensrdumen. Die sich hieraus ergebenden
Anforderungen sind untereinander und gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit
an Natur und Landschaft abzuwagen. Mit Grund und Boden ist sparsam umzugehen.
Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Mal3 zu begrenzen (siehe z. B. § 1a BauGB
und 8§ 1 BBodSchG).

Das betroffene Gebiet und die Beeintrachtigungen sind in der Planunterlage 12 des
Plangeheftes beschrieben. Das Vorhaben muss aber nicht wegen der im Naturschutzrecht
genannten Grundséatze und Ziele unterlassen werden, denn die fir das Stral3enbauvorhaben
sprechenden Belange tiberwiegen. Den Naturschutzbelangen steht nach der Rechtslage kein
Vorrang zu (BVerwG, NuR 1996, 522); sie haben aber besonderes Gewicht (BVerwG, NVwZ
1991, 364) im Rahmen des Interessenausgleichs.

Die landschaftspflegerische Begleitplanung gibt Aufschluss Uber den Bestand an Natur,
Landschaft, Lebensraumen, Arten usw. und zeigt die Konflikte auf, die durch das Vorhaben
verursacht werden. Diese Beeintréchtigungen lassen sich weder durch eine Variante noch
durch zumutbaren Aufwand weiter verringern. Die Minimierungsmaf3nahmen sind im Textteil
unter Nr. 4.2 der Unterlage 12.1 beschrieben. Unter Berticksichtigung dieser Gesichtspunkte
und aller maRRgeblichen anderen Belange wird das Vorhaben deshalb so, wie es beantragt
wurde, fur zulassig gehalten bzw. eine andere Lésung nicht fir zumutbar angesehen.

Naturschutzrechtliche Kompensation (Folgenbewaltigung)

Eingriffsregelung

Nach den gesetzlichen Bestimmungen des § 15 BNatSchG hat der Vorhabentrager, der
Eingriffe (siehe dazu § 14 BNatSchG) in Natur und Landschaft vornimmt,

- vermeidbare Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen.
Beeintrachtigungen sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff
verfolgten Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft zu erreichen, gegeben sind.

- verbleibende erhebliche Beeintrachtigungen auszugleichen (AusgleichsmalRnahmen) oder
in sonstiger Weise zu ersetzen (Ersatzmaf3nahmen).

Ein Eingriff darf nicht zugelassen werden, wenn die Beeintrachtigungen nicht zu vermeiden
oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind und die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwagung aller Anforderungen an Natur
und Landschaft im Rang vorgehen.

Wird ein Eingriff zugelassen oder durchgefiihrt, obwohl die Beeintréchtigungen nicht zu
vermeiden oder nicht in angemessener Frist auszugleichen oder zu ersetzen sind, hat der
Verursacher Ersatz in Geld zu leisten. Die Ersatzzahlung bemisst sich nach den
durchschnittlichen Kosten der nicht durchfiinrbaren Ausgleichs- und Ersatzmaflinahmen
einschliel3lich der erforderlichen durchschnittlichen Kosten fir deren Planung und
Unterhaltung sowie die Flachenbereitstellung unter Einbeziehung der Personal- und
sonstigen Verwaltungskosten. Die Ersatzzahlung ist von der zustandigen Behoérde im
Zulassungsbescheid oder, wenn der Eingriff von einer Behdrde durchgefuhrt wird, vor der
Durchfiihrung des Eingriffs festzusetzen.

Dieses Entscheidungsprogramm des BNatSchG steht selbsténdig neben den
fachplanungsrechtlichen Zulassungsregeln (BVerwGE 85, 348, 357). Die Prifungsstufen sind
einzuhalten. Es gilt aber auch das UbermaRverbot (BVerwG vom 18.3.2009, NVwZ 2010, 66,
zur bis 28.2.2010 geltenden Rechtslage).

Vermeidbarkeit / Unvermeidbarkeit der Beeintrachtigungen

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG vom 30.10.1992,
NVwZ 1993, 565) stellt das Gebot, vermeidbare Beeintrdchtigungen von Natur und
Landschaft bei Eingriffen (also Veranderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflachen,
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die die Leistungsfahigkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich oder
nachhaltig beeintréachtigen kénnen) zu unterlassen (8§ 15 Abs. 1 BNatSchG), striktes Recht
dar. Die Planfeststellungsbehtrde hat dieses Vermeidungsgebot also zu beachten, wobei
jedoch der Begriff der Vermeidbarkeit nicht in einem naturwissenschaftlichen Sinn zu
verstehen ist, sondern der rechtlichen Eingrenzung anhand der Zielsetzung der
Eingriffsregelung bedarf. Als vermeidbar ist nach BNatSchG im Ergebnis eine
Beeintrachtigung anzusehen, wenn das erforderliche Vorhaben an der vorgesehenen Stelle
ohne oder mit geringeren Beeintrachtigungen unter verhdltnismaRigem Mitteleinsatz
verwirklicht werden kann. Das Vermeidungsgebot verlangt also nicht eine Unterlassung des
Vorhabens, sondern die Vermeidung zu erwartender Beeintréchtigungen. Es gehort zur sog.
Folgenbewaltigung.

Die Planung entspricht diesem strikten naturschutzrechtlichen Gebot. Insoweit wird auf die
Erlauterungen und die vorgesehenen Mafinahmen im landschaftspflegerischen Begleitplan
(LBP - Unterlage 12) verwiesen.

Verbleibende Beeintrachtigungen

Die Schutz- und Minimierungsmaflinahmen sind in der Unterlage 12.1 beschrieben. Nach
Berlcksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmoglichkeiten verbleiben bei der
Realisierung des Vorhabens insbesondere folgende unvermeidbare Beeintrachtigungen, die
sich auf den Kompensationsbedarf auswirken:

* Beeintrachtigte Lebensraume mit hoher Bedeutung und beeintrachtigtes landschaftliches
Funktionsgefiige mit hoher Bedeutung

- Versiegelung, Uberbauung und Beeintrachtigung von B&aumen im Galerieauwald,
Gewasserbegleitgehdlzen und Hochstaudensaum am naturnahen Abschnitt des
Langenmuihlbaches.

- Versiegelung, Uberbauung und Beeintrachtigung von Auwaldrestbestanden nérdlich des
Sickergrabens.

- Beeintrachtigung von regional bedeutsamen Funktionsbeziehungen entlang des
Langenmuihlbaches.

- Versiegelung, Uberbauung und Beeintrachtigung von Auwald im Bereich der
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16.

* Beeintrachtigte Lebensraume mit mittlerer Bedeutung

- Versiegelung, Uberbauung und Beeintrachtigung von naturnahen Heckenbereichen,
Feldgeholzen sowie (nur sehr kleinflachig) von Hochstaudenflur feuchter/nasser Standorte
und artenreichem Griinland.

- Versiegelung, Uberbauung und Beeintrachtigung von offenen Acker- und Wiesenflachen,
die Vogeln als Nahrungs- und Jagdhabitate dienen.

* Beeintrachtigung durch Inanspruchnahme geplanter Grinflachen von Bebauungspléanen

- Versiegelung und Uberbauung geplanter Grinflachen im Bebauungsplan GE Loichingerau.

« Beeintrachtigungen von Flachen mit Bedeutung fir abiotische Schutzguter
Schutzgut Boden

- Versiegelung von naturnahen Flachen (Auwald, naturnahe Heckenbereiche,
Hochstaudenflur feuchter/nasser Standorte, Hochstaudenflur feuchter/nasser Standorte).

- Versiegelung von Waldflachen.

- im gesamten Plangebiet Versiegelung von intensiv landwirtschaftlich genutzten Flachen,
Ruderalfluren, kleinflachigen Flurgehélzen und Stral3enbegleitgriin.
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Schutzgut Wasser

- Risiko durch verkehrsbedingte Auswirkungen (Emissionen, Unfélle) fir den
Langenmuihlbach und den Sickergraben nérdlich der Isar.

- im gesamten Plangebiet Gefdhrdung der hoch anstehenden Grundwasservorkommen durch
verkehrsbedingten Schadstoffeintrag (Emissionen, Risiko des Schadstoffeintrags bei
Unfallen), aber Vorbelastung vorhanden.

Die Beeintrdchtigungen des Landschaftsbildes sind relativ gering, weil die Strale ohne
groRere Boschungen oder Einschnitte in der ebenen Landschaft liegt. Die geringen
Beeintrachtigungen kénnen durch die geplanten Ausgleichs- und GestaltungsmafRnahmen
kompensiert werden.

Die Erholungseignung in den isarnahen Bereichen wird nur gering beeintréchtigt, da
Wegeverbindungen wiederhergestellt bzw. neu geschaffen werden.

Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen, naturschutzrechtliche Abwégung

Die unvermeidbaren erheblichen und nachhaltigen Beeintréachtigungen sind gemaf 8§ 15 Abs.
2 Satz 1 BNatSchG durch MalRnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
auszugleichen (Ausgleichsmal3nahmen) oder zu ersetzen (ErsatzmalRnahmen).

Fur die Ermittlung des Ausgleichsbedarfs sind mal3gebliche Gesichtspunkte die
Auswirkungen der StraRenbaumalRnahme auf die Arten- und Biotopausstattung im
betroffenen Raum unter Einbeziehung der dadurch bedingten Unterbrechungen bzw.
Stérungen aller Wechselbeziehungen auf das Funktionsgefiige der Natur, auf das
Landschaftsbild, die Erholung und den Naturgenuss und auf Boden, Wasser, Klima und Luft.
Untersuchungsraum, -inhalt, -methode und -schwerpunkte wurden zutreffend festgelegt. Der
Ausgleichsbedarf ist gemald den sog. gemeinsamen Grundsdtzen vom 21.06.1993 in
Flachenbedarf umgerechnet, was hier keinen Bedenken begegnet. Auch im Hinblick auf die
Kompensationsverordnung ergibt sich hier kein Anderungsbedarf.

Ausgeglichen ist eine Beeintréchtigung, wenn und sobald die beeintrdchtigten Funktionen
des Naturhaushalts in gleichartiger Weise wiederhergestellt sind und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet ist. Ersetzt ist eine Beeintrachtigung,
wenn und sobald die beeintrachtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem betroffenen
Naturraum in  gleichwertiger Weise hergestellt sind und das Landschaftsbild
landschaftsgerecht neu gestaltet ist. Bei der Festsetzung von Art und Umfang der
Ausgleichs- und ErsatzmafRnahmen sind die Programme und Plane nach den 8§ 10 und 11
BNatSchG zu berlicksichtigen.

Der Neubau der Zubringerstrale DGF 8/DGF 16 zur A 92 betrifft einen teilweise stark
vorbelasteten Landschaftsraum. Durch Autobahn, Gewerbe-/Industriegebiete und intensive
landwirtschaftliche Nutzung sind die verbleibenden Lebensraume und Funktionsbeziehungen
grof3enteils beeintréchtigt bis stark beeintrachtigt. Entlang des Langenmuhlbaches und im
Bereich der Auwaldreste bei Schonbiihl sind allerdings noch naturnahe Landschaftsteile
sowie Lebensraume und intakte Funktionsbeziehungen (u. a. fir Eisvogel, Biber, Amphibien,
Fledermé&use, Libellen) zu finden.

Der Ausgleichsflachenbedarf fir die vorher beschriebenen Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft betrdgt unter Beriicksichtigung der Plandnderung vom 15.2.2013
insgesamt 2,54 ha (vgl. Tabelle 6, Planunterlage 12.1).

Vorliegend kann fir die BeeintrAchtigung des Naturhaushalts (Beeintrachtigung der Arten-
und Biotopausstattung und der Naturgiter Boden und Wasser, Auswirkungen auf
Bebauungspléne) vollstandige Kompensation erfolgen. Die Beeintrachtigungen des
Landschaftsbildes sind gering. Sie werden durch die geplanten Gestaltungsmafl3nahmen
weiter minimiert.

Die geplanten AusgleichsmaRnahmen stehen in unmittelbarer raumlicher und funktionaler
Verbindung zu den Eingriffen in naturschutzfachlich wertvolle Bestande.

Beschreibung der Kompensationsmalinahmen

A2 Anlage von Gehdlzstrukturen und Magerrasenflachen im Anschluss an den
Auwald bei Schoénbuihl

A3 Waldneuanlage auf zwei Teilflachen zur Ergéanzung und Vernetzung von
Auwaldflachen bei Schonbdhl
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A4 Waldneuanlage im Bereich der Anbindung Briicke Teisbach und Verbindungs-
spange DGF 16

A5 Waldneuanlage zwischen Auwald stidlich Schonbihl und LAngenmiihlbach
A6 Anlage von Geholzstrukturen und Sukzessionsflachen am Langenmuihlbach

A7 Anlage von Geholzstrukturen und Magerrasenflachen anschlieRend an die
Biotope 7340-102 und -114 entlang des Langenmiihlbaches und an den Teichen

Die AusgleichsmaRnahmen A 2 bis A 7 haben eine Gesamtflache von 3,07 ha, davon
sind 2,55 ha anrechenbar.

Auf agrarstrukturelle Belange wurde Ricksicht genommen, insbesondere werden fir die
landwirtschaftliche Nutzung besonders geeignete Bdden nur im notwendigen Umfang in
Anspruch genommen. Die zuriickzubauenden Flachen der bestehenden Kreisstrale DGF 16
werden in gréBerem Umfang in die Ausgleichsflachen integriert. Eine Ausgleichsflache liegt
auf einer bisher gewerblich genutzten Flache. Auch auf unwirtschaftlichen Restflachen sind
AusgleichsmalRhahmen vorgesehen.

Da das Vorhaben in der Regel nur bei rechtlicher Sicherstellung dieser MaflRnahmen
zugelassen werden darf (BayVGH vom 24.01.1992, BayVBI 1992, 692), besteht fiur die
Grundstiicke und Teilflachen, auf denen solche MalRnahmen erforderlich sind, grundsatzlich
die Notwendigkeit der Enteignung oder Zwangsbelastung (BVerwG vom 23.08.1996, UPR
1997, 36). Die einzelnen Grundstiicke sind in den Grunderwerbsunterlagen (Planunterlage
14) aufgefuhrt. Der Trager der StraBenbaulast erhalt damit, ebenso wie fur die
StraBenbestandteile, das Enteignungsrecht. Er behalt aber die Moglichkeit zu spéteren
Anderungen im Einvernehmen mit der Planfeststellungsbehérde (Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG).

Insgesamt ist festzustellen, dass nach Realisierung der landschaftspflegerischen
Kompensationsmal3nahmen unter Beachtung der unter Ziffer A 3.4 dieses Beschlusses
getroffenen Auflagen nach Beendigung der Stralenbaumal3nahme die dadurch verursachten
Beeintrachtigungen kompensiert sind, so dass keine erhebliche Beeintréchtigung des
Naturhaushaltes zurtickbleibt und das Landschaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt
oder neu gestaltet sein wird.

Es hat sich im Verfahren auerdem ergeben, dass selbst im Falle nicht kompensierbarer
Beeintrdchtigungen hier die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege
gegentiber den Belangen der erforderlichen Verbesserung des Stral3ennetzes zuriicktreten
mussten (8 15 Abs. 5 und 6 BNatSchG).

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat zugesagt, auf den Ausgleichsflachen (A) autochthones
Saatgut zu verwenden. Die Auswahl der Spenderflaichen ist mit der unteren
Naturschutzbehérde abzustimmen. Der Landkreis hat ferner zugesagt, auch bei den
Gestaltungsmalinahmen (G) autochthones Pflanz- und Saatgut zu verwenden, soweit im
Einzelfall solches Material in ausreichendem Umfang zur Verfigung steht. Die
Geholzartenliste und die Samenmischungen sind mit der unteren Naturschutzbehdrde
abzustimmen (A 3.4.3).

Gemall Nebenbestimmung A 3.4.6 hat der Landkreis vor Baubeginn eine verantwortliche
Okologische Baubegleitung zu bestellen und der unteren Naturschutzbehérde zu benennen.

Uberschissiges, beim StraBenbau anfallendes Erdmaterial darf nicht auf 6kologisch
wertvollen Flachen (Feuchtbiotope, Hohlwege, Streuwiesen, aufgelassene Kiesgruben, etc.)
abgelagert werden und aus dem Baustellenbereich nur unter Beteiligung der unteren
Naturschutzbehotrde an Dritte abgegeben werden (A 3.4.7).

Der Landkreis hat im Rahmen der Planaufstellung seine Planung friihzeitig allen betroffenen
Fachbehorden (Naturschutzbehdrde, Wasserwirtschaftsamt usw.) bekannt gegeben und mit
ihnen abgestimmt, wie es sinnvoller Planungspraxis entspricht. Wenn der Bund Naturschutz
aus dieser zweckmaRigen Planungspraxis ,Vorfestlegungen hinsichtlich der Stellungnahme
im Verfahren® unterstellen will, ist dies nicht nachvollziehbar.

Zu seinem Einwand vom 28.5.2013 wegen unvollsténdiger naturschutzfachlicher Daten, ist
auf die vorstehenden Ausfuhrungen zu verweisen. Die zum Zeitpunkt der Antragstellung
verfugbaren und die im Verfahren erkannten Daten sind Dberilcksichtigt. Neben den
Biotopkartierungsunterlagen und den Daten der Artenschutzkartierung wurden umfangreiche
Geléndeerhebungen zu Flora und Fauna des Gebietes durchgefuhrt. Bei der
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Vegetationskartierung wurde unter anderem der aktuelle Biotopkartierungsschlissel
angewendet. Aul3erdem wurden vom Biro Schober auch die ergdénzenden Daten, die der
Bund Naturschutz dem Antragsteller zur Verfigung gestellt hatte, in die Planung einbezogen.
Nach Auskunft der unteren Naturschutzbehdérde vom 22.11.2013 wurden durch das
Landesamt fur Umwelt im Landkreis Dingolfing-Landau 2013 keine faunistischen
Untersuchungen (Naturschutzkartierungen) durchgeftihrt, die fir die Planfeststellung der
Zubringerstral3e zu beachten waren.

Der Vorhabentrdger kann nicht dazu verpflichtet werden, die Briicke Uber den
Langenmuihlbach als Trogbauwerk mit einer lichten H6he von mind. 2,5 m und einer lichten
Weite von 30 m (Breite der Ausgleichsflache A 6) sowie mit beidseitigen straf3enbreiten
Bepflanzungsstreifen auszuftihren. Diese in der Stellungnahme vom 16.1.2012
vorgeschlagene Ausgestaltung des Brickenbauwerkes (ber den Langenmuhlbach ist
fachlich nicht begrindbar und wirde zu unvertretbaren Mehrkosten fiihren. Die Planlésung
stellt bei Berlcksichtigung der Nebenbestimmungen (insb. der unter A 3.4.9 festgehaltenen
gréBeren lichten Hohe der Bricke) sicher, dass der L&ngenmuhlbach durch das
Planvorhaben die Funktion einer durchgangigen Verbundachse behalten wird. Eine starkere
Anhebung nur der Stralengradiente ist mit vertretbaren Mitteln nicht mdoglich, weil
insbesondere zu den vorhandenen Stromleitungen Mindestsicherheitsabstande einzuhalten
sind. Zu bevorzugen ist eine moglichst ,,schlanke” Konstruktionshdhe des Briickenuberbaus.

Die fur die Verbindungsspange zwischen den Isarbriicken Teisbach und Loiching sowie die
Strecke zwischen der Isarbriicke Teisbach und der La&ngenmuhlbachbriicke geforderten
Amphibientunnel mit Leitsystem sind nicht erforderlich. Im Wirkraum des Vorhabens wurden
keine Amphibienarten festgestellt, die nach européischem Recht geschiitzt sind. Zum Schutz
von Amphibien und Kleinlebewesen ist im Bereich des Fischteiches bei Schénbihl die
Anlage von Amphibienleiteinrichtungen vorgesehen (Schutzmaf3nahme 6), mit denen die
Amphibien und Kleinsauger unter die Briicke uber den Langenmihlbach geleitet werden.
Wahrend der Bauzeit werden entsprechend der SchutzmafRnahme S 2 Absperrungen und
Bauzaune nach den értlichen Erfordernissen in Abstimmung mit der Umweltbaubegleitung
errichtet. Hierzu zahlen bei Bedarf auch Amphibienschutzmaf3nahmen.

Auf die vorstehenden Ausfiihrungen sowie die Planunterlagen wird i. U. Bezug genommen.

Die wegen der Einwendungen der betroffenen Grundeigentimer vom Landkreis Dingolfing-
Landau vorgenommene Plandnderung vom 15.2.2013 ist vernunftig bzw. vertretbar. Die
Linienfihrung der Verbindungsstrale DGF 8/DGF 16 wird zur Minimierung der Eingriffe in
das Grundeigentum nach Norden verschoben, wobei der bestehende Feld- und Waldweg
Flnr. 839/2 soweit wie moglich in die Trassenfiihrung der Zubringerstral3e mit einbezogen
wird. Eine ganze Reihe von mittigen Durchschneidungen relativ kleiner Grundstticke kann
damit vermieden werden und die meisten Grundstiicke bleiben weiterhin landwirtschaftlich
sinnvoll nutzbar. Die mit der Tekturplanung verbundenen Anderungen der Beein-
trachtigungen sind vollstandig und nachvollziehbar im landschaftspflegerischen Begleitplan
(Tekturplanunterlagen vom 15. 2.2103) dargestellt und erlautert. Da nur eine geringfiigige
Trassenverschiebung vorgesehen ist und meist die gleichen Bestdnde betroffen sind, wie in
der urspriinglichen Planung, sind die Anderungen gering. Auch der Ausgleichsflachenbedarf
ist nur geringfiigig hoher.

Form und GrolRe der Ausgleichsflache A 2 haben sich durch die Tekturplanung nur
unwesentlich geéndert. Die verfolgten Ziele kénnen weiterhin umgesetzt werden. Weil die
Neugestaltung des Funktionsgefiiges mit den vorgesehenen Ausgleichs- und
Gestaltungsmafl3nahmen in ausreichender Weise erreicht werden kann und auch zusatzliche
Verbindungsstrukturen zum Sickergraben (Querungshilfe unter der Straf3e) nicht erforderlich
sind, kann den Forderungen nach Umwidmung der Mallhahme in eine
Gestaltungsmafl3nahme nicht entsprochen werden. Die Meinung des Bund Naturschutz, dass
die verwendeten Ausgleichsgrundsatze nicht der aktuellen Rechtslage entsprechen wirden
und mehr Ausgleichsflachen notwendig seien, ist fachlich in keiner Weise begrundet.

Die technische Ausgestaltung der Planung sowie die Trassierung der Stral3e weisen keine
Elemente auf, die spezifische ,Fallenwirkungen® fir Vorkommen bedrohter Tierarten und
damit  erhebliche  Beeintrdchtigungen zur Folge hatten. Daher sind im
landschaftspflegerischen Begleitplan Uber die Darstellung der Betroffenheit von
Funktionsbeziehungen hinaus keine gesonderten Aussagen zur ,Fallenwirkung* erforderlich.
Das vom Bund Naturschutz geforderte Monitoring ist wegen der Kontrolle durch die zu
bestellende Umweltbaubegleitung nicht erforderlich.
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Soweit der Bund Naturschutz darauf hinweist, dass auch die im 0©kologischen
Entwicklungskonzept Isar zwischen Gummering und Ettling enthaltenen Malinahmen bei der
Strallenplanung héatten beriicksichtigt werden missen, ist anzumerken, dass diese
Fachplanung informellen Charakter hat, erst nach der Aufstellung der Stra3enplanung (2011)
im Jahr 2012 abgeschlossen wurde wund das StraRenbauvorhaben mit den
Entwicklungszielen in der Fachplanung vereinbar ist.

Soweit der Landesbund fur Vogelschutz rugt, dass die vorliegenden Planunterlagen nicht
vollstandig waren und die Ausgleichsgrundséatze nicht der aktuellen Rechtslage entsprachen,
darf erganzend zu den vorherigen Ausfihrungen auf das Ergebnis der Prifung durch die
untere Naturschutzbehorde hingewiesen werden. Die Herleitung und die Ergebnisse der
Eingriffsermittlung wurden durch die untere Naturschutzbehdrde als sach- und fachgerecht
bestatigt.

Im unmittelbaren Bereich des Vorhabens befinden sich keine Fauna-Flora-Habitat- (FFH)
oder Vogelschutzgebiete (SPA). Das nachste SPA-Gebiet 7341-471.02
~Wiesenbritergebiete im Unteren Isartal® und die FFH-Gebiete 7341-371.04 ,Mettenbacher,
GrieBenbacher und Kénigsauer Moos®, 7340-371.02 ,Habitate der Gelbbauchunke im
Landkreis Dingolfing-Landau®, 7341-301.01 ,Unteres Isartal zwischen Niederviehbach und
Landau“ und 7439-371.08 ,Leiten der Unteren Isar” liegen alle au3erhalb des Wirkraumes
des Vorhabens. Die gebietsbhezogenen konkretisierten Erhaltungsziele dieser europaischen
Schutzgebiete sind durch das Bauvorhaben nicht betroffen. Es besteht also keine
Moglichkeit, dass erhebliche Auswirkungen auf diese Gebiete einschlieBlich der
charakteristischen Arten der mafigeblichen Lebensraume durch das Vorhaben ausgel6st
werden. Dies gilt auch unter Bertcksichtigung der Auswirkungen des geplanten Baus und
Betriebs der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen auf Natura 2000-Belange
(Kumulation). Verkehrsbedingte Fernwirkungen kdnnen ausgeschlossen werden. Gequerte
Flie3gewasser stehen nicht in unmittelbarer Verbindung zu den FFH-Gebieten.

Das Vorhaben steht auch den Aussagen des Landesentwicklungsprogrammes und des
Arten- und Biotopschutzprogrammes fir den Landkreis Dingolfing-Landau nicht entgegen.
Die Ziele und MaRnahmen des Arten- und Biotopschutzprogrammes beziehen sich vorrangig
auf die Wiesenbruterflachen und die FlieRgewéasser im Bereich ndrdlich der A 92. Durch das
Vorhaben sind weder diese Wiesenbriterflachen noch die FlieRgewasser betroffen.

Auf die oben beschriebenen moglichen Auswirkungen des Stralenbauvorhabens auf
einzelne Vogelarten darf i. U. Bezug genommen werden.

Gewasserschutz

Entscheidungen im Rahmen der Konzentrationswirkung

Von der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung werden auch die erforderlichen
wasserrechtlichen Entscheidungen, z. B. fir den Ausbau von Gewéassern, Stral3enbau im
Wasserschutzgebiet und an Gewassern, den Oberflachenwasserablauf usw. erfasst. Die
Umweltauswirkungen sind zusammen mit denen der Stral3e abgehandelt und bewertet. Die
Auswirkungen dieser MaRnahmen auf 6ffentliche und private Belange sind bericksichtigt.

Das planfestgestellte Vorhaben steht bei Beachtung der festgelegten Nebenbestimmungen
mit den Belangen des Gewasserschutzes und der Wasserwirtschaft in Einklang.

Die Detailplanung der Bruckenbauwerke tber den LAngenmuihlbach und den Sickergraben
hat der Landkreis Dingolfing-Landau rechtzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut
abzustimmen (Nebenbestimmung A 3.3.1).

Ein sehr kleiner Teil des Vorhabens im Bereich der Isarbriicke Teisbach liegt in dem mit
Verordnung des Landratsamtes Dingolfing-Landau vom 12.9.1958 festgesetzten
Uberschwemmungsgebiet der Isar. Weil nachteilige Auswirkungen auf den
Hochwasserabfluss nicht zu erwarten sind, hat die Wasserrechtsbehdrde der Planung
zugestimmt.

Auch  die vermutete  Kollision mit  Bewirtschaftungsplanungen nach  der
Wasserrahmenrichtlinie ist beim Planvorhaben nicht festzustellen.

Soweit der Bund Naturschutz fordert zu prufen, ob fur die StralRengrdben weitere
Detailplanungen notwendig sind und die Unterlagen zu den Bodenverhaltnissen und zum
Wasserhaushalt zu erganzen sind, ist auf die im Bereich der Zubringerstralle nur
untergeordnete  wasserwirtschaftliche Bedeutung der StralRenentwdsserungsgraben
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hinzuweisen. Nach Art. 1 Abs. 2 BayWG sind die Bestimmungen des WHG und des BayWG
auf solche Grében nicht anzuwenden. Das Wasserwirtschaftsamt Landshut wurde als
Fachbehorde beteiligt und ist mit der Planung der StralRenentwasserung einverstanden. Die
geforderten Beweissicherungsmafinahmen zum Grundwasser und zur Oberflachen-
entwasserung sind hier fachlich weder begriindet noch notwendig.

Begriindung der wasserrechtlichen Erlaubnisse

Es ist vorgesehen, das Niederschlagswasser, das auf den Straen anfallt und den StraRen
aus dem Gelande zulduft, zu sammeln und soweit wie mdglich breitflachig Gber die
Strallenbdschungen bzw. in Sickermulden Uber eine ausreichend starke Oberbodenpassage
zu versickern. Dies entspricht dem Bestreben, die Filter- und Speicherkapazititen des
Bodens bestmoglich auszunutzen und das Niederschlagswasser dem Grundwasser
zuzufiihren (8 55 Abs. 2 WHG).

Nur gezielte Einleitungen sind gemal3 88 8 und 9 WHG gestattungspflichtig. Deshalb kdnnte
man vertreten, dass hier keine Erlaubnisse nétig waren. Vorsorglich wurden solche jedoch
erteilt, weil Mulden zur Versickerung dienen. Diese Gestattungen werden von der
Konzentrationswirkung der Planfeststellung gemaf § 19 Abs. 1 WHG nicht erfasst, sondern
unter Ziffer A 4 des Beschlusstenors gesondert ausgesprochen.

Die Gestattungen kdnnen gemal 88 12, 15, 55 und 57 WHG in der Form der gehobenen
Erlaubnis erteilt werden. Bei Beachtung der unter Ziffer A 4.3 angeordneten Auflagen sind
Beeintrachtigungen des offentlichen Wohls sowie Rechtsbeeintrachtigungen und Nachteile
fur Dritte nicht zu erwarten. Die Auflagen beruhen auf § 13 WHG. Die Wasserrechtsbehotrde
hat das Einvernehmen gemanR § 19 Abs. 3 WHG mit Schreiben vom 10.1.2012 erklart.

Die gutachtlichen Stellungnahmen des Wasserwirtschaftsamtes Landshut vom 3.1.2012
sowie vom 13.5.2013 zur Tekturplanung vom 15.2.2013 wurden bericksichtigt (A 4.3).

Das Wasserwirtschaftsamt hat bestatigt, dass durch die Einleitungen eine im Hinblick auf die
Nutzungserfordernisse erhebliche nachteilige Veradnderung der Eigenschaften des
Grundwassers nicht zu erwarten ist. Die vom Bund Naturschutz ohne nahere Begrindung
geforderte weitergehende Behandlung des Niederschlagswassers ist nicht erforderlich.

Landwirtschaft als ¢ffentlicher Belang

Das Vorhaben beansprucht in erheblichem Umfang Flachen, die bisher landwirtschaftlich
genutzt sind. Die Uberpriifung und Abwagung aller betroffenen Interessen ergibt jedoch, dass
der Stralenbau dennoch mit den Belangen der Landwirtschaft vereinbar ist. Dies gilt sowohl
im Hinblick auf die vorhabensbedingte Belastung der Landwirtschaft allgemein als auch
hinsichtlich der individuellen Betroffenheit einzelner Betriebe. Eine weitere Minderung der
Eingriffe in die Belange der Landwirtschaft ist wegen der verkehrlichen Notwendigkeit und bei
sachgerechter Bewertung anderer Belange nicht moglich. Uber die Inanspruchnahme von
Flachen hinaus sind die Belange der Landwirtschaft zwar noch durch weitere mittelbare
Auswirkungen des Vorhabens (An- bzw. Durchschneidungen und Umwege) betroffen. Diese
Beeintrachtigungen sind jedoch soweit als moéglich auf das Mindestmal? reduziert und nicht
so erheblich, dass sie zusammen mit den Flachenverlusten der Zulassigkeit des Vorhabens
letztlich entgegenstehen.

Fur die ZubringerstralBe zur A 92 einschlie3lich Ausgleichs- und Ersatzflachen werden
insgesamt 11 ha Flache (davon rund 7,8 ha im Privateigentum) benétigt. Der Querschnitt
und die Fahrbahnbreite sind im Hinblick auf die Verkehrsprognose, Guter- und
Schwerverkehrsanteil sowie zur Anpassung an die bestehenden Anschlussstrecken
erforderlich. Der Landverbrauch kann auch nicht durch Verzicht auf Teile der Mal3nahme,
insbesondere die naturschutzrechtlichen AusgleichsmafRnahmen verringert werden, wie sich
aus den Erlauterungen zur Ausgleichspflicht ergibt. Die agrarstrukturellen Belange sind
beriicksichtigt.

Die Planldsung bezieht bereits bestehende Stral3en (GVS ,Teisbacher Feld") weitest moglich
mit ein. Der Landkreis Dingolfing-Landau verwendet fur die Kompensationsmaf3nahmen,
soweit moglich, Flachen der offentlichen Hand. Fir die landwirtschaftliche Nutzung
besonders geeignete Boden werden nur im notwendigen Umfang in Anspruch genommen.
Die zuriickzubauenden Flachen der bestehenden Kreisstrale DGF 16 wurden in gré3erem
Umfang in die Ausgleichsflachen integriert. Eine Ausgleichsflache liegt auf einer bisher
gewerblich genutzten Flache. Auch auf unwirtschaftlichen Restflachen sind Ausgleichs-
mafRnahmen vorgesehen.
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Das landwirtschaftliche Wegenetz wird durch eine ausreichende Zahl von Kreuzungen,
Ersatz- und Anwandwegen angepasst.

Existenzgefahrdungen landwirtschaftlicher Betriebe in einem Umfang, dass Auswirkungen
auf die landwirtschaftliche Struktur in dem von der geplanten BaumaflRnahme betroffenen
Raum auftreten kdnnten, sind nicht erkennbar.

Den Forderungen des Amtes fur Ernahrung, Landwirtschaft und Forsten, Landau a. d.
Isar, wird mit den Nebenbestimmungen unter A 3.6 und 3.7.3 weitgehend entsprochen. Uber
die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann jedoch in der Planfeststellung nicht
entschieden werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich aber nachhaltig zu bemuihen,
den betroffenen Landwirten fir abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes
Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete MaRnahmen zu bemuhen.

Zu den Forderungen des Bayer. Bauernverbandes, Hauptgeschéftsstellen Oberpfalz und
Niederbayern, hinsichtlich der Gestellung von Ersatzland, eines mdoglichst sparsamen
Flachenverbrauchs, der Heranziehung von Flachen der ¢ffentlichen Hand und der Schaffung
eines angemessenen Ersatzwegenetzes fir den land- und forstwirtschaftlichen Verkehr darf
zur Vermeidung von Wiederholungen auf die vorstehenden Ausfiihrungen Bezug genommen
werden.

Nach den Planunterlagen sind mehrere grol3ere, direkt an die Zubringerstral3e angrenzende
und fur die landwirtschaftliche Nutzung weniger geeignete Grundsticke fir Ausgleichs-
mafinahmen vorgesehen (A 2 - A 4, A 6 und A 7). Stral3enbegleitgrin, das aus Griinden der
Verkehrssicherheit im spéteren Betrieb regelméfig intensiv gepflegt werden muss, kann
wegen seiner geringen Bedeutung fur den Naturhaushalt nicht als Ausgleichsflache gewertet
werden.

Die geplanten AusgleichsmafRnahmen stehen in unmittelbarer raumlicher und funktionaler
Verbindung zu den Eingriffen in naturschutzfachlich wertvolle Bestdnde. Mit den geforderten
alternativen Ausgleichsmodellen durch 6kologische Anbausysteme oder die Anpflanzung von
nachwachsenden Rohstoffen, wie z. B. Energiewald, kdnnten im vorliegenden Fall die
Beeintrachtigungen des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes nicht ausreichend
ausgeglichen werden.

Wegen den befiirchteten Beeintrachtigungen landwirtschaftlicher Grundstiicke, die an die
Ausgleichsflachen angrenzen, wird auf A 3.6.3 und C 2.4.1.2.4 verwiesen. Soweit im
Erdrterungstermin insbesondere fur den Neubaubereich der Verbindungsspange DGF 8/DGF
16 auch darauf hingewiesen wurde, dass dort besonders viele kleine Grundstiicke betroffen
sind, ist auf die vom Vorhabentrdger vorgenommene Plandnderung vom 15.2.2013
hinzuweisen. Durch die Trassenverschiebung hin zum bestehenden 6FW kdnnen
Grundstiicksdurchschneidungen besser vermieden werden.

Zur Forderung, fur Umwege und Mehrwege eine Entschadigung festzulegen, darf auf die
nachfolgenden Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.3 verwiesen werden.

Die Frage der Wertminderung der Jagdgebiete im Zuge des Baus von Stral3en ist nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (Urteil vom 15.02.1996, BayVBI 1996, 761)
auerhalb des Planfeststellungsverfahrens im entschadigungsrechtlichen Verfahren zu
klaren. Fur die Betroffenen entstehen dadurch keine Nachteile, denn auch im
Entschadigungsverfahren bestehen Rechtsschutzmdglichkeiten.

Wie vom Bauernverband gefordert, hat der Landkreis Dingolfing-Landau die Linienfiihrung
der Verbindungsstral3e DGF 8/DGF 16 nach Norden verschoben und dabei den bestehenden
Feld- und Waldweg soweit wie mdglich in die Trassenfiihrung mit einbezogen (Plananderung
vom 15.2.2013).

Uber die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann in der Planfeststellung nicht
entschieden werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich aber im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete MaRnahmen zu bemthen (A 3.6.8).

Die Anbindung des 6FW BWVNr. 126 an die DGF 16 ist zur Erschlieung der anliegenden
landwirtschaftlichen Grundstiicke erforderlich. Die Befuirchtung, dass damit ein ,,Schleichweg*
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durch das Wohngebiet entstehen koénnte, ist unbegriindet, weil kirzere und deutlich
schnellere StraRenverbindungen vorhanden sind.

Die bisherige Kreisstrale DGF 16(alt) wird laut den geé&nderten Planunterlagen vom
15.2.2013 nach Verlegung des KreisstralBenverkehrs auf die aufzustufende
Gemeindeverbindungsstralle  ,Teisbacher Feld* (Industriestrale) zwischen dem
Bahniibergang Hoéfen und dem Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m
breiten Kiesweg =zuriickgebaut und mit Verkehrsfreigabe der Autobahnanschlussstelle
Dingolfing-Hofen zum beschrankt 6ffentlichen Weg fir Anlieger, Hinterlieger und
Einsatzfahrzeuge abgestuft. Die h6hengleiche Kreuzung der Kreisstrale DGF 16 bei Hofen
mit der Bahnlinie Landshut - Plattling kann durch die geplante Verkehrsverlagerung auf die
bisherige GVS (DGF 16neu mit StraRenuberfihrung tber die Bahnlinie) weitgehend entlastet
und damit die Verkehrssicherheit am Bahniibergang wesentlich erhdoht werden, ohne dass
eine neue StralBe gebaut werden muss. Der Forderung, den Weg nur auf eine
Fahrbahnbreite von 4 m zuriickzubauen, kann nicht entsprochen werden, weil die geplante
Breite von 3,5 m fur den kinftigen Bedarf ausreicht und insbesondere kein Anreiz fir eine
unberechtigte  Nutzung dieser Wegeverbindung geschaffen werden soll. Der
landwirtschaftliche Verkehr soll in diesem Bereich kinftig ungestért vom durchfahrenden
Kreisstralenverkehr abgewickelt werden. Der hilfsweisen Forderung nach Errichtung einer
Ausweichstelle wurde entsprochen (A 3.6.6).

Damit der Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum und der Bahniibergang Hofen nicht
durch landwirtschaftlichen Verkehr verschmutzt werden, beginnt die Beseitigung der
Asphaltierung erst 50 m sudlich des Kreisverkehrsplatzes und endet 50 m vor dem
Bahniibergang (A 3.6.6).

Auf den teilweisen Riuckbau des 6FW FiInr. 1095, Gemarkung Teisbach, (BWVNr. 114) bzw.
das Schlie3en der nérdlichen Einmiindung in die DGF 16 (bisherige GVS) bei Bau-km 1+125
der Ausbaustrecke kann zur Gewahrleistung der notwendigen Verkehrssicherheit nicht
verzichtet werden. Insbesondere soll mit der Planlésung verhindert werden, dass der
landwirtschaftliche Verkehr aus Richtung der Uberfiilhrungsrampe uber die Autobahn in
gerader Linie und ungebremst in die kunftig stark belastete DGF 16(neu) einféhrt bzw. diese
quert. Die vorgesehene Ersatzanbindung bei Bau-km 1+588 mit abgewinkelten
Anbindungsésten ist verkehrssicherer, die entstehenden Umwege sind zumutbar. Das
Grundstick Flnr. 1943, Gemarkung Teisbach, bleibt sowohl von Siiden als auch von Norden
her Uber die bestehenden Anwandwege erschlossen.

Gemal der Nebenbestimmung A 3.6.7 hat der Vorhabentrager die offentlichen Feld- und
Waldwege Finr. 1942 (zwischen dem 6FW Finr. 1095 und der Anbindung des 6FW 1948),
Flnr. 1948 und Finr. 1958 (zwischen Bau-km 1+125 der Ausbaustrecke und der Anbindung
an die DGF 16 (bisher GVS) bei Bau-km 1+588) zu asphaltieren, so dass wie bisher wieder
eine durchgehend asphaltierte und leistungsféhige Verbindung zu den Flachen ndordlich der
Autobahn zur Verfiigung stehen wird.

Nach den Planunterlagen ist eine ordnungsgeméfRe Oberflaichenentwésserung vorgesehen.
Das Wasserwirtschaftsamt Landshut wurde als Fachbehdrde im Verfahren beteiligt und hat
dies bestétigt. Die geforderten Beweissicherungsmafnahmen zum Grundwasser und zur
Oberflachenentwéasserung sind also nicht notwendig. Auf A 3.6.1 wird ergénzend verwiesen.

Wegen den Forderungen der Ortsverbénde Teisbach und Loiching des Bayerischen
Bauernverbandes zum Rickbau der DGF 16(alt) zwischen dem Bahniibergang Hofen und
dem Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum darf auf die vorstehenden Ausfiihrungen
Bezug genommen werden. Den Weg nur auf eine Fahrbahnbreite von 4 m zuriickzubauen,
kann also nicht entsprochen werden, weil die geplante Breite von 3,5 m fir den kinftigen
Bedarf ausreicht und insbesondere kein Anreiz fur eine unberechtigte Nutzung dieser
Wegeverbindung geschaffen werden soll. Dies gilt auch fur die geforderte durchgangige
bitumindse Fahrbahnbefestigung bzw. die Herstellung befestigter Fahrspuren. Der Forderung
nach Errichtung einer Ausweichstelle wurde entsprochen (A 3.6.6). Die vom Ortsverband
Loiching geforderte zweite Ausweichstelle ist auf die kurze Streckenl&nge nicht notwendig.

Damit der Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum und der Bahnibergang Héfen nicht
durch landwirtschaftlichen Verkehr verschmutzt werden, beginnt die Beseitigung der
Asphaltierung erst 50 m sidlich des Kreisverkehrsplatzes und endet 50 m vor dem
Bahniibergang (A 3.6.6).
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Auch wegen der Einwdnde zum Ruckbau des 6FW Finr. 1095, Gemarkung Teisbach,
(BWVNr. 114) und zum SchlieBen der nérdlichen Einmindung in die DGF 16(neu) bei
Bau-km 1+125 der Ausbaustrecke wird auf die vorstehenden Ausfihrungen verwiesen. Die
vorgesehene Ersatzanbindung bei Bau-km 1+588 mit abgewinkelten Anbindungsasten stellt
eine verkehrssicherere Losung dar. Ausreichende Sichtverhaltnisse sind dort vorhanden.

Die Trasse der Zubringerstral3e kann zwischen dem Kreisverkehrsplatz bei Griblhof und der
Isarbriicke Loiching nicht schonender gestaltet werden (2.3.2). Zwangspunkte sind u. a. die
notwendigen Anbindungen an den Bestand und die vorhandene Bebauung sowie Gewasser.
Hinsichtlich der Durchschneidung landwirtschaftlicher Grundsticke hat die Planlésung
gegeniber der Variante 1, bei der im Bereich Kronwieden mehrere Grundsticke mittig
durchschnitten wiirden, deutliche Vorteile.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat, soweit mdglich, Kompensationsma3nahmen auf
Flachen der offentlichen Hand gelegt und fur die landwirtschaftliche Nutzung besonders
geeignete Boden nur im notwendigen Umfang in Anspruch genommen. Auch
zuriickzubauende Flachen der bestehenden Kreisstrale DGF 16 wurden in groéf3erem
Umfang in die Ausgleichsflachen integriert. Eine Ausgleichsflache liegt auf einer bisher
gewerblich genutzten Flache. Auf unwirtschaftlichen Restflachen erfolgen ebenfalls
Ausgleichsmafinahmen. Mehrere grofl3ere, direkt an die Zubringerstral3e angrenzende und
fur die landwirtschaftliche Nutzung weniger geeignete Grundsticke sind fur Ausgleichs-
malnahmen vorgesehen (A2-A 4, A6und A7).

Weil Ausgleichsmalinahmen eine 6kologische Aufwertbarkeit der Flache erfordern, kénnen
bestehende 6kologisch hochwertige (bewachsene) Flachen in der Isaraue hierflr nicht
verwendet werden.

Wie gefordert, hat der Landkreis Dingolfing-Landau die Linienfiihrung der Verbindungsstral3e
DGF 8/DGF 16 nach Norden verschoben und dabei den bestehenden Feld- und Waldweg
soweit wie méglich in die Trassenfuhrung mit einbezogen (Tekturplanung vom 15.2.2013).
Grundstiicksdurchschneidungen kdnnen damit vermieden und die Eingriffe weiter minimiert
werden.

Uber die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann in der Planfeststellung nicht
entschieden werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich aber im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete MaRnahmen zu bemthen (A 3.6.8).

Weil kiinftig der Durchgangsverkehr nicht mehr auf der DGF 8 durch den Ort Kronwieden
fahren und stattdessen der Autobahnzubringer genutzt werden soll, kdme als Alternative zum
Kreisverkehrsplatz bei Loiching nur eine abknickende Vorfahrtsstrafl3e von Loiching kommend
in Richtung Osten in Betracht. Wegen des angrenzenden Sportplatzes muisste die Stral3e
dabei verkehrstechnisch ungiinstig in einem sehr engen Kurvenradius gefiihrt werden. Die
Querung fur FulRganger und Radfahrer ist bei der Kreisverkehrslésung im Vergleich zur
Variante sicherer moglich, weil im Kreuzungsbereich deutlich niedrigere Geschwindigkeiten
gefahren werden. Neben den Vorteilen hinsichtlich Verkehrssicherheit kdnnen mit dem
Kreisverkehrsplatz aber auch die Eingriffe in Grundstiicke minimiert werden, weil bei der
Alternativliosung Stral3en umfangreich anzupassen waren.

Kommunale Belange

Die Gemeinde Loiching ist mit der Planung einverstanden. Zum Hinweis auf den Einwand
des Abfallwirtschaftsverbandes Isar-Inn darf auf die Ausfuhrungen hierzu unter 2.4.7.2
verwiesen werden.

Der Forderung der Stadt Dingolfing, zur Vermeidung von Grundstiicksdurchschneidungen
die Trasse der Verbindungsstrale DGF 8/DGF 16 nach Norden zu verschieben und den
bestehenden Feld- und Waldweg soweit wie mdglich mit einzubeziehen, hat der Landkreis
Dingolfing-Landau mit der Plandnderung vom 15.2.2013 entsprochen.

Die Gemeinde Moosthenning Dbefirchtet im Zusammenhang mit der neuen
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen und dem Neubau/Ausbau der ZubringerstralRe
eine erhebliche Zunahme des Verkehrs auf der KreisstraBe DGF 16 ndordlich der
Autobahnanschlussstelle und eine erhdhte Larmbel&astigung in der Ortsdurchfahrt Dornwang.
Auch die Schulwegsicherheit werde beeintréchtigt. Gefordert werden Planungsiiberlegungen
fur die Ableitung des Verkehrs nach Norden.
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Zu diesem Einwand ist folgendes festzuhalten:

Nach der aktuellen amtlichen Verkehrszéhlung 2010 betrug die durchschnittliche téagliche
Verkehrsstarke (DTV) auf der DGF 16 zwischen der DGF 10 in Dornwang und der St 2074
1.533 Kfz/Tag, davon 80 Fahrzeuge des Schwerverkehrs. Von einer erheblichen
Verkehrszunahme auf der DGF 16 nérdlich der A 92 nach dem Bau der
Autobahnanschlussstelle ist nach dem vorliegenden Verkehrsgutachten des Buros fur
Verkehrsplanung Lang + Burkhardt, Erganzung vom 16.8.2010, nicht auszugehen. Es ist
durch Ziel- und Quellverkehr der diinn besiedelten nordwestlichen Region auf der DGF 16 in
Dornwang eine Verkehrszunahme von etwa 400 Fahrten/Tag zu erwarten, weil die
Anbindung an die Autobahn tiber Héfen dann kirzer ist als Giber Waérth a. d. Isar. Da mit dem
zusatzlichen Autobahnanschluss sich aber das Verkehrsautfkommen im Bereich der
Anschlussstelle Dingolfing-West und auf der St 2111 erheblich verringern und dadurch der
Verkehrsfluss dort deutlich verbessern wird, wird die heutige ,Abkirzungsverbindung® tber
Dornwang voraussichtlich stark an Attraktivitdt verlieren und insbesondere zu den
Spitzenstunden keine Zeitersparnisse mehr bringen. Auch ein Grofteil des Schwerverkehrs,
der heute noch durch Dornwang féhrt, um die Uberlastete St 2111 zu meiden (Fahrten
zwischen dem BMW-Werk in Unterhollerau und zum Dynamikzentrum oder zu den
»Fischerhallen*) wird sich deshalb auf die Route Uber die St 2111 und die A 92 bzw. die
St 2074 ,zurtickverlagern®. Insgesamt betrachtet sind deshalb durch die Autobahnanschluss-
stelle Dingolfing-Hofen keine wesentlichen zusétzlichen Verkehrsbelastungen auf der im
Niederbayernvergleich durchschnittlich belasteten DGF 16 in der Ortschaft Dornwang zu
erwarten.

Die KreisstraRe DGF 16(alt) wird laut den gednderten Planunterlagen vom 15.2.2013 nach
Verlegung des Kreisstral3enverkehrs auf die aufzustufende Gemeindeverbindungsstralle
.1eisbacher Feld” (Industriestral3e) zwischen dem Bahnibergang Hoéfen und dem
Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zuriickgebaut
und mit Verkehrsfreigabe der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen zum beschrankt
offentlichen Weg fur Anlieger, Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft. Der
Bahniibergang selbst bleibt unverandert bestehen. Auf diesen StraR3enrtickbau kann nicht
verzichtet werden, weil neben bebauten Bereichen auch der Bahniibergang der KreisstralRe
DGF 16(alt) bei Hofen im Zuge der Bahnlinie Landshut - Plattling durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige GVS (DGF 16neu mit Stral3entberfihrung tber die
Bahnlinie) weitest moglich entlastet und damit die Verkehrssicherheit am Bahnibergang
erhoht werden soll. Mit dem geforderten Fahrverbot ausschlieRlich fir nichtlandwirtschaftliche
Fahrzeuge tber 7,5 t allein kdnnten die angestrebten Verkehrsverlagerungen nicht erreicht
werden. Durch ,Schleichverkehre® waren bei Beibehaltung der derzeitigen Situation
Stérungen im Verkehrsablauf im Bereich des Kreisverkehrsplatzes beim Dynamikzentrum
nicht ausgeschlossen. Fur den landwirtschaftlichen Verkehr aus dem Gemeindegebiet
Moosthennig zum Lagerhaus in Hofen bestehen mehrere weitere Mdglichkeiten (GVS nach
Rimbach, DGF 16(neu) mit hohenfreier Bahnuberquerung, ©6FW 0Ostlich vom
Dynamikzentrum). Nach Meinung der Planfeststellungsbehdrde ist die Planldsung verninftig
und auch vertretbar.

Sonstige offentliche Belange

Trager von Leitungen und Wasserkraftanlagen

In der Planfeststellung ist -mit Ausnahme der Telekommunikationsleitungen- nur Uber das
"Ob und Wie" der Leitungsédnderungen zu entscheiden, nicht jedoch tber die Kosten.

Auf die in den Bereichen der DGF 16(alt) zwischen dem Kreisverkehrsplatz beim
Dynamikzentrum und dem Bahniibergang bei Hofen sowie zwischen dem Kreisverkehrsplatz
beim Dynamikzentrum und dem Kreisverkehrsplatz an der St 2074 bzw. in der
weiterfihrenden Romerstral3e vorhandenen Wasserleitungen der Stadtwerke Dingolfing hat
der Vorhabentrager bei der Bauausfihrung Ricksicht zu nehmen (A 3.2.4). Damit
notwendige Anpassungsmaf3nahmen rechtzeitig abgestimmt werden koénnen, ist der
Baubeginn den Stadtwerken frihzeitig mitzuteilen (A 3.1.1).

Ferner hat der Vorhabentrager auf die im Bereich des Kreisverkehrsplatzes bei der
Isarbriicke Teisbach vorhandene Wasserleitung der Stadtwerke bei der Bauausfihrung zu
berticksichtigen. Nach Angaben der Stadtwerke wurde die Leitung im Zuge des Neubaus der
Isarbriicke Teisbach angepasst; der in den Planunterlagen eingetragene Leitungsverlauf ist
nicht mehr aktuell. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat deshalb im Rahmen der
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Ausfihrungsplanung den genauen Verlauf festzustellen und rechtzeitig das weitere Vorgehen
mit den Stadtwerken abzustimmen (3.2.4).

Soweit erforderlich, sind die Wasserleitungen in den Stralenkreuzungsbereichen in
Abstimmung mit den Stadtwerken in Schutzrohre zu verlegen.

Ggf. notwendige Anpassungsmafnahmen an der im Bereich der R6merstral3e vorhandenen
Trafostation einschl. der zufihrenden Erdkabel der Stadtwerke Dingolfing hat der
Vorhabentrdger im Rahmen der Detailplanung rechtzeitig mit den Stadtwerken abzustimmen
(A 3.2.5).

Soweit die Stadtwerke Dingolfing zwischen den Kreisverkehrspléatzen bei der Isarbriicke
Teisbach und Griblhof im Zuge des StralRenbaus neue Wasser- bzw. Stromleitungen
verlegen wollen, hat der Landkreis Dingolfing-Landau eine gemeinsame Bauausfiihrung bzw.
Abstimmung zugesagt (A 3.8.1).

Auf die vorhandenen Telekommunikationsleitungen der Deutschen Telekom
Netzproduktion GmbH hat der Vorhabentrdger bei der Bauausfiihrung Ricksicht zu
nehmen. Ein ungestorter Betrieb ist sicherzustellen (A 3.2.6). Damit notwendige
Anpassungsmafl3inahmen rechtzeitig abgestimmt werden kénnen, ist der Baubeginn der
Telekom frihzeitig mitzuteilen (A 3.1.2). Entscheidungsbedarf tber die Kosten ist derzeit
nicht erkennbar.

Den Forderungen der E.ON Netz GmbH, Betriebszentrum Bamberg, wird mit den
Nebenbestimmungen A 3.1.3 und 3.2.7 wie folgt entsprochen:

Die Sicherheit des Anlagenbestandes und -betriebes darf durch den Stralenbau nicht
beeintrachtigt werden. Die bauausfihrenden Firmen haben sich spétestens 1 Monat vor
Baubeginn mit der E.ON Netz GmbH sowie auch der Bayernwerk AG in Verbindung zu
setzen.

Das Sicherheitsmerkblatt fir das Einrichten und den Betrieb von Baustellen in der Nahe von
elektrischen Freileitungen sowie das Merkblatt fir Baufachleute sind zu beachten.

Damit die Standsicherheit des Mastes 109 der Stromleitung Plattling - Griblhof nicht
gefahrdet wird, sind alle MafRnahmen innerhalb eines Umgriffs von 20 m, gemessen ab
Fundamentau3enkante, rechtzeitig mit der E.ON Netz GmbH abzustimmen. Die Rasenmulde
fiir das anfallende Oberflachenwasser der Kreisstraf3e ist 10 m vor und 10 m nach dem Mast
mit Rigolenleitungen zu erganzen. Die Detailausfiihrung ist mit dem Wasserwirtschaftsamt
Landshut abzustimmen. Die bauausfiihrenden Firmen haben sich spatestens 1 Monat vor
Baubeginn mit der E.ON Netz GmbH in Verbindung zu setzen.

Erdungsanlagen im Bereich der Maste dirfen weder beschadigt, freigelegt noch selbstandig
verandert bzw. verlegt werden.

Fur die Leitungskreuzungen hat der Vorhabentrdger rechtzeitig vor Baubeginn in
Abstimmung mit der E.ON neue Kreuzungshefte incl. numerischer Abstandsnachweise zu
erstellen.

Bei den geplanten AusgleichsmafRnahmen (insb. A 7) sind vom Vorhabentréger die
Leitungsschutzzonen der 110-kV-Freileitungen von 35 m (Niederaichbach - Dingolfing) bzw.
22,5 m (Platting - Grublhof) zu beachten. Hochwachsende B&aume dirfen in den
Schutzzonen nicht gepflanzt werden.

Eigentimervermerke zu den 110-kV- und 20-kV-Freileitungen wurden durch Roteintragungen
in die festgestellten Lagepléane aufgenommen und auch die Leitungsschutzzonen der 110-kV-
Freileitungen von 35 m (Niederaichbach - Dingolfing) bzw. 22,5 m (Plattling - Griblhof)
wurden, wie gefordert, durch Roteintragungen in den Lageplanen erganzt.

Zur Klarung der Frage, ob durch die notwendigen Leitungsanpassungen zuséatzliche
Grundbetroffenheiten entstehen werden, hat der Vorhabentrdger der E.ON ergénzende
Unterlagen vorgelegt. Die Prifung hat ergeben, dass neben den in den
Grunderwerbsunterlagen  bereits ausgewiesenen  Grundstiicken, keine  weiteren
Betroffenheiten zu erwarten sind.

Auf die Stromanlagen der Bayernwerk AG hat der Vorhabentrdger Riicksicht zu nehmen.
Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen dirfen nicht beeintrachtigt werden.
Die Detailplanung der ggf. notwendigen Sicherungs- bzw. Umbaumalinahmen ist rechtzeitig
mit der Bayernwerk AG, Netzzentrum Altdorf, abzustimmen (A 3.1.3 und 3.2.8).
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Auf die Fernmeldekabel der E.ON Wasserkraft AG hat der Vorhabentrdger Ricksicht zu
nehmen. Der Bestand, die Sicherheit und der Betrieb der Anlagen dirfen nicht beeintrachtigt
werden. Die Detailplanung der ggf. notwendigen Sicherungs- bzw. Umbaumalnahmen ist
rechtzeitig mit der E.ON Wasserkraft AG abzustimmen. Vor Baubeginn ist ein gemeinsamer
Ortstermin durchzufiihren (A 3.1.4 und 3.2.9).

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat, wie von der E.ON gefordert, im Bereich der neuen
Briicke der KreisstraRe DGF 16 tber den Sickergraben (BWVNr. 201) 20 m oberstrom bis
30 m unterstrom des Bauwerkes, gemessen ab Bauwerksmitte, die Unterhaltung des
Sickergrabens zu tbernehmen (A 3.3.2).

Die KreisstraRe DGF 16 und der stralRenbegleitende Radweg kreuzen derzeit nordlich der
Isarbriicke Teisbach mit zwei Bauwerken den Sickergraben. Die Kreuzungsstellen werden im
Zuge des Vorhabens um etwa 100 m in Ostliche Richtung verlegt. Die bestehenden
Brickenbauwerke werden entfernt. Die Kosten fur die Verlegung der Kreuzung der DGF 16
und die Unterhaltung des neuen Bauwerkes im Zuge der DGF 16 tragt gemaf3 Art. 32a Abs.
1, Art. 33a Abs. 1 BayStrWG der Landkreis Dingolfing-Landau (BWVNrn. 201 bis 203).

Fir die entfallende Radwegbriicke Uiber den Sickergraben wird kein Ersatz-Briickenbauwerk
erstellt, sondern der Radweg verlauft kiinftig von der Geh- und Radwegbriicke Teisbach zum
geplanten Kreisverkehrsplatz Uber einen vorhandenen 6FW und quert dabei den
Sickergraben auf einem bestehenden Doppelrohrdurchlass. Dieser Durchlass wurde im
Zusammenhang mit dem Bau der lIsarkraftstufe Dingolfing fur den landwirtschaftlichen
Verkehr errichtet und ist laut wasserrechtlicher Genehmigung (Beschluss des Landratsamtes
Dingolfing vom 20. Oktober 1955 von der E.ON Wasserkraft (Nachfolge Bayernwerk AG), zu
unterhalten, soweit infolge der Errichtung oder Anderung Unterhaltungsmehrkosten
entstehen. Auch das Grundstiick bleibt trotz Widmung im Eigentum der E.ON Wasserkratft.
Das Radfahren gehort auf einem 6FW zum Gemeingebrauch, so dass an sich keine
Anderung der Einstufung des Weges veranlasst ist und diese Unterhaltungsregelung weiter
gelten konnte. Hier schneidet jedoch die DGF 16 den sudlichen Teil des Weges vom
nordlichen (BWVNr. 131) ab, so dass der sidliche Teil seine bisherige Funktion verliert und
kiinftig nur noch als Geh- und Radweg entlang der DGF 16 (unselbstandig - BWVNr. 130)
dient. Regelbaulasttrager ist insoweit der Landkreis Dingolfing-Landau. Eine Vereinbarung
mit Stadt Dingolfing kann dies anders regeln (siehe BWVNr. 130). Jedenfalls liegt aber weiter
eine Sachlage vor, die von der Unterhaltungsregelung im Bescheid vom 20.10.1955 erfasst
sein kann (,Unterhaltungsmehrkosten*®), also nicht in der stralenrechtlichen Planfeststellung
zu entscheiden ist, sondern der Klarung durch die Wasserrechtsbehdrde bedarf.

Uber die Hohe der Entschadigung fir die Inanspruchnahme des Grundstiickes Finr. 990,
Gemarkung Teisbach, ist in der Planfeststellung nicht zu entscheiden.

Den Forderungen der Energienetze Bayern GmbH wird mit den Nebenbestimmungen
A 3.1.5 und 3.2.10 wie folgt entsprochen:

Die Sicherheit des Anlagenbestandes und -betriebes der betroffenen Gasleitungen darf durch
den Stral3enbau nicht beeintrachtigt werden. Die Detailplanung der Leitungssicherungen und
-anpassungen ist rechtzeitig mit der zustéandigen Betriebsstelle Dingolfing der Energienetze
Bayern GmbH abzustimmen. Dies gilt auch fir die mit Schreiben vom 7.5.2013 mitgeteilte
weitere, in den Planunterlagen bisher nicht ausgewiesene Gasleitung (Ortsnetz) im Bereich
der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 bei Bau-km 1+202 sowie fur den im letzten Jahr
geanderten/neu errichteten Anlagenbestand im Bereich zwischen Bau-km 1+300 und 2+000
der GVS Teisbacher Feld” (Industriestral3e). In den Lageplanen (Unterlage 7) wurden durch
Roteintragungen entsprechende Hinweise aufgenommen.

Ausreichende Vorlaufzeiten fir Anpassungsmafinahmen an den Gasleitungen sind vom
Vorhabentrdger zu beachten. Anpassungsmaf3nahmen an Erdgashochdruckleitungen dirfen
nur aufRerhalb der Heizperiode durchgefiinrt werden. Sie erfordern eine Vorlaufzeit von
mindestens 6 Monaten.

Die einschlagigen technischen Regelwerke, insbesondere die Vorschriften der DVGW-
Arbeitsblatter G 463 und G 466-1, sind vom Vorhabentrdger zu beachten. Bei der
Bauausfuhrung ist das Merkblatt fiir Bauarbeiten im Bereich von Gasversorgungsleitungen zu
beachten.

Im Schutzstreifenbereich der Erdgashochdruckleitungen ist zwischen Leitungsachse und
Versickerungsrigolen ein Mindestabstand von 1,5 m einzuhalten.
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Die Gasleitungstrassen einschliel3lich Schutzstreifen dirfen nicht mit B&umen oder
tiefwurzelnden Strauchern bepflanzt werden.

Die Erdgashochdruckleitungen missen auch wahrend der Bauzeit jederzeit zuganglich sein.

Zur Klarung der Frage, ob durch Leitungsanpassungen zusatzliche Grundbetroffenheiten
entstehen werden, hat der Vorhabentrager der Energienetze Bayern GmbH ergéanzende
Unterlagen vorgelegt. Die Prifung ergab, dass keine weiteren Betroffenheiten zu erwarten
sind.

Denkmalschutz

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8/DGF 16 als Zubringerstrale zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen kann auch unter Beriicksichtigung des Schutzes
von Bodendenkmaélern zugelassen werden. Das Bayer. Landesamt fiir Denkmalpflege hat
im Anhoérungsverfahren mitgeteilt, dass das Vorhaben das Bodendenkmal auf Flnr. 1929,
Gemarkung Teisbach touchiert und dass wegen der ,besonderen Siedlungsgunst® weitere
Bodendenkmaler vermutet werden.

Im Bereich des Grundstiicks FInr. 1929 bei der bestehenden Briicke Uber die Bahnlinie
Landshut - Plattling sind nach den Planunterlagen keine Bauarbeiten vorgesehen. Sollten im
Zuge der Bauausfihrung andernorts Bodendenkmaler mit nationaler Bedeutung auftreten,
deren Schutz durch die Nebenbestimmungen unter A 3.7.1 nicht hinreichend gewéhrleistet
ware, hat die Planfeststellungsbehtérde nach Art. 75 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfiG die
Mdoglichkeit, Uber dann madglicherweise gebotene erganzende Schutzauflagen zur
Abwendung unvorhergesehener Nachteile fir Belange der Denkmalpflege zu entscheiden. In
allen anderen Fallen umfasst dagegen die vorliegende Entscheidung die
denkmalschutzrechtliche Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 DSchG unter Beachtung der durch die
Schutzauflagen vorgesehenen Maf3gaben.

Die angeordneten Schutzauflagen dienen dem vorrangigen, von dem Vorhabentréager im
Rahmen der weiteren Detailplanung moglicherweise noch zu gewahrleistenden Schutz der
Bodendenkmaler vor Beeintréchtigungen bzw. im Fall unvermeidbarer Beeintréchtigungen
dem angemessenen Ausgleich fur die mit deren Zulassung verbundene Zurlckstellung der
Belange der Denkmalpflege gegeniiber den fir das Vorhaben sprechenden verkehrlichen
Belangen. Obgleich die damit angeordnete Verpflichtung zur Durchfiihrung von
Sicherungsmalfinahmen gegeniiber dem unverénderten Verbleib im Boden nur sekundéare
Interessen der Denkmalpflege zu bericksichtigen vermag, bleibt auch diese Verpflichtung
durch die fir jedes staatliche Handeln geltenden Grundsatze der Erforderlichkeit,
Verhaltnismafigkeit und Wirtschaftlichkeit begrenzt. Da diese Festlegungen beim jetzigen
Planungsstand noch nicht abschlieBend mdglich sind, bleiben sie zunachst einer
einvernehmlichen Regelung zwischen Vorhabentrédger und Bayerischem Landesamt fur
Denkmalpflege vorbehalten, an deren Stelle, soweit erforderlich, auch eine erganzende
Entscheidung der Planfeststellungsbehérde méglich bleibt.

Durch die fruhzeitige Anzeige des Beginns von Erdbauarbeiten kann zum einen die
Durchfiihrung bodendenkmalpflegerischen MalRnahmen abgestimmt werden, die in der
Vereinbarung zwischen Vorhabentrager und Bayerischen Landesamt fir Denkmalpflege
festgelegt wurden. Zum anderen erhédlt das Bayerische Landesamt flur Denkmalpflege
hierdurch Gelegenheit, nach erfolgtem Oberbodenabtrag Flachen fachlich zu beurteilen, fur
die der Vorhabentrager keine Voruntersuchungen durchfiihren muss (Verdachtsflachen ohne
sichere Erkenntnisse).

Fischerei

Die Fischereiberechtigten wurden, wie vom Bezirk Niederbayern - Fachberatung fur
Fischerei - gefordert, im Anhdrungsverfahren beteiligt. Auf B 3 wird verwiesen.

Den weiteren Forderungen der Fachberatung fir Fischerei wird wie folgt entsprochen:

Der Baubeginn ist den Fischereiberechtigten der betroffenen Gewasser friihzeitig
mitzuteilen, damit diese die notwendigen Vorkehrungen zum Schutz des Fischbestandes
ergreifen konnen; diese sind auch vom Ende der Bauarbeiten im Bereich des Fischwassers
zu unterrichten (A 3.1.6).

Nach den Nebenbestimmungen unter A 3.2 dirfen Baumaterialien im Gewasser nicht
abgelagert werden. Bei Betonarbeiten darf keine Betonschlempe oder Wasser mit pH-Werten
Uber 8,5 in Gewasser eingeleitet werden. Die Boschungen sind unverziglich nach
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Beendigung der Erdarbeiten durch Ansaat und standortgerechte Bepflanzung vor
Abschwemmungen zu sichern.

Der Vorhabentrager hat ferner den Sickergraben im Bereich der abzubrechenden Briicken im
Zuge der DGF 16(alt) und des begleitenden Radweges mit wechselnden Wasserspiegel-
breiten herzustellen.

Im Bereich der Briicken tber den Sickergraben und den Langenmiihlbach ist eine ggf. aus
wasserwirtschaftlicher Sicht notwendige Sohlsicherung asymmetrisch und mind. 0,20 m unter
dem geplanten Sohlniveau einzubauen.

Ufersicherungen sind ferner, soweit aus wasserwirtschaftlicher Sicht mdglich, mit
ingenieurbiologischen Methoden durchzufiihren. Wenn eine Steinsicherung erforderlich ist,
ist diese bis in Mittelwasserh6he mit groBen Steinen (Mindestgewicht 100 kg) so
durchzufuhren, dass mdglichst grof3e Hohlrdume, Vorspringe, Unterstande entstehen. Falls
die Wasserbausteine auf Beton gelegt werden, ist eine Verfugung nur bis max. 10 cm unter
der Oberkante vorzunehmen.

Im Umfeld der Briicken Uber den Sickergraben und den Langenmuhlbach sind mdglichst
nahe der Mittelwasserlinie mindestens vier Weiden neu zu pflanzen. An der Mittelwasserlinie
ist das Ufer mit Rohrglanzgras zu bepflanzen (siehe Nebenbestimmungen A 3.7.2).

Jagd

Wie von der Jagdgenossenschaft Teisbach gefordert, hat der Landkreis Dingolfing-Landau
die Linienfihrung der Verbindungsstra3e DGF 8/DGF 16 zur Minimierung der Eingriffe in das
Grundeigentum nach Norden verschoben und dabei den bestehenden Feld- und Waldweg
soweit wie mdglich in die Trassenfiihrung mit einbezogen (Plandnderung vom 15.2.2013).

Wald

Nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG bedarf die Beseitigung von Wald zu Gunsten einer
anderen  Bodennutzungsart (Rodung) der Erlaubnis. Diese wird von der
Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst bzw. ist gemaf Art. 9 Abs.
8 BayWaldG nicht gesondert erforderlich.

Die Erlaubnis zur Rodung ist zu erteilen, sofern keine Versagungsgrinde gemaf Art. 9 Abs.
4 bis 7 BayWaldG vorliegen. Die Abs. 4 bis 7 sind im Planfeststellungsverfahren sinngeméan
zu beachten.

Bei der geplanten ZubringerstralBe (Verbindungsspange DGF 8/DGF 16) sind unter
Berlicksichtigung von zwei Erstaufforstungsflachen insgesamt 0,71 ha Wald im Sinne von
Art. 2 Abs.1 BayWaldG betroffen. Dies lasst sich nicht vermeiden (C 2.3.2).

Die fur die Durchfihrung des Vorhabens notwendigen Rodungen und Aufforstungen werden
gemal Art. 9 Abs. 8 und Art. 16 BayWaldG mit diesem Planfeststellungsbeschluss aus
Grinden des Wohls der Allgemeinheit zugelassen. Der Verlust der Waldflachen wird durch
die Neuanlage von 1,44 ha Waldflachen ausgeglichen.

Auf Planunterlage 12.1, Nr. 6, wird insoweit Bezug genommen.

Den Forderungen der Amter fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, Landau a. d.
Isar und Landshut, im Rahmen der weiteren Detailplanung der Ausgleichspflanzungen das
Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten als zustdndige untere Forstbehdrde zu
beteiligen, wird mit der Nebenbestimmung A 3.7.3 entsprochen.

Private Einwendungen
Bemerkungen zu Einwendungen, die von mehreren Betroffenen erhoben wurden:

Flachenverlust

Fur den Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen der A 92 werden rund 7,8 ha Flache aus
Privateigentum bendétigt.

Die durch den StralRenbau entstehenden Auswirkungen (Grundverlust, Folgeschaden,
Immissionen usw.) auf das Grundeigentum konnen durch schonendere Trassierung,
Querschnittsgestaltung o. &. nicht verringert werden. Hierauf wurde oben bei der Behandlung
des Ausbaustandards und wird z. T. bei der Behandlung der einzelnen Einwendungen im
Folgenden naher eingegangen.

Fur einzelne landwirtschaftliche Betriebe kann der Grundverlust zu erheblichen
Schwierigkeiten fuhren. Damit sind nicht nur private Belange der Eigentimer (Art. 14 und
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12 GG), sondern ist auch der offentliche Belang der Erhaltung leistungsfahiger
landwirtschaftlicher Betriebe, der sich u. a. aus § 5 Landwirtschaftsgesetz ergibt, berihrt.

Nach der landwirtschaftlichen Betriebslehre kann man grundsatzlich von einem
Vollerwerbsbetrieb als Existenzgrundlage ausgehen, wenn 1 bis 1,5 Arbeitskrafte rationell
eingesetzt werden kdénnen. Ein Betrieb, bei dem diese Voraussetzungen bereits vor dem
Grundverlust fur den Stralenbau fehlen, also z. B. ein deshalb als Zu- oder
Nebenerwerbsbetrieb gefiuihrter Hof, stellt keine gesicherte alleinige Existenzgrundlage dar.
Reine Pachtbetriebe scheiden zumindest bei kurzfristiger rechtlicher Sicherung als
Existenzgrundlage aus. Anders kann es bei gemischten Betrieben mit einem gewissen
Mindestbestand an Eigenflachen und langfristig angepachteten Fléachen sein, denn das
Pachtrecht genief3t im Rahmen des Vertrages Bestandsschutz und damit Eigentumsschutz
im Sinne des Art. 14 Abs. 1 Satz 1 GG (BVerfGE 95, 267).

Nach Dbetriebswirtschaftlichen Grundsatzen sollte der Betriebsgewinn, also der
Gesamtdeckungsbeitrag der land- und forstwirtschaftlichen Produktion zuztglich evtl.
Nebeneinkiinfte (Ferien auf dem Bauernhof, Pensionspferdehaltung) abziglich der
Festkosten, eine Eigenkapitalbildung von ca. 5000 bis 8000 €/Jahr ergeben. Die Verhaltnisse
in der Landwirtschaft lassen derzeit jedoch entsprechende Gewinne bei einer Vielzahl von
Betrieben nicht zu, so dass man die Existenzfahigkeit eines Betriebes in Zweifelsfallen
zugunsten des Betriebes anhand der durchschnittlichen Privatentnahmen der
Betriebsleiterfamilie (rund 25.000 €/Jahr) oder sogar nur der Entnahmen fir die
Lebenshaltung (rund 15.000 €/Jahr) misst. Kapitalertrdge aus der Entschadigung werden
nicht angerechnet. Die Hohe der notwendigen Eigenkapitalbildung ist von Betrieb zu Betrieb
unterschiedlich. Von einem existenzfahigen Vollerwerbsbetrieb kann man bei den derzeitigen
Preis-Kosten-Verhaltnissen ab einem Jahresgewinn von rund 30.000 € bis 35.000 €
ausgehen. Sinkt der Gewinn wegen der stral3enbaubedingten Eingriffe deutlich unter
30.000 € ab, liegt ein Existenzverlust vor, der mit entsprechendem Gewicht in die
Entscheidung einzustellen ist. Gerat der Betriebsgewinn an diese Schwelle, ist das Problem
naher zu untersuchen und ggf. zu l6sen.

Betriebe, die bereits vorher unter dieser Gewinnschwelle liegen, stellen als auslaufende
Betriebe 0. &. keine Existenz dar. Die Prifung der Existenzfahigkeit eines
landwirtschaftlichen Betriebes ist grundsatzlich nach objektiven betriebswirtschaftlichen
MaRstaben durchzufihren. Die Planfeststellungsbehtrde darf aber - ungeachtet
betriebswirtschaftlicher Kategorien wie Eigenkapitalbildung und Faktorentlohnung - nicht die
Augen vor einer Betriebsfilhrung oder Bewirtschaftung verschlieRen, die dem Inhaber fir
einen beachtlichen Zeitraum eine - immerhin - eingeschrankte Existenzgrundlage sichert,
weil dieser schlicht ,von seiner Hande Arbeit" lebt (BVerwG vom 14.4.2010, Az. 9 A 13.08).
Flachenverluste bis zu 5 % der betrieblichen Eigentumsflachen kdnnen in der Regel von
einem Betrieb verkraftet werden (BVerwG vom 14.4.2010, Az. 9 A 13.08).

Die sichere Aussicht auf geeignetes Ersatzland kann wu. U. die betriebliche
Existenzgefahrdung weniger gewichtig erscheinen lassen. Auf individuelle Besonderheiten
des einzelnen Betriebes wird bei den Einwendungen néher eingegangen. Im Ergebnis ist
festzuhalten, dass hier die Belange des StraRenbaus den betrieblichen Belangen vorgehen.

Rein enteignungsrechtliche Fragen wegen unmittelbarer Eingriffe sind dem nachfolgenden
Entschadigungsverfahren vorbehalten. Hiernach ist Entschadigung fir den eintretenden
Rechtsverlust und fir sonstige, durch die Enteignung eintretende Vermdgensnachteile zu
leisten (Art. 8 BayEG). Art und HoOhe der Entschddigung sind in den
Grunderwerbsverhandlungen, die der Stral3enbaulasttrager direkt mit den Betroffenen zu
fuhren hat, oder im Enteignungs- bzw. Entschadigungsfestsetzungsverfahren zu regeln.

Beantragte Entscheidungen / Schutzauflagen

Art. 74 Abs. 2 BayVwV{G sieht Auflagen zum Wohle der Allgemeinheit oder zur Vermeidung
nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer vor. Eine Entschadigung nach Art. 74 Abs. 2 Satz
3 BayVwVfG setzt einen Anspruch nach Satz 2 voraus (Surrogatprinzip), bildet also keine
eigenstandige Anspruchsgrundlage und normiert keine allgemeine Billigkeitsentschadigung
(BVerwG, NJW 1997, 142). Die Festsetzung von Schutzauflagen ist eine gebundene
Entscheidung, d. h. eine Auflage ist anzuordnen, wenn die rechtlichen Voraussetzungen
gegeben sind und sie darf nicht angeordnet werden, wenn diese fehlen.

Unter mehreren geeigneten MalRnahmen kann - mit der gebotenen Ricksichthahme - im
Rahmen der planerischen Gestaltungsfreiheit entschieden werden.
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Ubernahme von Restflachen

Fur die Regulierung der unmittelbaren Folgen des planfestgestellten Vorhabens, wie
Grundverlust usw., ist gemal Art. 14 Abs. 3 GG und Art. 40 BaySt'WG das
Entschadigungsverfahren vorgesehen. Die Planfeststellung hat insoweit Vorwirkung, d. h. sie
lasst zwar den Rechtsentzug grundsatzlich zu, regelt aber den Rechtsiibergang als solchen
nicht. Das Entstehen einer unwirtschaftlichen Restflache ist erst Folge des unmittelbaren
Grundentzuges, demnach ebenfalls dem Entschadigungsverfahren vorbehalten (Art. 6 Abs. 3
BayEG). Die Planfeststellungsbehdrde darf insoweit keine Regelungen treffen (BVerwG,
Urteil vom 14.05.1992, UPR 1992, 346).

Fur die Betroffenen bietet diese Handhabung keine Nachteile, denn sie kdnnen bei
Meinungsverschiedenheiten in der Frage der Ubernahmepflicht im Entschadigungsverfahren
ebenfalls den Rechtsweg beschreiten.

Die Tatsache, dass unwirtschaftliche Restflachen entstehen, erlangt in der Planfeststellung
allerdings bei der Ermittlung der Betroffenheit (Grundverlust, etc.) Bedeutung und geht mit
entsprechendem Gewicht in die Abwagung ein. Nahere Angaben dazu finden sich bei der
Behandlung der einzelnen Betriebe bzw. Eigentiimer und bei der Variantenabwégung.

Ersatzlandbereitstellung

Aus denselben Griinden muss die Planfeststellungsbehdrde auch nicht Gber Antrége auf
verbindliche Gestellung von Ersatzland entscheiden, denn auch insoweit enthalt Art. 14
BayEG eine dem Art. 74 Abs. 2 BayVwVfG vorgehende Spezialregelung (BVerwG vom
27.03.1980, NJW 1981, 241 und BVerwG, UPR 1998, 149). Nach Art. 14 Abs. 3 BayEG kann
die Enteignungsbehérde sogar nach Billigkeitsgrundsatzen, also denselben Grundsatzen wie
bei fachplanungsrechtlichen Schutzauflagen, Ersatzlandgestellung anordnen. Die
enteignungsrechtliche Vorschrift ist allerdings so ausgestaltet, dass eine Enteignung nicht
unzulassig wird, falls ein bestehender Ersatzlandanspruch, z. B. wegen Fehlens von
geeignetem Ersatzland (Art. 14 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 BayEG), nicht befriedigt werden kann.
Wohl auch deshalb wird von mancher Seite vertreten, dass eine Planfeststellung nicht
erfolgen dirfe, so lange nicht geklart ist, ob einem existenzbedrohten Betrieb auch
tatsachlich ausreichend geeignetes Ersatzland zur Verfigung gestellt werden kann, weil
sonst dem Grundsatz der Problembewdltigung nicht Rechnung getragen sei. Dem ist
entgegenzuhalten, dass die Planfeststellung noch nicht unmittelbar den Grundverlust
verursacht, also das Problem erst im Entschadigungsverfahren entstehen kann und auch erst
dort zu Iésen ist. Im Rahmen der Abwagung haben Existenzgefdhrdungen jedoch erhebliche
Bedeutung.

Umwege

Bei der Planung wurde versucht, die bestehenden 6ffentlichen Wegebeziehungen soweit wie
maoglich aufrechtzuerhalten bzw. zumindest keine erheblichen Umwege entstehen zu lassen.

Zur Beurteilung von Entschadigungsanspriichen ist zusatzlich festzustellen, dass Art. 74 Abs.
2 Satz 2 BayVwVfG Auflagen vorschreibt, die zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf
Rechte anderer erforderlich sind.

Art. 17 BayStrWG schiitzt nur Zufahrten und Zugénge, also den unmittelbaren Kontakt nach
aul3en, nicht jedoch die dariber hinausgehenden Verbindungen zu anderen Grundstiicken
(BVerwG, Urteil vom 27.04.1990, UPR 1990, 359, zu § 8a FStrG). Zufahrten werden nicht
ersatzlos entzogen. Die Art und Weise der Verbindung eines Grundstiicks mit anderen
Grundstiicken mittels des o6ffentlichen Wegenetzes oder der unveranderte Fortbestand einer
bestimmten, auf dem Gemeingebrauch beruhenden Verbindung, stellt keine Rechtsposition
dar. Nach Art. 14 Abs. 3 des Bayerischen Stral3en- und Wegegesetzes gilt nichts anderes.

Bei Umwegen, die wegen der Durchtrennung von privaten Grundstiicken entstehen, ist an
sich ein Recht im Sinne des Art. 74 Abs. 2 Satz 2 BayVwVfG betroffen (Eigentum oder
Dienstbarkeit). Fir derartige, unmittelbar durch die Grundabtretung entstehende Nachteile,
gilt jedoch ausschlief3lich Entschadigungsrecht (Art. 11 BayEG), so dass Regelungen im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens nicht erfolgen kénnen. Durch entsprechende
Querungsmaglichkeiten und Parallel- oder Ersatzwege werden Nachteile durch Umwege
gering gehalten, die ErschlieRung der Grundstiicke jedenfalls sichergestellt.
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Nachteile durch Bepflanzung

Der Planfeststellungsbeschluss bezweckt keine Uberwindung der nachbarrechtlichen
Anspriche, wie unter Auflage 3.6.3 klargestellt wird. Zusétzlich ist durch diese Regelung
sichergestellt, dass es zu keinen Nachteilen kommen wird, die gem&nR Art. 74 Abs. 2 Satz 2
BayVwVfG billigerweise nicht mehr zumutbar sein konnten. Dies gqilt auch fir die
Stral3enbepflanzung, die unter entsprechender Riicksichtnahme herzustellen ist.

Die Stral3enbepflanzung gehdrt gemaf Art. 2 Ziff. 3 BayStrWG zum Zubehor der Stral3e. Sie
ist wesentlicher Inhalt der Stral3enplanung. Ein Verzicht zugunsten anliegender Grundstiicke
ist auch unter Berticksichtigung der Eigentimerinteressen nicht maglich.

Die rechtlichen Regelungen zum Abstand von Pflanzen sind im Bayerischen
Ausfihrungsgesetz zum BGB (AGBGB) enthalten. Gemal Art. 50 Abs. 1 AGBGB gelten die
zivilrechtlichen Abstandsvorschriften der Art. 47 ff. AGBGB nicht, soweit es sich um die
Bepflanzung langs einer o&ffentlichen StraBe handelt. Nach der 6ffentlich-rechtlichen
Regelung in Art. 17 Abs. 4 BayStrWG kommt eine Entschadigung erst bei einer erheblichen
Beeintrachtigung in Betracht. Eine grof3ere Verschattung von Grundstiicken allein stellt noch
keine derartige Beeintrachtigung dar. Es missen vielmehr noch besondere Umstande
hinzukommen (Zeitler, BayStrWG, Art. 17, Rd.Nr. 54).

Vertretungskosten

Eine Erstattung der im Planfeststellungsverfahren entstandenen Rechtsvertretungskosten
kann dem StraRenbaulasttréager nicht auferlegt werden.

Die vorhandenen gesetzlichen Regelungen, z. B. § 121 Abs. 2 BauGB und Art. 43 BayEG,
beschranken sich ausdriicklich auf das formliche Enteignungsverfahren. Trotz der sog.
Vorwirkung der Planfeststellung auf die Enteignung kann deshalb nicht an Stelle des
Gesetzgebers hier die Erstattungsmoglichkeit erweitert werden. Im Grundabtretungs-
verfahren vor oder ohne Enteignungsverfahren mag anderes gelten, denn dabei geht es
unmittelbar um die Abwendung der Enteignung (BGH, BRS 26, Nr. 79). Die Bindungswirkung
der Planfeststellung auf das Enteignungsverfahren gemafR Art. 40 Abs. 2 BayStrwG und
Art. 28 BayEG darf nicht mit dem gesonderten Entzug des Eigentums gleichgesetzt werden,
wie es z. B. de Witt in NVwZ 1995, 31, tut. Auch die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG
zwingt den Gesetzgeber im Ubrigen nicht, eine Erstattungspflicht einzufiihren, denn er darf
gemal Art. 14 Abs. 3 GG Art und Ausmal? der Entschadigung unter gerechter Abwagung der
Interessen der Allgemeinheit und der Beteiligten regeln. Man kann nicht unterstellen, dass er
Falle der enteignungsrechtlichen Vorwirkung mit denen des echten Entzugs gleichsetzen
wiirde.

Eine analoge Anwendung des 8 80 VwWVIG scheidet aus, denn er betrifft ausdriicklich nur
Rechtsbehelfsverfahren, setzt also voraus, dass bereits eine Verwaltungsentscheidung
ergangen ist, die unanfechtbar zu werden droht (BVerwG, NVwZ 1990, 59). Die Erstattung ist
auch hier nicht in allen Féallen angeordnet, sondern nur, soweit der Widerspruch erfolgreich
ist.

Eine Erstattung kommt also im Ergebnis nur in den gesetzlich geregelten Fallen in Betracht
(BayVGH vom 26.06.1998, DOV 1999, 80).

Einzelne Einwender

Von den Rechtsanwalten Labbé u. Partner, Miinchen, vertretene Einwender

Zu den fur alle Mandanten erhobenen Einwendungen ist festzustellen:

Fur den Neubau der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen und den Ausbau/Neubau der
Zubringerstrale wurden gleichzeitig Planfeststellungsverfahren nach dem Bayerischen
Stral3en- und Wegegesetz (Zubringerstralle DGF 8/DGF 16) und dem Bundesfernstraf3en-
gesetz (Autobahnanschlussstelle A 92/DGF 16) beantragt. Soweit die Kanzlei Labbé u.
Partner fur die Vorhaben ein einheitliches Genehmigungsverfahren fordert, darf auf die
vorstehenden Ausfiihrungen unter C 1.2 verwiesen werden.

In den parallel laufenden Planfeststellungsverfahren bei der Regierung von Niederbayern
kann das Gesamtkonzept beriicksichtigt und die Méglichkeit zur Durchfiihrung beurteilt
werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat in den letzten Jahren bereits erhebliche
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Investitionen in den Ausbau und die Ertiichtigung der Kreisstralen DGF 8 und DGF 16
(Neubau der Isarbriicken Teisbach und Loiching) getatigt.

Der Ausbau/Neubau der Kreisstral3en DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer in Richtung
Anschlussstelle Dingolfing-Hofen ist Teil des unter B 1 beschriebenen Gesamtkonzeptes. Der
Bau der Anschlussstelle Dingolfing-Hofen wurde mit Beschluss vom 27.6.2013 zugelassen.

Das Vorhaben des Zubringers ist aus Griinden des Gemeinwohls verninftigerweise geboten.
Auf C 2.2 darf insoweit zunachst verwiesen werden. Mit dem Bau der Zubringerstrale zur
Anschlussstelle Dingolfing-Héfen will der Landkreis den Verkehr in Richtung Autobahn auf
einer Hauptachse bindeln und damit vor allem die bestehenden langgestreckten
Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schénbihl und Héfen vom Durchgangsverkehr entlasten.
Ziel ist es auch, die Larm- und Abgassituation fir die Anwohner erheblich zu verbessern.
Auch der Bahniibergang der bestehenden KreisstraRe DGF 16 bei Hofen mit der Bahnlinie
Landshut - Plattling soll durch die geplante Verkehrsverlagerung auf die bisherige Trasse der
Gemeindestral3e stark entlastet werden.

Auch die Trassenfiihrung ist vernunftig (2.3.2) und verhaltnismaRig. Der Forderung, die
Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden hin zum bestehenden Feld-
und Waldweg zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der Planadnderung
vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Eingriffe in das Grundeigentum kdnnen durch die
starkere Einbeziehung bzw. die Anlehnung an den Feld- und Waldweg minimiert werden.

Zu den Forderungen nach Untersuchung des Problemkreises der Existenzgefahrdung
landwirtschaftlicher Betriebe und der Bereitstellung von Ersatzland sowie zur
verbindlichen Festlegung der Unwirtschaftlichkeit von Restflachen darf zur Vermeidung
von Wiederholungen auf die vorstehenden Erlauterungen unter 2.4.1 bzw. auf die
nachfolgende Behandlung der einzelnen Betriebe bzw. Eigentimer verwiesen werden.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass alle vom StraRenbau berthrten
und von ihren bisherigen Zufahrten abgeschnittenen Grundstiicke wieder eine
ordnungsgeméalle Anbindung an das offentliche Wegenetz erhalten. Dies gilt auch
wahrend der Bauzeit; notfalls sind voriibergehend provisorische Zufahrten einzurichten
(Nebenbestimmung A 3.6.2).

Die geforderte sachverstandige Uberpriifung der larmschutzrechtlichen Ausfiihrungen in
den Planfeststellungsunterlagen ist nicht veranlasst, weil die Planfeststellungsbehtérde mit
Beteiligung des Fachsachgebietes Technischer Umweltschutz der Regierung diese
Uberprifung vornehmen kann. Insoweit wird auf die vorstehenden Erlauterungen unter
2.3.4.1 verwiesen.

Festzuhalten ist, dass im Wesentlichen Industrie- und Gewerbegebiete bzw. Einzelanwesen
im Aul3enbereich in groRerem Abstand vom Vorhaben betroffen sind. Soweit
LarmschutzmaBnahmen in Form von  Gel&dndemodellierungen,  Aufschittungen,
Flisterbelagen etc. beantragt wurden, kann mangels Rechtsgrundlage keine Anordnung
erfolgen.

Eine ordnungsgeméfle Oberflachenentwasserung durch Muldenversickerung in das
Grundwasser ist nach den Planunterlagen vorgesehen und wasserwirtschaftlich Uberprift
worden. Auflagen hierzu sind insbesondere unter A 3.6.1 und A 4 im Beschluss enthalten.
Eine Ausgestaltung der Sickermulden mit Langsgefdlle bzw. die Ableitung des
StralRenoberflachenwassers in Vorfluter ist nicht erforderlich.

Der Bestand betroffener privater Wasserversorgungsanlagen und Entsorgungs-
einrichtungen ist zu sichern. Vor Baubeginn sind vom Landkreis Dingolfing-Landau bei im
Verfahren genannten Anlagen Beweissicherungen durchzufiihren (A 6.1.1).

Den Forderungen zur Rekultivierung von voriibergehend beanspruchten Flachen wurde
mit der Nebenbestimmung A 3.6.5 weitgehend entsprochen. Ubergabeprotokolle hat der
Landkreis Dingolfing-Landau in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 zugesagt. Weitere
Regelungen sind im  Planfeststellungsbeschluss  nicht veranlasst. Auf das
Entschadigungsverfahren wird verwiesen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat, soweit mdglich, fir die Kompensationsmaf3nahmen
Flachen der offentlichen Hand verwendet. Auch auf agrarstrukturelle Belange hat er
Rucksicht genommen, insbesondere werden fur die landwirtschaftliche Nutzung besonders
geeignete Bdden nur im notwendigen Umfang in Anspruch genommen.
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Die zuriickzubauenden Flachen der bestehenden Kreisstrale DGF 16 werden in gré3erem
Umfang in die Ausgleichsflachen integriert. Eine Ausgleichsflache liegt auf einer bisher
gewerblich genutzten Flache. Auch auf unwirtschaftichen Restflachen sind
AusgleichsmalRhahmen vorgesehen.

Da das Vorhaben in der Regel nur bei rechtlicher Sicherstellung dieser MalRnahmen
zugelassen werden darf (BayVGH vom 24.01.1992, BayVBI 1992, 692), besteht fur die
Grundstiicke und Teilflachen, auf denen solche MalRnahmen erforderlich sind, grundséatzlich
die Notwendigkeit der Enteignung oder Zwangsbelastung (BVerwG vom 23.08.1996, UPR
1997, 36). Die einzelnen Grundstiicke sind in den Grunderwerbsunterlagen (Planunterlage
14) aufgefuhrt. Der Trager der Stralenbaulast erhalt damit, ebenso wie fur die
StraBenbestandteile, das Enteignungsrecht. Er behalt aber die Moglichkeit zu spéteren
Anderungen im Einvernehmen mit der Planfeststellungsbehérde (Art. 76 Abs. 2 BayVwVfG).

Bei der Bepflanzung der StraRenflachen und Ausgleichsflachen hat der Vorhabentrager
mindestens die Abstandsregelungen des AGBGB einzuhalten. Auf die Nutzung der
angrenzenden Grundstiicke hat er dartber hinaus Ricksicht zu nehmen, insbesondere
sollen geméafld Nebenbestimmung A 3.6.3 bei Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher
Nutzflachen die nachteiligen Auswirkungen durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das
unbedingt notwendige Mal3 beschrénkt werden.

Der geforderte Schutz von angeschnittenen Waldbestanden ist laut den Planunterlagen
durch Aufbau eines neuen Waldmantels, Vor- und Unterpflanzung mit standortheimischen
Stréauchern und Laubb&umen 2. und 3. Ordnung bis in eine Tiefe von 15 m vorgesehen
(Schutzmafinahme S 3). Diese Malinahmen wird der Vorhabentrager in Abstimmung mit den
Grundeigentimern sowie den Forstbehoérden durchfiihren.

Trotz der Schutzmaf3nahmen sind Windwurfschéaden u. &. nicht vollstandig zu verhindern.
Entschadigungsfragen insoweit sind aber nicht Gegenstand der Planfeststellung, sondern mit
dem Vorhabentréger zu verhandeln, weil sie mit der Grundinanspruchnahme zusammen-
héngen. Der Geschadigte hat zwar grundsatzlich die Darlegungs- und Beweislast fur die
Voraussetzungen des Entschadigungsanspruches. Dies gilt aber nach dem Grundsatz der
freien Beweiswirdigung in Entschadigungsverfahren (Art. 24 BayEG, Art. 69 BayVwV{G) nur
eingeschrankt in einem Umfang, der den jeweiligen Grundstiicksbetroffenen zumutbar ist.

Dauerhaft gefdhrdete Restbestédnde von Waldflachen werden vom Vorhabentrager auf
Verlangen der Grundeigentimer ibernommen (A 6.1.2).

Soweit insbesondere gegen die geplante Verbindungsspange DGF 16/DGF 8
naturschutzfachliche Bedenken angemeldet werden und eine Ubereinstimmung mit EU-
rechtlichen Vorgaben in Frage gestellt wird, darf auf 2.3.5 verwiesen werden. Das
Gesamtvorhaben Ausbau/Neubau der Kreisstrallen DGF 8/DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen entspricht nach Meinung der Planfeststellungs-
behérde den rechtlichen Vorgaben. Es ist auRerdem sichergestellt, dass nach Realisierung
der landschaftspflegerischen KompensationsmalRnahmen bei Beachtung der unter Ziffer
A 3.4 dieses Beschlusses getroffenen Auflagen nach Beendigung der StralRenbaumalnahme
die dadurch verursachten Beeintrachtigungen kompensiert sind, so dass keine erhebliche
Beeintrachtigung des Naturhaushaltes zurlckbleibt und das Landschaftsbild landschafts-
gerecht wiederhergestellt oder neu gestaltet sein wird. Es hat sich im Verfahren au3erdem
ergeben, dass selbst im Falle nicht kompensierbarer Beeintrachtigungen hier die Belange
des Naturschutzes und der Landschaftspflege gegentber den Belangen der erforderlichen
Verbesserung des Straf3ennetzes zurticktreten missten (8 15 Abs. 5 und 6 BNatSchG).

Einwendungen, die nur einzelne Mandanten betreffen:

Einwender Nr. 201 (Ifd. Nr. 93 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 30.11.2011, 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen ist notwendig (C 2.2) und in Form der
planfestgestellten Trasse (Deckblattfassung vom 15.2.2013) am schonendsten (C 2.3.2).

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden hin zum
bestehenden Feld- und Waldweg zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der
Planédnderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung des Grundstiickes Flinr.
841, Gemarkung Teisbach, wird dadurch vermieden, der Flachenbedarf bleibt im Vergleich
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zur urspringlichen Planung mit 750 m? etwa gleich grof3. 190 m?® missen zusatzlich wahrend
den Bauarbeiten voribergehend in Anspruch genommen werden.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass das verbleibende Grundstiick
wieder eine ordnungsgemafe Anbindung an das offentliche Wegenetz erhélt. Dies gilt auch
wahrend der Bauzeit; notfalls sind voribergehend provisorische Zufahrten einzurichten
(Nebenbestimmung A 3.6.2).

Einwender Nr. 202 (Ifd. Nr. 76 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 16.12.2011, 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen ist in Form der planfestgestellten L&sung
verninftigerweise geboten und entspricht dem Abwégungsgebot (C 2.3.2).

Der Kreisverkehrsplatz bei der Isarbriicke Teisbach kann nicht, wie gefordert, zur
Minimierung der Eingriffe in das Grundstick FInr. 881, Gemarkung Teisbach, weiter nach
Siden verschoben werden, weil dabei in den unmittelbar angrenzenden Sickergraben
eingegriffen werden musste. Der Kreisverkehr kann auch nicht zwischen Sickergraben und
Isar platziert werden, weil der Platz dafiir nicht ausreicht.

Auch die Grundinanspruchnahme fir die Ausgleichsmalinahme A 3 ist notwendig. Durch
diese Ausgleichsmalinahme sollen die mit dem Stralenbauvorhaben verbundenen Eingriffe
in die Biotope und Waldflachen sidlich des LAngenmuhlbaches kompensiert werden. Mit der
MalRnahme auf Finr. 881 erfolgt eine sinnvolle Ergdnzung der vorhandenen Biotope. Bei
einer Umsetzung der MalRnahme an anderer Stelle kdnnten die angestrebten Ziele nicht
erreicht werden. Am Erdrterungstermin im November 2012 hat der Landkreis Dingolfing-
Landau mitgeteilt, dass ggf. auch eine Regelung mit dinglicher Sicherung der
Ausgleichsflache in Frage kommt. Hierzu kann zunachst auf die Grunderwerbs-
verhandlungen zwischen den Beteiligten verwiesen werden. Eine nachtragliche Entscheidung
bleibt vorbehalten. Auf die Ausfiihrungen unter 2.4.2.1 wird i. U. verwiesen.

Die Erschliel3ung der Restflache ist Gber den vorhandenen 6FW FInr. 839/3 sichergestellt.
Der Weg wird an die DGF 16(neu) angebunden.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Uber die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann in der
Planfeststellung nicht entschieden werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich aber
nachhaltig zu bemihen, fir abzutretende Ilandwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes
Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete Malinahmen zu bemiihen (Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 203 (Ifd. Nrn. 88 und 107 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der Kreisstrallen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
(Deckblattfassung vom 15.2.2013) am schonendsten (C 2.3.2).

Der Forderung, die Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden hin zum bestehenden
Feld- und Waldweg zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der
Plananderung vom 15.2.2013, soweit trassierungstechnisch mdglich, nachgekommen. Die
dauernde Grundinanspruchnahme aus dem Grundstiick FInr. 837, Gemarkung Teisbach,
verringert sich um 85 m” auf 215 m® Die stdlich der StraRe verbleibende Restflache aus
Flnr. 965 ist im Verhdltnis zur Abtretungsflache ausreichend grof3. Die ErschlieBung der
Grundstiicke ist Uber den stralBenbegleitenden Weg, der auch vom landwirtschaftlichen
Verkehr Gberfahren werden darf, gewahrleistet.

Auf den teilweisen Rickbau des 6FW FInr. 1095, Gemarkung Teisbach, (BWVNr. 114) bzw.
das SchlieRen der nérdlichen Einmindung in die DGF 16(neu) bei Bau-km 1+125 der
Ausbaustrecke kann nicht verzichtet werden. Insbesondere soll dadurch verhindert werden,
dass der landwirtschaftliche Verkehr aus Richtung der Uberfiihrungsrampe iiber die
Autobahn in gerader Linie und ungebremst in die kinftig stark belastete DGF 16(neu) einfahrt
bzw. diese quert. Die vorgesehene Ersatzanbindung bei Bau-km 1+588 mit abgewinkelten
Anbindungsésten ist verkehrssicherer, die entstehenden Umwege sind zumutbar.
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GemalR der Nebenbestimmung A 3.6.7 hat der Vorhabentrager die offentlichen Feld- und
Waldwege FInr. 1942 (zwischen dem 6FW Finr. 1095 und der Anbindung des 6FW 1948),
Flnr. 1948 und FInr. 1958 (zwischen Bau-km 1+125 der Ausbaustrecke und der Anbindung
an die DGF 16 (bisher GVS) bei Bau-km 1+588) zu asphaltieren, so dass wieder eine
durchgehend asphaltierte und leistungsféhige Verbindung zu den Flachen ndrdlich der
Autobahn zur Verfiigung stehen wird.

Mdglicherweise entstehende Nachteile wegen Rickforderungen im Rahmen der vertraglich
festgelegten Bewirtschaftungsauflagen aus dem Kulturlandschaftsprogramm sind Sache der
Entschadigungsverhandlungen, die der StralBenbaulasttréager direkt mit den Betroffenen zu
fuhren hat.

Wegen der geforderten Auflage nach Ubernahme von unwirtschaftlichen Restflachen darf auf
die vorstehenden Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.1 und zur Forderung nach Bereitstellung von
Ersatzland auf 2.4.1.2.2 verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich
nachhaltig zu bemuhen, fir abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes
Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete Mal3nhahmen zu bemihen (Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 204 (Ifd. Nrn. 98 und 115 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
(Deckblattfassung vom 15.2.2013) am schonendsten (C 2.3.2). Der Forderung, die
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 im Bereich des Grundstiickes Flnr. 959, Gemarkung
Teisbach, unter Einbeziehung des vorhandenen 6FW nach Siden zu verschwenken, kann
nicht entsprochen werden, weil aus Grinden der Sicherheit und der Leichtigkeit des Verkehrs
bei der Trassierung der Stra3e Mindestradien sowie abgestimmte Radienfolgen einzuhalten
sind. Die geforderte Trassenfiihrung hatte auf die angrenzenden Grundstiicke mit Klaranlage
und Wertstoffhof schwerwiegende negative Auswirkungen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass die verbleibenden Restflachen
wieder eine ordnungsgemaéafle Anbindung an das ¢ffentliche Wegenetz erhalten. Ggf. ist eine
unmittelbare Zufahrt zur Kreisstra3e herzustellen.

Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls sind voribergehend provisorische Zufahrten
einzurichten (Nebenbestimmung A 3.6.2).

Die fehlerhaften Angaben zum Grundstiick FInr. 847/1, Gemarkung Teisbach, wurden durch
Roteintragungen im Grunderwerbsplan (Planunterlage 14.1, Blatt 4) und im Grunderwerbs-
verzeichnis (Unterlage 14.2) korrigiert.

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zum
bestehenden Feld- und Waldweg hin zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit
der Plandnderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung des sudlich des
OFW liegenden Grundsticksteils von Finr. 847/1 wird dadurch vermieden. Auch der
Flachenbedarf reduziert sich um 45 m* auf 320 m”. Die ErschlieBung des Restgrundstiickes
sudlich der Verbindungsspange wird Uber eine Einzelzufahrt gewdhrleistet. Nordlich der
Stral3e bleibt der bestehende 6FW im Bereich des Grundstiicks erhalten. Der Weg wird an
die Kreisstral3e angebunden.

Wegen der geforderten Ubernahme von unwirtschaftlichen Restflachen darf auf die
vorstehenden Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.1 und zur Forderung nach Bereitstellung von
Ersatzland auf 2.4.1.2.2 verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich
nachhaltig zu bemihen, fir abzutretende Ilandwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes
Ersatzland zur Verfugung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete MaRnahmen zu bemiihen (Nebenbestimmung A 3.6.8).
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Einwender Nr. 205 (Ifd. Nr. 103 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zum
bestehenden Feld- und Waldweg hin zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit
der Plananderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung des Grundstiickes
Finr. 855, Gemarkung Teisbach, wird dadurch vermieden. Die dauernde Grund-
inanspruchnahme verringert sich um 30 m? auf 175 m?. Zur Ubernahme der Restflache kann
der Vorhabentrdger im Planfeststellungs-beschluss nicht verpflichtet werden. Auf das
Entschadigungsverfahren wird verwiesen (2.4.1.2.1).

Einwender Nr. 206 (Ifd. Nrn. 100 und 101 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zum
bestehenden Feld- und Waldweg FInr. 839/2 hin zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-
Landau mit der Plandnderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung der
Grundstiicke FInrn. 854 und 854/2, je Gemarkung Teisbach, wird dadurch vermieden. Die
dauernd bendtigte Grundflache verringert sich insgesamt um 150 m?. zur Ubernahme der
1.894 und 2.291 m’ groBen Restgrundstiicke kann der Vorhabentrdger in der
Planfeststellung nicht verpflichtet werden. Auf das Entschadigungsverfahren ist zu verweisen
(2.4.1.2.2).

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fur
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete Malinahmen zu bemuihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 207 (Ifd. Nr. 116 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
(Deckblattfassung vom 15.2.2013) am schonendsten (C 2.3.2). Der Forderung, die
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 im Bereich des Grundstiickes Flnr. 952, Gemarkung
Teisbach, unter Einbeziehung des vorhandenen 6FW nach Siiden zu verschieben, kann nicht
entsprochen werden, weil aus Griinden der Sicherheit und der Leichtigkeit des Verkehrs bei
der StraRentrassierung Mindestradien sowie abgestimmte Radienfolgen einzuhalten sind. Die
geforderte Trassenfihrung hatte auf die angrenzenden Grundsticke mit Klaranlage und
Wertstoffhof schwerwiegende negative Auswirkungen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass die verbleibenden Restflachen
wieder eine ordnungsgeméalle Anbindung an das 6ffentliche Wegenetz erhalten. Ggf. ist fur
das ndordliche Restgrundstiick eine Einzelzufahrt zur Kreisstraf3e herzustellen.

Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls sind voribergehend provisorische Zufahrten
einzurichten (Nebenbestimmung A 3.6.2).

Die Ubernahme der verbleibenden kleinen Restflache siidlich der Verbindungsspange hat
der Vorhabentrager in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 zugesagt.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf 2.4.1.2.2 verwiesen werden. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemuhen, fir abzutretende
landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich
ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage
von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut
bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).
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Einwender Nr. 208 (Ifd. Nr. 82 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zu
verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der Plananderung vom 15.2.2013
nachgekommen. Eingriffe in das Grundstiick FInr. 831, Gemarkung Teisbach, kdnnen dabei
zwar nicht ganz vermieden werden, fir den StraRenbau werden aber nur noch 160 m?
bendtigt.

Zur Ubernahme der Gesamtflache von Finr. 831 sowie des angrenzenden Grundstiickes
Flnr. 991, Gemarkung Teisbach, kann der Vorhabentrager im Planfeststellungsbeschluss
nicht verpflichtet werden. Auf das Entschadigungsverfahren wird verwiesen.

Einwender Nr. 209 (Ifd. Nrn. 112 und 114 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 22.12.2011, 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der Kreisstrallen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
(Deckblattfassung vom 15.2.2013) am schonendsten (C 2.3.2). Der Forderung, die
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 im Bereich der Grundstiicke FInrn. 953 und 962, je
Gemarkung Teisbach, unter Einbeziehung des vorhandenen 6FW weiter nach Siden zu
verschieben um Grundstiicksdurchschneidungen zu vermeiden bzw. zu verringern, kann
nicht entsprochen werden, weil aus Grinden der Sicherheit und der Leichtigkeit des Verkehrs
bei der StralRentrassierung Mindestradien sowie abgestimmte Radienfolgen einzuhalten sind.
Die geforderte Trassenfiihrung hétte auf die angrenzenden Grundstiicke mit Kléranlage und
Wertstoffhof schwerwiegende negative Auswirkungen.

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass die verbleibenden Restflachen
wieder eine ordnungsgemafe Anbindung an das 6ffentliche Wegenetz erhalten. Ggf. sind fir
die Grundsticke nérdlich der Verbindungsspange Einzelzufahrten zur Kreisstralie
herzustellen.

Dies gilt auch wéhrend der Bauzeit; notfalls sind voribergehend provisorische Zufahrten
einzurichten (Nebenbestimmung A 3.6.2).

Die Ubernahme der verbleibenden Restflachen sudlich der Verbindungsspange hat der
Vorhabentrager in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 zugesagt.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf 2.4.1.2.2 verwiesen werden. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemuihen, fir abzutretende
landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich
ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage
von freiwiligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut
bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 210 (Ifd. Nr. 65 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der Kreisstrallen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstral3e zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
vernuinftig bzw. vertretbar (C 2.3.2).

Auf die Grundinanspruchnahme (1.335 m® von Finr. 1736, Gemarkung Teisbach, fiir die
AusgleichsmalRnahme A 5 kann nicht verzichtet werden. Durch die MalZnahme sollen die mit
dem Stral3enbauvorhaben verbundenen Zerschneidungswirkungen kompensiert werden. Die
Flache grenzt westlich an einen Gehdlzbestand und 6stlich an einen Wald an. Geplant ist die
Optimierung des vorhandenen Auwaldkomplexes. Bei einer Umsetzung an anderer Stelle
kénnten die angestrebten Ziele nicht erreicht werden. Auf die Ausfiihrungen unter 2.4.2.1
wird i. U. verwiesen.

Unzumutbare Beeintrdchtigungen der angrenzenden Ackerflur durch die geplanten
Maflinahmen sind nicht zu beflrchten. Der Vorhabentrager hat bei der Bepflanzung der
StralRenflachen und Ausgleichsflachen mindestens die Abstandsregelungen des AGBGB
einzuhalten. Auf die Nutzung der angrenzenden Grundstiicke hat er dariiber hinaus
Rucksicht zu nehmen, insbesondere sollen bei Baumpflanzungen entlang landwirtschaftlicher
Nutzflachen die nachteiligen Auswirkungen durch Schatten, Laubfall und Wurzelwerk auf das
unbedingt notwendige Mald beschrankt werden (Nebenbestimmung A 3.6.3).
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Saumflachen sind vom Vorhabentrager durch Mahd regelm&Rig zu pflegen (Planunterlage
12.1, MalZnahmenblatt A 5).

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete Mallnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 211 (Ifd. Nr. 23 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen ist in Form der planfestgestellten Ldsung
verninftig und entspricht dem Abwagungsgebot (C 2.3.2). Insbesondere kann auf den
teilweisen Rickbau des 6FW FInr. 1095, Gemarkung Teisbach, (BWVNr. 114) bzw. das
SchlieBen der nérdlichen Einmindung in die DGF 16(neu) bei Bau-km 1+125 der
Ausbaustrecke aus Griinden der Verkehrssicherheit nicht verzichtet werden. Dadurch soll
insbesondere verhindert werden, dass der landwirtschaftliche Verkehr aus Richtung der
Uberfuhrungsrampe iiber die Autobahn in gerader Linie und ungebremst in die kiinftig stark
belastete DGF 16(neu) einfahrt bzw. diese quert. Die vorgesehene Ersatzanbindung bei Bau-
km 1+588 mit abgewinkelten Anbindungsasten ist verkehrssicherer, die entstehenden
Umwege sind zumutbar. Diese Ersatzanbindung wird ausgebaut (A 3.6.7).

Erhebliche zusatzliche Belastungen der Anlieger in Gaubitzhausen durch L&rm- und
Schadstoffimmissionen sind nicht zu beftrchten.

Das Grundstiick FInr. 1095 bleibt sowohl von Norden (Zufahrt zur Ausbaustrecke bei Bau-km
1+130 bleibt bestehen) als auch von Suden her (liber den Weg Finr. 1942) erschlossen.

Einwender Nr. 212 (Ifd. Nrn. 15, 17, 35, 36, 41 und 43 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012, 7.12.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Nach den vorgelegten Betriebsdaten bewirtschaftet der Einwender einen landwirtschaftlichen
Vollerwerbsbetrieb mit einer Flachenausstattung von ca. 31,7 ha landwirtschaftlicher
Nutzflache sowie 1,7 ha Waldflache. Von der landwirtschaftlich genutzten Flache sind etwa
1,8 ha zugepachtet. Fir die Verbreiterung der bestehenden GVS ,Teisbacher Feld“
(Industriestrafie) Werden aus dem Grundstiick Flnr. 1098/2, Gemarkung Teisbach, 85 m”
benétigt und 240 m? voribergehend wahrend der Baudurchfiihrung beansprucht. Auch aus
den Grundsticken Flnrn. 1098, 1935/2 und 1936, jeWGI|S Gemarkung Teisbach, werden
voriibergehend wahrend der Bauzeit insgesamt 240 m? beansprucht.

Weiter werden fir den Neubau der DGF 16 ab dem Kreisverkehrsplatz St 2074 bis zum
Anschluss an die Teisbacher Isarbriicke aus dem Hofgrundstiick Flnr. 1770/2 und dem
angrenzenden, durch einen oFW getrennten Grundstiick Flnr 1770, jeweils Gemarkung
Teisbach, insgesamt 5.200 m? dauernd und etwa 2.500 m? voribergehend wéahrend der
Bauzeit beansprucht. Beide Grundstiicke werden durchschnitten und es verbleiben
stidostlich der DGF 16 etwa 4.000 und 9.000 m? groRe Restflachen. Fir die kleinere
Restflache bei FInr. 1770/2 hat der Landkreis Dingolfing-Landau in seiner Stellungnahme
vom 3.8.2012 eine Ubernahme zugesagt. Die Restflache von Finr. 1770 bleibt bei der GroRe
von 0,9 ha und dem Zuschnitt weiterhin wirtschaftlich nutzbar.

Diese Grundinanspruchnahmen lassen sich nicht vermeiden, das Stral3enbauvorhaben ist in
Form der planfestgestellten Trasse erforderlich und entspricht dem Abwagungsgebot (2.2
und 2.3.2). Insbesondere ist die am Erdrterungstermin zur Vermeidung der Grundstiicks-
durchschneidungen geforderte Trassenverschiebung in Richtung Osten nicht mdglich, weil
aus Grinden der Sicherheit und der Leichtigkeit des Verkehrs bei der Trassierung der
KreisstralRe Mindestradien und abgestimmte Radienfolgen einzuhalten und Zwangspunkte
(Anbindung an bestehenden Kreisverkehrsplatz Griblhof, Gewéasser Birkensee, Bebauung
am Schwalbenweg, Kreuzung mit Langenmuhlbach) zu beachten sind.

Durch den Stral3enbau gehen dem Betrieb unter Berucksichtigung der unwirtschaftlichen
Restflache insgesamt etwa 9.200 m? landwirtschaftliche Nutzflache verloren. Das sind 2,9 %
der bewirtschafteten Flache und 3,1 % der Eigentumsfliche. Diese Flachen-
inanspruchnahme gefdhrdet auch bei Berlcksichtigung der geltend gemachten
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Bewirtschaftungsmehrkosten nicht die Existenz des Betriebes. Die Rechtsprechung geht
davon aus, dass vorhabenbedingte Flachenverluste bis 5 % der betrieblichen
Eigentumsflachen einen gesunden landwirtschaftlichen Betrieb nicht in seiner Existenz
gefahrden kénnen (BVerwG vom 14.4.2010, Az. 9 A 13.08 - juris, Rn.27).

Der Vorhabentrdger hat, wie im Erdrterungstermin gefordert, in Abstimmung mit der Stadt
Dingolfing als Eigentimer des 6FW FInr. 1771, angeboten, die Einziehung des Weges
nordlich der DGF 16(neu) bis zur Grundstiicksgrenze FInr. 1770/1 zu betreiben und den Weg
gaf. aufzulassen, zu rekultivieren und als Tauschflache zur Verfligung zu stellen. Die Zusage
ist unter A 6.1.3 festgehalten. Im Bereich des aufzulassenden 6FW ist eine Einzelzufahrt zur
DGF 16(neu) vorzusehen.

Sudlich der DGF 16(neu) ist der Weg fir die ErschlieBung der anliegenden Grundstiicke
weiterhin notwendig und kann deshalb nicht aufgelassen werden. Die Kreisstral3e kann im
Bereich des 6FW gequert werden (der sudliche Teil des 6FW wird an die Kreisstra3e
angebunden, nodrdlich ist im Bereich des aufzulassenden Weges eine Einzelzufahrt
vorzusehen).

Die beantragte verbindliche Zuteilung von Ersatzland im Planfeststellungsbeschluss ist
gesetzlich nicht vorgesehen, sondern Sache des folgenden Entschadigungsverfahrens. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, dem Betrieb geeignetes
Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete Mal3hahmen zu bemihen (Nebenbestimmung A 3.6.8).

Auch zu den vorgetragenen Forderungen nach Ubernahme der Grunderwerbsnebenkosten
und der Bezahlung einer Umwegentschadigung kann im Rahmen der Planfeststellung keine
Entscheidung getroffen werden. Auf die Ausfiihrungen unter 2.4.1 darf verwiesen werden.

Fur die DGF 16(neu) ist fur das Jahr 2025 ndrdlich des Kreisverkehrsplatzes Griblhof eine
Verkehrsbelastung von 12.600 Kfz/Tag und sudlich des Kreisverkehrsplatzes von 7.300
Kfz/Tag prognostiziert. Die StaatsstralBe 2074 wird durch den Ausbau/Neubau der
Zubringerstralle DGF 8/DGF 16 dagegen entsprechend entlastet werden. Die
Verkehrsbelastung der Staatsstrafle wird im Bereich des Anwesens im Jahr 2025 bei 6.300
Kfz/Tag liegen. Ohne das Planvorhaben wiirden auf der Staatsstralle 15.600 Kfz/Tag
erreicht.

Fir das Wohnanwesen des Einwenders ergibt sich im Prognosejahr 2025 ein
Beurteilungspegel von 57 dB (A) am Tag und 46 dB(A) in der Nacht, wenn man nur den
Verkehrslarm der Neubaustrecke betrachtet. Auch bei einer Einbeziehung des Verkehrslarms
der Ausbaustrecke (GVS) ergeben sich keine Uberschreitungen. Das Anwesen (Immi 13 in
Unterlage 11) liegt im Aul3enbereich, es gelten also die Zumutbarkeitsgrenzen von 64 dB(A)
am Tage und 54 dB(A) in der Nacht. Weil diese nicht Uberschritten werden, kdnnen
Larmschutzmaflinahmen nicht angeordnet werden. Auch eine in Ausnahmeféllen anwendbare
Summenpegelberiicksichtigung (BVerwG vom 23.11.2005, Az. 9 A 28//04 und vom
21.3.1996, Az. 4 C 9/95) fuhrt hier zu keinem Larmschutz.

Die geforderte Auflage im Planfeststellungsbeschluss, die den Anspruch auf eine
Entschadigungspflicht dem Grunde nach fur die mit dem Stralenbau verbundene
Wertminderung festlegen soll, kann unabhangig davon schon deshalb nicht ausgesprochen
werden, weil es um eine entschadigungsrechtliche Frage hinsichtlich des Grundstuicks geht,
aus dem eine Grundabtretung erfolgt.

Einwender Nr. 213 (Ifd. Nrn. 64, 71 und 72 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 22.12.2011, 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten Trasse
verniinftig und entspricht dem Abwéagungsgebot (C 2.3.2).

Die Verbindungsspange bzw. der Kreisverkehrsplatz bei der Isarbriicke Teisbach kdnnen
nicht, wie gefordert, zur Vermeidung/Minimierung der Eingriffe in die Grundstiicke FInrn. 885
und 886, jeweils Gemarkung Teisbach, weiter nach Stiden verschoben werden, weil dabei in
den unmittelbar angrenzenden Sickergraben eingegriffen werden misste. Der Kreisverkehr
kann auch nicht zwischen Sickergraben und Isar platziert werden, weil der Platz dafur nicht
ausreicht.
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Auch die Inanspruchnahme (1.705 mz) von FInr. 892, Gemarkung Teisbach, fur die
AusgleichsmalBnahme A 5 ist notwendig. Durch die Mallnahme sollen die mit dem
Strallenbauvorhaben verbundenen Zerschneidungswirkungen kompensiert werden. Auf dem
Grundstiick besteht im sidlichen Bereich bereits eine Anpflanzung. Zusammen mit der auf
Flnr. 1736 bestehenden Anpflanzung sollen mit der Malinahme A 5 die vorhandene Struktur
weiter verstarkt und die Wald- und Offenlandflachen und der Langenmuhlbach optimal und
flachensparend durch geeignete Vernetzungsstrukturen verbunden werden. Bei einer
Umsetzung der Maflinahme an anderer Stelle kénnten die angestrebten Ziele nicht erreicht
werden. Auf die Ausfuihrungen unter 2.4.2.1 wird i. U. verwiesen.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschafte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Die Ubernahme der Restflache von Finr. 892 hat der Landkreis Dingolfing-Landau in seiner
Stellungnahme vom 3.8.2012 zugesagt.

Einwender Nr. 214 (Ifd. Nr. 92 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zum
bestehenden Feld- und Waldweg Finr. 839/2 hin zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-
Landau mit der Plananderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung des
Grundstickes FInr. 840, Gemarkung Teisbach, wird dadurch vermindert. Die dauernd
bendtigte Grundflache ist zwar etwas grol3er, wenn man die verbleibende kleine Restflache
nordlich der Verbindungsspange bertcksichtigt, die vom Vorhabentrager ibernommen wird.
Die sidlich der StralBe verbleibende Grundsticksflache bleibt im Vergleich zur
urspriinglichen Planung aber erheblich gréRer. Zur Ubernahme dieses 9.756 m? grof3en
Restgrundstiickes kann der Vorhabentrdger in der Planfeststellung aul3erdem nicht
verpflichtet werden. Auf das Entschadigungsverfahren ist zu verweisen (2.4.1.2.1).

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfiihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete Mallnahmen zu bemuihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Ob die fur die Aufforstung des Grundstiicks erhaltenen Zuschiisse zurtickgezahlt werden
muissen, kann in der Planfeststellung nicht entschieden werden. Art und Ho6he der
Entschadigung fur die Grundinanspruchnahme sind in den Grunderwerbsverhandlungen, die
der StralBenbaulasttrdger direkt mit den Betroffenen zu fihren hat, bzw. im
Entschadigungsverfahren zu regeln. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat in seiner
Stellungnahme vom 3.8.2012 bereits zugesichert, dass er den Nachteil durch
zurtickgeforderte Zuwendungen ausgleichen wird.

Der Hinweis auf das Entschadigungsverfahren gilt sinngemafl auch fur die im
Einwendungsschreiben angesprochene Bewertung des Grundstiickes wegen Kieshaltigkeit.

Einwender Nr. 215 (Ifd. Nr. 95 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zum
bestehenden Feld- und Waldweg Flnr. 839/2 hin zu verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-
Landau mit der Plandnderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durchschneidung des
Grundstiickes FInr. 844/2, Gemarkung Teisbach, wird dadurch vermieden. Die dauernd
bendtigte Grundflache bleibt zwar im Vergleich zur urspriinglichen Planung etwa gleich grof3,
die siidlich der StraRe verbleibende Grundstiicksflache ist aber gréRer. Zur Ubernahme des
Restgrundsttickes kann der Vorhabentrager in der Planfeststellung nicht verpflichtet werden.
Der Landkreis Dingolfing-Landau hat in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 aber die
Ubernahme angeboten. Auf das Entschadigungsverfahren ist zu verweisen (2.4.1.2.1).
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Einwender Nr. 216 (Ifd. Nrn. 90 und 91 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 27.12.2011, 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden zu
verschieben, ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der Plananderung vom 15.2.2013
nachgekommen. Die Durchschneidung der Grundstiicke Flnrn. 838 und 839, je Gemarkung
Teisbach, kann zwar nicht vermieden werden, weil die bestehende DGF 16 verninftig an die
Zubringerstral’e angebunden werden muss, ein stetiger Trassenverlauf der Zubringerstral3e
in Richtung Kreisverkehrsplatz Teisbach einzuhalten ist und ansonsten verstarkt in die
Grundstiicke nordlich der bestehenden DGF 16 eingegriffen werden misste. Die ver-
bleibenden kleinen Restflachen nérdlich der Verbindungsspange werden vom Vorhaben-
trager mit tbernommen. Die sudlich der Stral3e verbleibenden Grundstiicksteilflachen sind im
Vergleich zur urspringlichen Planung aber groRer. Zur Ubernahme dieser etwa 2.000 und
4.000 m? grof3en Restgrundstiicke kann der Vorhabentréger in der Planfeststellung nicht
verpflichtet werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat in seiner Stellungnahme vom
3.8.2012 aber bereits eine Ubernahme angeboten. Auf das Entschadigungsverfahren ist zu
verweisen (2.4.1.2.1).

Die ErschlieBung der Restflachen sudlich der Verbindungsspange ist Uber den
stral3enbegleitenden Weg, der auch vom landwirtschaftlichen Verkehr tberfahren werden
darf (BWVNr. 145), gewahrleistet.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemuihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 217 (Ifd. Nrn. 66, 87, 94, 96, 97, 99, 102 und 104 des Grunderwerbs-
verzeichnisses)

(Schreiben vom 14.12.2011, 13.1.2012, 5.12.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Fur den Neubau der Verbindungsspange DGF8/DGF 16 sowie den Neubau der
Zubringerstral3e zwischen den Kreisverkehrsplétzen bei Teisbach und Griblhof werden unter
Bertcksichtigung der vom Vorhabentrager vorgenommenen Plandnderung vom 15.2.2013
insgesamt 4.250 m? (= 2,2 % der landwirtschaftlichen Nutzflache) auf Dauer bendtigt und
1.080 m? voriibergehend wahrend der Bauzeit beansprucht.

Diese Grundinanspruchnahmen aus dem Nebenerwerbsbetrieb lassen sich nicht vermeiden;
das StraBenbauvorhaben ist in Form der planfestgestellten Trasse erforderlich und entspricht
dem Abwagungsgebot (2.2 und 2.3.2). Insbesondere kann auf den Neubau der
Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nicht verzichtet werden, weil der Verkehr aus den
Bereichen Loiching und Teisbach sowie dem sidlich der Isar liegenden Landkreisgebiet auf
einer Hauptachse gebiindelt in Richtung Autobahn gefiihrt und vor allem die bestehenden
langgestreckten  Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbiohl und Héfen vom
Durchgangsverkehr entlastet werden sollen. Ziel ist, die Larm- und Abgassituation fur die
dortigen Anwohner erheblich zu verbessern.

Der hilfsweisen Forderung, die Trasse der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 nach Norden
zum bestehenden Feld- und Waldweg Finr. 839/2 hin zu verschieben, ist der Landkreis
Dingolfing-Landau mit der Plandnderung vom 15.2.2013 nachgekommen. Die Durch-
schneidungen der Grundstiicke FInrn. 836/4, 844, 845/2, 846, 847, 854/3 und 856, je
Gemarkung Teisbach, kdnnen dadurch tberwiegend ganz vermieden und die Eingriffe in die
Grundstiicke deutlich minimiert werden. Eine Verschiebung nach Siden kodnnte keine
weiteren Verbesserungen bringen.

Zur Ubernahme der verbleibenden Restflachen der gesamten maRnahmenbetroffenen
Grundstiicke kann der Vorhabentrager in der Planfeststellung nicht verpflichtet werden. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 aber eine
Ubernahme angeboten. Auf das Entschadigungsverfahren wird verwiesen (2.4.1.2.1).

Auch die beantragte verbindliche Zuteilung von Ersatzland im Planfeststellungsbeschluss ist
gesetzlich nicht vorgesehen, sondern Sache des folgenden Entschadigungsverfahrens. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemuihen, fiur abzutretende
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landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen. Er hat sich
ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéafte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage
von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu gut
bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Uber die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann in der Planfeststellung ebenfalls
nicht entschieden werden.

Die ErschlieBung der Restgrundstiicke sidlich der Verbindungsspange wird Uber
Einzelzufahrten zur Kreisstra3e gewahrleistet. Auf die Nebenbestimmung A 3.6.2 wird hierzu
verwiesen.

Einwender Nr. 218 (Ifd. Nr. 75 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstrale zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist in Form der planfestgestellten L&sung
verninftig und entspricht dem Abwéagungsgebot (C 2.3.2). Der Anregung, die Trasse der
Verbindungsspange nach Norden hin zum bestehenden Feld- und Waldweg zu verschieben,
ist der Landkreis Dingolfing-Landau mit der Plan&dnderung vom 15.2.2013 nachgekommen.
Auf die Grundinanspruchnahme (570 m® aus Flnr. 899, Gemarkung Teisbach) fiir die
AusgleichsmalRnahme A 3 kann nicht verzichtet werden. Durch die Malinahme sollen die mit
dem Stralenbauvorhaben verbundenen Eingriffe in die Biotope und Waldflachen siidlich des
Langenmuihlbaches kompensiert und vorhandene Biotope sinnvoll ergdnzt werden. Ziel ist,
eine madglichst gute Verzahnung zwischen Bestand und neuangelegten Waldflachen
sicherzustellen. Bei einer Umsetzung an anderer Stelle, kénnte dies nicht erreicht werden.
Auf die Ausfuihrungen unter 2.4.2.1 wird i. U. verwiesen.

Der angrenzende Auwald ist Giber den Weg FInr. 839/3 erschlossen.

Weil das an die Verbindungsspange unmittelbar angrenzende Grundstiick Finr. 966,
Gemarkung Teisbach, in Abstimmung mit dem Grundeigentimer eine Zufahrt zur Kreisstral3e
erhéalt, kann das Grundstick FiInr. 978, Gemarkung Teisbach, auch kinftig in der im
Einwendungsschreiben angesprochenen Form angefahren werden.

Einwender Nr. 219 (Ifd. Nr. 61 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Die Erschliel3ung des Restgrundstiickes von Flnr. 814, Gemarkung Teisbach, wird tber eine
Einzelzufahrt gewéhrleistet. Auf die Nebenbestimmung A 3.6.2 wird i. U. verwiesen.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete MalRnahmen zu bemihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).

Einwender Nr. 220 (Ifd. Nrn. 45, 53, 55 und 67 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012, 29.11.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Fir den Neubau der Zubringerstral3e zwischen den Kreisverkehrspléatzen bei Teisbach und
Grublhof werden insgesamt 7.310 m? aus dem rd. 14,4 ha groRen Nebenerwerbsbetrieb auf
Dauer benétigt und 850 m? voribergehend wéahrend der Bauzeit beansprucht. Dariiber
hinaus entstehen bei der Inanspruchnahme der Grundstiicke Flnrn. 1765 und 1781, je
Gemarkung Teisbach, unwirtschaftliche Restflachen (ca. 5.300 mz). Diese Grundinanspruch-
nahmen fir den Stral3enbau lassen sich trotz der erheblichen Auswirkungen auf den Betrieb
nicht vermeiden oder verringern, wie sich aus den vorstehenden Erlauterungen zur
Erforderlichkeit des Zubringers, der Trassierung und Gestaltung usw. ergibt. Bei der
Trassierung der Zubringerstral3e sudlich des Kreisverkehrsplatzes Griblhof sind besonders
zu beachtende Zwangspunkte die Anbindung an den Kreisverkehrsplatz, das Gewasser
Birkensee, die Bebauung am Schwalbenweg sowie die Kreuzung mit dem Langenmuhlbach.
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Auf die Grundinanspruchnahmen aus den Grundsticken Flnrn. 1781 (5.260 mz) und 1782
(35 mz) fur die AusgleichsmalRnahme A 6 kann ebenfalls nicht verzichtet werden. Durch die
Mafinahme sollen die mit dem Stral3enbauvorhaben verbundenen Zerschneidungswirkungen
bei der Querung des Langenmuhlbaches kompensiert werden, damit die Funktionsfahigkeit
des Naturhaushalts erhalten bleibt. Geplant sind Gehdlzpflanzungen, die Entwicklung von
Krautsdumen und die Entwicklung von Korbweiden entlang des Langenmuhlbaches im
Wirkungsbereich des Vorhabens. Bei einer Umsetzung der Mal3hahme an anderer Stelle
kénnten die angestrebten Ziele nicht erreicht werden. Auf die Ausfiihrungen unter 2.4.2.1
wird i. U. verwiesen. Obwohl damit die Existenzgefahrdung des Nebenerwerbsbetriebes
verscharft wird, setzt sich der Belang des gleichartigen Ausgleichs hier in Abwagung mit den
Belangen des Betriebes durch. In dieser Abwagung ist berlcksichtigt, dass agrarstrukturelle
Nachteile zu vermeiden sind (8 15 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG), auf einen sparsamen
Flachenverbrauch zu achten ist (§ 15 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG) und der Grundsatz der
VerhéltnismaRigkeit zu beachten ist (BVerwG vom 1.9.1997, NvVwZ 1998, 504) und
Existenzgefahrdungen von Betrieben zu vermeiden sind (BVerwG vom 11.11.2008, NVwZ
20009, 182).

Wegen der Bereitstellung von Ersatzland wird auf 2.4.1.1 und 2.4.1.2.2 verwiesen. Der
Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nach der Nebenbestimmung A 3.6.8 nachhaltig zu
bemuhen, geeignetes Ersatzland zur Verfigung zu stellen. Er hat sich ferner im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete Mal3nhahmen zu bemuhen.

Die Ubernahme der unwirtschaftlichen Restflachen kann in der Planfeststellung ebenfalls
nicht verbindlich geregelt werden (2.4.1.2.1).

Der 6FW von der Hofstelle zum Grundstiick Finr. 1765 bleibt erhalten und wird, wie gefordert,
auf beiden Seiten an die Zubringerstra3e angebunden (BWVNrn. 125 und 126).

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sicherzustellen, dass die verbleibenden Restflachen
wieder eine ordnungsgemaéafle Anbindung an das offentliche Wegenetz erhalten. Ggf. sind
Einzelzufahrten zur Kreisstral3e herzustellen. Dies gilt auch wahrend der Bauzeit; notfalls
sind voriibergehend provisorische Zufahrten einzurichten (Nebenbestimmung A 3.6.2).

Einwender Nr. 221 (Ifd. Nr. 44 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 13.1.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Landkreis Dingolfing-Landau hat in seiner Stellungnahme vom 3.8.2012 zugesagt, in
Abstimmung mit der Einwenderin von der Restflache FiInr. 1766, Gemarkung Teisbach, eine
direkte Zufahrt zur Zubringerstraf3e herzustellen.

Auf den teilweisen Riickbau des 6FW FiInr. 1095, Gemarkung Teisbach, (BWVNr. 114) bzw.
das SchlieBen der ndrdlichen Einmindung in die DGF 16(neu) bei Bau-km 1+125 der
Ausbaustrecke kann aus Grunden der Verkehrssicherheit nicht verzichtet werden. Es soll
verhindert werden, dass der landwirtschaftliche Verkehr aus Richtung der
Uberfuhrungsrampe iiber die Autobahn in gerader Linie und ungebremst in die kiinftig stark
belastete DGF 16(neu) einfahrt bzw. diese quert. Die vorgesehene Ersatzanbindung bei Bau-
km 1+588 mit abgewinkelten Anbindungsasten ist verkehrssicherer, die entstehenden
Umwege sind zumutbar. Erhebliche zusatzliche Belastungen der Anlieger in Gaubitzhausen
durch Larm- und Schadstoffimmissionen sind nicht zu befiirchten. Die Ersatzwege werden
entsprechend ausgebaut.

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, far
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfiigung zu stellen.
Er hat sich ferner im Rahmen der Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der
Grundlage von freiwilligem Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflachen zu
gut bewirtschaftbaren Einheiten oder andere geeignete Mallnahmen zu bemuihen
(Nebenbestimmung A 3.6.8).
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(Schreiben vom 9.1.2012, 9.11.2012 und vom 29.5.2013, Nr. 13/sf - 148/12-L)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstralle zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen ist notwendig (C 2.2) und in Form der
planfestgestellten Trasse am schonendsten (C 2.3.2).

Mit dem geplanten Kreisverkehrsplatz bei Loiching wird erreicht, dass kinftig der
Durchgangsverkehr nicht mehr auf der alten DGF 8 durch den Ort Kronwieden fahren wird,
sondern stattdessen vorwiegend der Autobahnzubringer genutzt wird. Als wirkungsvolle
Alternative zum (verkehrslenkenden) Kreisverkehrsplatz bei Loiching kame deshalb nur eine
abknickende Vorfahrtsstral3e von Loiching kommend in Richtung Osten in Betracht. Wegen
des angrenzenden Sportplatzes muisste die Stral3e dabei verkehrstechnisch aber ungiinstig
in einem sehr engen Kurvenradius gefihrt werden. Die Querung fir Fuf3gadnger und
Radfahrer ist bei der Kreisverkehrsldsung im Vergleich zur Variante sicherer mdglich, weil im
Kreuzungsbereich deutlich niedrigere Geschwindigkeiten gefahren werden. Neben den
Vorteilen hinsichtlich Verkehrssicherheit kénnen mit dem Kreisverkehrsplatz aber auch die
Eingriffe in Grundstiicke minimiert werden, weil bei der Alternativiésung Straf3en umfangreich
anzupassen waren.

Uber die Anordnung eines Flurneuordnungsverfahrens kann in der Planfeststellung nicht
entschieden werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich aber im Rahmen der
Grunderwerbsgeschéfte um eine Flurneuordnung auf der Grundlage von freiwilligem
Landtausch, Zusammenlegung unwirtschaftlicher Restflichen zu gut bewirtschaftbaren
Einheiten oder andere geeignete MaRnahmen zu bemthen (A 3.6.8).

Zur Forderung nach Bereitstellung von Ersatzland darf auf die Ausfihrungen unter 2.4.1.2.2
verwiesen werden. Der Landkreis Dingolfing-Landau hat sich nachhaltig zu bemihen, fir
abzutretende landwirtschaftliche Nutzflachen geeignetes Ersatzland zur Verfligung zu stellen.

Einwender Nr. 1000
Sammeleinwand GE-Loichingerau
(Schreiben vom 30.12.2011)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraRen DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer in Richtung
Anschlussstelle Dingolfing-Hofen ist Teil des unter B 1 beschriebenen Gesamtkonzeptes. Mit
dem Planvorhaben will der Landkreis den Verkehr in Richtung Autobahn auf einer
Hauptachse bundeln und damit vor allem die bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten
von Kronwieden, Schonbihl und Héfen vom Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist, die L&rm-
und Abgassituation fur die Anwohner erheblich zu verbessern.

Nach dem Verkehrsgutachten des Biros fur Verkehrsplanung und Stadtebau Lang +
Burkhardt, Miinchen, aus den Jahren 2005/2007, zuletzt aktualisiert am 5.5.2011, liegt das
Nutzungspotenzial der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen nach Realisierung des
Gesamtkonzeptes im Prognosejahr 2025 bei 12.600 Fahrzeugen/Tag. Die Verkehrsbelastung
auf der neuen DGF 16 sudlich der St 2074 bis zur Isarbriicke Teisbach wird bei 7.300
Fahrzeugen/Tag liegen. Auf der neuen Verbindungsspange DGFE 8/DGE 16 zwischen
Loiching und Teisbach werden 2.900 Fahrzeuge/Tag erwartet. Die Planfeststellungsbehdrde
zweifelt nicht daran, dass die im Gutachten prognostizierten Entlastungswirkungen erreicht
werden. Insbesondere ist nicht zu befiirchten, dass der Verkehr weiterhin auf ,kurzem Weg*
Uber Kronwieden und Héfen bzw. den Gewerbering und an der Schule vorbei zur
Autobahnanschlussstelle fahren wird. Diese Verbindung ist zwar kirzer als die Plantrasse
Uber Griblhof, sie hat aber von der Fahrzeit her gesehen deutliche Nachteile. Zu
berticksichtigen ist dabei, dass die vorhandene Kreisstrale DGF 16 nach Verlegung des
Kreisstrallenverkehrs auf die aufzustufende GemeindeverbindungsstralRe ,Teisbacher Feld"
(Industriestral3e) zwischen dem Bahnibergang Hofen und dem Kreisverkehrsplatz beim
Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zuriickgebaut und mit Verkehrsfreigabe
der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen zum beschrankt 6ffentlichen Weg fir Anlieger,
Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft wird.

Unzumutbare Belastungen durch den Neubau der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 fir die
Bebauung im Gewerbegebiet Loichingerau sind nicht zu befirchten. Neben der gewerblichen
Nutzung sind dort auch Betriebsleiterwohnungen vorhanden. Auch fir diese gelten jedoch
nicht die Grenzwerte eines Wohngebietes. Fir den zur Strale néachstgelegenen
Immissionsort im Gewerbegebiet (Immi 17, Planunterlage 11.2, Blatt 2) ergibt sich im
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Prognosejahr 2025 ein Beurteilungspegel von 61 dB (A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht.
Fir das Gewerbegebiet gelten die Zumutbarkeitsgrenzen von 69 dB(A) am Tage und 59
dB(A) in der Nacht. Weil diese nicht Uberschritten werden, kdnnen Larmschutzmaf3nahmen
nicht angeordnet werden.

Einwender Nr. 2000
(Schreiben vom 17.5.2013)

Mit dem Bau der Zubringerstral3e zur Anschlussstelle Dingolfing-Héfen will der Landkreis den
Verkehr in Richtung Autobahn auf einer Hauptachse bundeln und damit vor allem die
bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbthl und Héfen vom
Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist es auch, die Larm- und Abgassituation fir die
Anwohner erheblich zu verbessern (C 2.2).

Die Planlésung in der Deckblattfassung vom 15.2.2013, wonach die Kreisstralle DGF 16(alt)
nach Verlegung des KreisstraBenverkehrs auf die aufzustufende Gemeindeverbindungs-
strale ,Teisbacher Feld” (Industriestral3e) zwischen dem Bahniibergang Héfen und dem
Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zuriickgebaut
und mit Verkehrsfreigabe des neuen Autobahnzubringers bis zur St 2074 zum beschrankt
offentlichen Weg fur Anlieger, Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft wird, ist vernuinftig
und fdhrt zu keinen unzumutbaren Nachteilen. Auf diesen Stral3enriickbau kann nicht
verzichtet werden, weil neben den bebauten Bereichen auch der Bahnlbergang der
Kreisstralle DGF 16(alt) bei Hofen der Bahnlinie Landshut - Plattling durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige GVS (DGF 16neu mit Stral3enuberfihrung tber die
Bahnlinie) weitest moglich entlastet und damit die Verkehrssicherheit am Bahniibergang
erhoht werden kann. Allein mit dem vorgeschlagenen Fahrverbot fur den Lkw-Verkehr,
konnten die angestrebten Verkehrsverlagerungen bzw. das Planungsziel nicht erreicht
werden. Durch ,Schleichverkehre* waren bei Beibehaltung der derzeitigen Situation sogar
Stérungen im Verkehrsablauf im Bereich des Kreisverkehrsplatzes beim Dynamikzentrum
nicht ausgeschlossen.

Zu den angesprochenen Umwegen ist anzumerken, dass die Plantrasse Uber Griblhof im
Vergleich zu den jetzigen Verbindungen zwar langer ist, aber eindeutig die verkehrssicherere
und auch die schnellere Verkehrsverbindung zur A 92 darstellen wird.

Auf die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs besteht kein Rechtsanspruch (Art. 14
Abs. 3 BayStrwG). Weil in die an der Staatsstrale 2074 liegende Tankstelle durch das
StraRenbauvorhaben nicht unmittelbar eingegriffen wird und sie auch nicht vom offentlichen
Wegenetz abgeschnitten bzw. der bestehende Zugang nicht verandert wird, besteht auch
kein Ansatz im Recht der Zufahrten oder des so genannten Anliegergebrauchs. Nach Art. 14
Grundgesetz werden Gewinn- oder Umsatzchancen wie auch der Lagevorteil eines
Gewerbebetriebs (verkehrsgiinstige Lage an einer belebten Straf3e) nicht geschiitzt. Da die
Sperrung der alten DGF 16 bereits in den ursprunglich offentlich ausgelegten Planen
enthalten war und damals keine Einwendung des Betriebes erfolgte, ware aul3erdem die
Ausschlusswirkung des Art. 73 Abs. 4 BayVwVfG zu beachten.

Einwender Nr. 7000
(Schreiben vom 4.12.2011)

Mit dem Bau der Zubringerstral3e zur Anschlussstelle Dingolfing-Hofen will der Landkreis den
Verkehr in Richtung Autobahn auf einer Hauptachse bundeln und damit vor allem die
bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbihl und Héfen vom
Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist es auch, die Larm- und Abgassituation fur die
Anwohner erheblich zu verbessern (C 2.2).

Die Planlésung in der Deckblattfassung vom 15.2.2013, wonach die Kreisstralle DGF 16(alt)
nach Verlegung des KreisstralBenverkehrs auf die aufzustufende Gemeindeverbindungs-
strale ,Teisbacher Feld“ (Industriestral3e) zwischen dem Bahnibergang Héfen und dem
Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zurtickgebaut
und mit Verkehrsfreigabe fir den neuen Autobahnzubringer bis zur St 2074 zum beschrénkt
offentlichen Weg fur Anlieger, Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft wird, ist vernuinftig
und fuhrt zu keinen unzumutbaren Nachteilen. Auf den Stral3enriickbau kann nicht verzichtet
werden, weil neben den bebauten Bereichen auch die hohengleiche Kreuzung der
Kreisstralle DGF 16(alt) bei H6fen mit der Bahnlinie Landshut - Plattling durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige GVS (DGF 16neu mit StralReniberfihrung Uber die
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Bahnlinie) weitest mdglich entlastet und damit die Verkehrssicherheit am Bahnibergang
erhoht werden soll. Allein mit dem geforderten Fahrverbot fur den Lkw-Verkehr sowie einer
Geschwindigkeitsbeschréankung, kénnten die angestrebten Verkehrsverlagerungen bzw. das
Planungsziel nicht erreicht werden. Weil sogar Stérungen im Verkehrsablauf im Bereich des
Kreisverkehrsplatzes beim Dynamikzentrum durch ,Schleichverkehre* moéglich wéren, kann
der hilfsweisen Forderung, den Rickbau erst vorzunehmen, wenn sowohl die Anschlussstelle
als auch die Zubringerstral3e insgesamt realisiert sind, nicht entsprochen werden.

Einwender Nr. 7001 (Ifd. Nrn. 109 und 110 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 15.12.2011)

Die ErschlieBung der Restgrundstiicke FInrn. 963 und 976, je Gemarkung Teisbach, ist
sichergestellt. FInr. 963 wird kiinftig Uber den vorhandenen Weg Finr. 839/2, der an die
DGF 8 angebunden wird (BWVNr. 156), erschlossen. Fir Flnr. 976 wird der Vorhabentrager
in Abstimmung mit der Einwenderin eine Einzelzufahrt zur DGF 8 herstellen (Stellungnahme
vom 3.8.2012). Auf die Nebenbestimmung A 3.6.2 wird i. U. hingewiesen.

Einwender Nr. 7002 (Ifd. Nrn. 73 und 78 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 16.1.2012)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraBen DGF 8 und DGF 16 als Zubringerstrale zur
Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Hofen ist notwendig (C 2.2) und in Form der
planfestgestellten Trasse (Deckblattfassung vom 15.2.2013) verniinftig und ausgewogen
(C 2.3.2). Das Planvorhaben ist Teil des unter B 1 beschriebenen Gesamtkonzeptes nach
dem der Landkreis Dingolfing-Landau den Verkehr in Richtung Autobahn auf einer
Hauptachse bindeln und damit vor allem die bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten
von Kronwieden, Schonbuhl und Hofen vom Durchgangsverkehr entlasten will. Ziel ist auch,
die Larm- und Abgassituation fir die Anwohner zu verbessern. Wesentlicher Bestandteil
dieses Konzeptes ist der Neubau der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 zwischen den
Isarbriicken Teisbach und Loiching nérdlich parallel zur Isar. Mit der 1,6 km langen
Verbindungsstral3e soll auch der Verkehr aus dem Raum Loiching anwohnervertraglich nach
Dingolfing bzw. zur Autobahn gefiihrt werden. Nach dem Verkehrsgutachten des Biros fir
Verkehrsplanung und Stadtebau Lang + Burkhardt, Miinchen, ist auf der Verbindungsspange
nach Realisierung der GesamtmafRnahme im Prognosejahr 2025 eine Verkehrsbelastung von
2.900 Fahrzeugen/Tag zu erwarten.

Mit der Plananderung vom 15.2.2013 hat der Landkreis die Trasse der Verbindungsspange
DGF 8/DGF 16 nach Norden zum bestehenden Feld- und Waldweg FInr. 839/2 hin
verschoben. Insgesamt werden die Eingriffe damit deutlich reduziert, weil mehrere
Grundstiicksdurchschneidungen vermieden werden. Auf die Inanspruchnahme der
Grundstiicke FInrn. 879 und 888/1, beide Gemarkung Teisbach, fur die Straentrasse und
die AusgleichsmalRnahmen A 3 und A 4 kann aber nicht verzichtet werden. Die Verknipfung
der Kreisstralen DGF 8 und DGF 16 unmittelbar nérdlich des Sickergrabens ist notwendig,
weil zwischen Isar und Sickergraben hierflr nicht ausreichend Platz zur Verfligung steht.
Auch die KompensationsmafRnahmen A 3 und A 4 fir den StraRenbau sind zur Herstellung
eines gleichartigen Ausgleichs erforderlich. Mit A 3 sollen die bestehenden Auwaldflachen
sudlich Schoénbiuhl ergénzt und vernetzt werden. Die Waldneuanlage A 4 ist auf den
Restflachen zwischen DGF 8 und Sickergraben geplant, wobei die Flachen der DGF 16(alt)
in die KompensationsmalRnahme integriert werden kdnnen, was andernorts nicht mdglich
ware. Die Malinahme dient der Aufrechterhaltung der Funktionsbeziehungen zwischen dem
Auwaldkomplex und dem lIsarstausee und kann genauso wie A 3 nicht beliebig platziert
werden.

Die Frage der kunftigen ErschlieBung stellt sich nicht, weil beide Grundstiicke insgesamt
bendtigt werden.

Einwender Nr. 7006

(Schreiben vom 30.12.2011)

Der Ausbau/Neubau der KreisstraRen DGF 8 und DGF 16 als Autobahnzubringer in Richtung
Anschlussstelle Dingolfing-Héfen ist Teil des unter B 1 beschriebenen Gesamtkonzeptes. Mit
dem Planvorhaben will der Landkreis den Verkehr in Richtung Autobahn auf einer
Hauptachse biindeln und damit vor allem die bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten
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von Kronwieden, Schénbihl und Héfen vom Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist
insbesondere, die Larm- und Abgassituation fur die Anwohner erheblich zu verbessern.

Nach dem Verkehrsgutachten des Biros fur Verkehrsplanung und Stadtebau Lang +
Burkhardt, Minchen, aus den Jahren 2005/2007, zuletzt aktualisiert am 5.5.2011, liegt das
Nutzungspotenzial der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Héfen nach Realisierung des
Gesamtkonzeptes im Prognosejahr 2025 bei 12.600 Fahrzeugen/Tag. Die Verkehrsbelastung
auf der DGF 16 sudlich der St 2074 bis zur Isarbriicke Teisbach wird bei 7.300
Fahrzeugen/Tag liegen. Auf der neuen Verbindungsspange DGFE 8/DGE 16 zwischen
Loiching und Teisbach werden 2.900 Fahrzeuge/Tag erwartet. Die Planfeststellungsbehdrde
zweifelt nicht daran, dass die im Gutachten prognostizierten Entlastungswirkungen erreicht
werden. Insbesondere ist nicht zu befiirchten, dass der Verkehr weiterhin auf ,kurzem Weg*
Uber Kronwieden und Ho6fen bzw. dem Gewerbering und an der Schule vorbei zur
Autobahnanschlussstelle fahren wird. Diese Verbindung ist zwar kiirzer als die Plantrasse
Uber Griblhof, sie hat aber von der Fahrzeit her gesehen deutliche Nachteile. Zu
berticksichtigen ist dabei, dass die vorhandene Kreisstrale DGF 16 nach Verlegung des
Kreisstrallenverkehrs auf die aufzustufende GemeindeverbindungsstralRe ,Teisbacher Feld"
(Industriestral3e) zwischen dem Bahnibergang Hofen und dem Kreisverkehrsplatz beim
Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zuriickgebaut und mit Verkehrsfreigabe
des Zubringers bis zur St 2074 zum beschrénkt 6ffentlichen Weg fir Anlieger, Hinterlieger
und Einsatzfahrzeuge abgestuft wird.

Unzumutbare Belastungen durch den Neubau der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 fir die
Bebauung im Gewerbegebiet Loichingerau sind nicht zu beftirchten. Neben der gewerblichen
Nutzung sind dort auch Betriebsleiterwohnungen vorhanden. Fir diese gelten aber nicht die
Zumutbarkeitsgrenzen von Wohngebieten. Fir den zur Strafl3e ndchstgelegenen Immissions-
ort im Gewerbegebiet (Immi 17, Planunterlage 11.2, Blatt 2) ergibt sich im Prognosejahr 2025
ein Beurteilungspegel von 61 dB (A) am Tag und 50 dB(A) in der Nacht. Fur das
Gewerbegebiet gelten die Zumutbarkeitsgrenzen von 69 dB(A) am Tage und 59 dB(A) in der
Nacht. Weil diese nicht Uberschritten werden, konnen Larmschutzmaflinahmen nicht
angeordnet werden.

Einwender 7004
Abfallwirtschaftsverband Isar-Inn (Ifd. Nrn. 126 des Grunderwerbsverzeichnisses)
(Schreiben vom 8.12.2011 und vom 17.5.2013)

Die Verbindungsspange DGF 8/DGF 16 wird zwischen der DGF 8 und dem Wertstoffhof
nordlich neben dem bestehenden OFW errichtet. In diesen asphaltierten Weg wird nicht
eingegriffen und es werden keine Stellplatze Uberbaut. Somit gibt es keinen Anlass, den
Landkreis Dingolfing-Landau im Planfeststellungsbeschluss zu verpflichten, vor dem
Einfahrtsbereich zum Wertstoffhof fur den Anlieferkehr Parkflachen herzustellen. Lediglich
die Zufahrt vom Wertstoffhof zur kinftigen Kreisstrale ist im Zuge der Straf3en-
baumaRnahme an die neuen Verhdltnisse anzupassen. Eine ordnungsgemalie
Ausgestaltung dieser Zufahrt hat der Landkreis (auch wahrend der Bauzeit) sicherzustellen
(A 3.6.2).

Einwender 7007
BayWa AG, Minchen
(Schreiben vom 15.5.2013)

Mit dem Bau der Zubringerstral3e zur Anschlussstelle Dingolfing-Héfen will der Landkreis den
Verkehr in Richtung Autobahn auf einer Hauptachse bindeln und damit vor allem die
bestehenden langgestreckten Ortsdurchfahrten von Kronwieden, Schonbihl und Héfen vom
Durchgangsverkehr entlasten. Ziel ist es insbesondere, die La&rm- und Abgassituation fur die
Anwohner erheblich zu verbessern (C 2.2).

Die Planlésung in der Deckblattfassung vom 15.2.2013, wonach die Kreisstralle DGF 16(alt)
nach Verlegung des KreisstralBenverkehrs auf die aufzustufende Gemeindeverbindungs-
strale ,Teisbacher Feld” (Industriestral3e) zwischen dem Bahniibergang Héfen und dem
Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum auf einen 3,50 m breiten Kiesweg zurtickgebaut
und mit Verkehrsfreigabe des Autobahnzubringers bis zur St 2074 zum beschrénkt
offentlichen Weg fur Anlieger, Hinterlieger und Einsatzfahrzeuge abgestuft wird, ist vernuinftig
und fihrt zu keinen unzumutbaren Nachteilen. Auf diesen Stral3enriickbau kann nicht
verzichtet werden, weil neben den bebauten Bereichen auch die h6hengleiche Kreuzung der
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Kreisstralle DGF 16(alt) bei Hofen mit der Bahnlinie Landshut - Plattling durch die geplante
Verkehrsverlagerung auf die bisherige GVS (DGF 16neu mit Stral3eniberfiihrung Uber die
Bahnlinie) weitest mdglich entlastet und damit die Verkehrssicherheit am Bahnibergang
erhoht werden soll. Durch ,Schleichverkehre” waren bei Beibehaltung der derzeitigen
Situation sogar Stérungen im Verkehrsablauf im Bereich des Kreisverkehrsplatzes beim
Dynamikzentrum nicht ausgeschlossen.

Die Plantrasse Uiber Griblhof ist im Vergleich zu den jetzigen Verbindungen zwar langer, sie
stellt aber eindeutig die verkehrssicherere Verkehrsverbindung dar. Auch die Wartezeiten am
bisherigen Bahniibergang entfallen.

Auf die Aufrechterhaltung des Gemeingebrauchs besteht kein Rechtsanspruch (Art. 14 Abs.
3 BayStrWG). Weil in den an der Staatsstral3e 2074 liegenden Gewerbebetrieb durch das
Stralenbauvorhaben nicht unmittelbar eingegriffen wird und er auch nicht vom offentlichen
Wegenetz abgeschnitten bzw. der bestehende Zugang nicht verédndert wird, besteht auch
kein Ansatz im Recht der Zufahrten oder des so genannten Anliegergebrauchs. Nach Art. 14
Grundgesetz werden Gewinn- oder Umsatzchancen wie auch der Lagevorteil eines
Gewerbebetriebs nicht geschitzt. Da die Sperrung der alten DGF 16 bereits in den
ursprunglich offentlich ausgelegten Planen enthalten war und damals keine Einwendung des
Betriebes erfolgte, wéare au3erdem die Ausschlusswirkung des Art. 73 Abs. 4 BayVwV{fG zu
beachten.

2.5 Gesamtergebnis

Unter Bericksichtigung aller im Verfahren bekannt gewordenen 6ffentlichen und privaten
Belange lasst sich feststellen, dass der Bau der Zubringerstraf3e zur Autobahnanschluss-
stelle Dingolfing-Hoéfen in allen Streckenabschnitten einschliel3lich Verbindungsspange auch
unter Berucksichtigung der Auswirkungen auf die Umwelt und das Eigentum gerechtfertigt
und vertretbar ist. VerstoR3e gegen striktes Recht sind nicht ersichtlich. Optimierungsgebote
sind beachtet. Bei Abwéagung aller Belange erweist sich die Planlésung als vernunftig.

2.6 Begriindung der stral3enrechtlichen Verfigungen

Die Einziehung, die Umstufung und die Widmung nach Bayer. Stral3en- und Wegegesetz
folgen aus Art. 6 Abs. 6, 7 Abs. 5, 8 Abs. 5 BayStrWG, soweit nicht Art. 6 Abs. 8 und Abs. 5
und Art. 8 Abs. 6 BayStrwWG eingreifen.

3. Kostenentscheidung

Die Entscheidung Uber die Kosten stiitzt sich auf Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 1 des KG vom
20.02.1998 (GVBI 5 / 1998, Seite 43). Von der Zahlung der Gebdihr ist der Landkreis
Dingolfing-Landau nach Art. 4 Abs. 1 des KG befreit.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage beim Bayerischen
Verwaltungsgericht 93047 Regensburg, Haidplatz 1, schriftich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschéaftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Klager, den
Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefligt wer-den. Der Klage und
allen Schriftsdtzen sollen Abschriften fur die Gibrigen Beteiligten beigefiigt werden.

Landshut, 11.2.2014
Regierung von Niederbayern

gez.
Dr. Helmut Graf
Regierungsvizeprasident



-78 -

Hinweis zur Auslegung des Plans

Eine Ausfertigung dieses Planfeststellungsbeschlusses wird mit den unter Ziffer 2 des Beschlusstenors
genannten Planunterlagen in der Stadt Dingolfing und den Gemeinden Moosthenning und Loiching zwei
Wochen zur Einsicht ausgelegt. Ort und Zeit der Auslegung werden ortsiiblich bekannt gemacht.



	Die Entwässerungsmulden sind mit einer mind. 20 cm starken Oberbodenpassage zu versehen.
	Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Autobahndirektion Südbayern, und der Landkreis Dingolfing-Landau wollen zwischen den Autobahnanschlussstellen Wörth a. d. Isar und Dingolfing-West der A 92 im Bereich der bestehenden Kreuzung der A...
	1.3 Beide Vorhaben sind Teile eines umfassenden und eng aufeinander abgestimmten Gesamtkonzeptes mit dem Ziel einer deutlichen Verbesserung der Verkehrsverhältnisse sowie einer spürbaren Entlastung einer Vielzahl von Anwohnern in den langgestreckten S...
	Nach der Rechtsprechung (BVerwG vom 18.04.1996, Az. 11 A 86/95) müssten für eine Anwendung des Art. 78 BayVwVfG diese Vorhaben in einem solchen engen räumlichen Zusammenhang stehen, dass jeder Vorhabenträger zur sachgerechten Verwirklichung seines Pl...
	Das Vorhaben zielt gemeinsam mit dem Bau der Autobahnanschlussstelle Dingolfing-Höfen auf eine anwohnerverträgliche und leistungsfähige Anbindung des in den letzten Jahren im westlichen Bereich der Stadt Dingolfing stark gestiegenen Verkehrs an das F...
	Die Variante 1 beginnt bei der künftigen Anschlussstelle Dingolfing-Höfen am vorhandenen Kreisverkehrsplatz DGF 16. Die Trasse führt zunächst nach Südwesten, unterquert die Bahnlinie Landshut - Plattling und die Staatsstraße 2074 mit einer Grundwasse...
	Diese Variante würde die verkehrlichen Anforderungen an eine leistungsfähige Zubringerstraße zur Autobahn erfüllen. Die Baulänge beträgt 3,73 km, wobei die gesamte Strecke neu trassiert/gebaut werden müsste. Insbesondere nahe hintereinander liegende ...
	Ein weiterer erheblicher Nachteil der Variante 1 im Vergleich zur Planlösung ist der relativ geringe Abstand der Straßentrasse zur Wohnbebauung im Bereich Kronwieden und Höfen/Schönbühl sowie zur dortigen Schule mit Schulsportplatz. Auch ein landwirt...
	Die Planlösung beginnt ebenfalls bei der Anschlussstelle Dingolfing-Höfen am vorhandenen Kreisverkehrsplatz DGF 16. Der Autobahnzubringer führt anschließend aber in einem weiten Bogen unter Einbeziehung der vorhandenen GVS „Teisbacher Feld“ (Industri...
	Die artenschutzrechtliche Beurteilung nach § 44 BNatSchG setzt eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme zum Vorkommen der relevanten Arten voraus.
	Der Prüfung brauchen diejenigen Arten nicht unterzogen zu werden, für die eine verbotstatbestandsmäßige Betroffenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden kann (Relevanzschwelle).
	Das methodische Vorgehen der vom Vorhabenträger vorgelegten speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP), die Grundlage der Beurteilung durch die Planfeststellungsbehörde ist, orientiert sich an den „Fachlichen Hinweisen zur Aufstellung der naturs...
	Korrigierend zur deutschen Regelung und diesen „Fachlichen Hinweisen“ ist nach der Entscheidung des BVerwG vom 14.7.2011, Az. 9A 12.10 nach Art. 12 Abs. 1 Buchstabe a FFH-RL zu berücksichtigen, dass unter „absichtlichen Tötungen“ auch die Fälle des...
	Im Rahmen der für den Neubau der Autobahnanschlussstelle sowie für den Neubau/Ausbau der Zubringerstraße durchgeführten Raumwiderstandsanalyse erfolgten umfangreiche Untersuchungen zu den relevanten Säugetierarten und den übrigen Arten/Artengruppen d...
	Die Datengrundlagen für die saP sind in der Unterlage 12.1, Anlage 1, dargestellt. Auf diese wird  Bezug genommen. Berücksichtigt wurden Vorkehrungen zur Vermeidung bzw. Minimierung von Beeinträchtigungen. Insoweit wird auch auf die nachfolgenden Erl...
	Die Naturschutzvereinigungen und die Naturschutzbehörden konnten zu den naturschutzfachlichen Unterlagen Stellung nehmen. Soweit dabei beanstandet wurde, dass die Untersuchung der Verbotstatbestände auf zu wenige streng bzw. besonders geschützte Arte...
	Soweit der Bund Naturschutz und der Landesbund für Vogelschutz darauf hinweisen, dass die Prüfung unvollständig sowie fehlerhaft sei, teilweise veraltete Datengrundlagen verwendet würden und deshalb entsprechende Kartierungen und Nachbesserungen (min...
	Mit der angewandten Methodik sind ausreichende Erkenntnisse über die Bestandssituation möglich. Darüber hinausgehende Erfassungen sind für die Beurteilung der Verbotstatbestände hier nicht erforderlich. Die für die Beurteilung der Verbotstatbestände ...
	Im Wirkraum des Vorhabens wurden keine Amphibienarten nachgewiesen, die nach europäischem Recht geschützt sind. Zum Schutz von Amphibien und Kleinlebewesen ist im Bereich des Fischteiches bei Schönbühl die Anlage von Amphibienleiteinrichtungen vorges...
	Die Schutz- und Minimierungsmaßnahmen sind in der Unterlage 12.1 beschrieben. Nach Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmöglichkeiten verbleiben bei der Realisierung des Vorhabens insbesondere folgende unvermeidbare Beeinträchtigungen, d...
	• Beeinträchtigte Lebensräume mit hoher Bedeutung und beeinträchtigtes landschaftliches Funktionsgefüge mit hoher Bedeutung
	- Versiegelung, Überbauung und Beeinträchtigung von Bäumen im Galerieauwald, Gewässerbegleitgehölzen und Hochstaudensaum am naturnahen Abschnitt des Längenmühlbaches.
	- Versiegelung, Überbauung und Beeinträchtigung von Auwaldrestbeständen nördlich des Sickergrabens.
	- Beeinträchtigung von regional bedeutsamen Funktionsbeziehungen entlang des Längenmühlbaches.
	- Versiegelung, Überbauung und Beeinträchtigung von Auwald im Bereich der Verbindungsspange DGF 8/DGF 16.
	• Beeinträchtigte Lebensräume mit mittlerer Bedeutung
	- Versiegelung, Überbauung und Beeinträchtigung von naturnahen Heckenbereichen, Feldgehölzen sowie (nur sehr kleinflächig) von Hochstaudenflur feuchter/nasser Standorte und artenreichem Grünland.
	- Versiegelung, Überbauung und Beeinträchtigung von offenen Acker- und Wiesenflächen, die Vögeln als Nahrungs- und Jagdhabitate dienen.

	Die Detailplanung der Brückenbauwerke über den Längenmühlbach und den Sickergraben hat der Landkreis Dingolfing-Landau rechtzeitig mit dem Wasserwirtschaftsamt Landshut abzustimmen (Nebenbestimmung A 3.3.1).
	Ein sehr kleiner Teil des Vorhabens im Bereich der Isarbrücke Teisbach liegt in dem mit Verordnung des Landratsamtes Dingolfing-Landau vom 12.9.1958 festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Isar. Weil nachteilige Auswirkungen auf den Hochwasserabfluss...
	Auch die vermutete Kollision mit Bewirtschaftungsplanungen nach der Wasserrahmenrichtlinie ist beim Planvorhaben nicht festzustellen.
	Die bisherige Kreisstraße DGF 16(alt) wird laut den geänderten Planunterlagen vom 15.2.2013 nach Verlegung des Kreisstraßenverkehrs auf die aufzustufende Gemeindeverbindungsstraße „Teisbacher Feld“ (Industriestraße) zwischen dem Bahnübergang Höfen un...
	Damit der Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum und der Bahnübergang Höfen nicht durch landwirtschaftlichen Verkehr verschmutzt werden, beginnt die Beseitigung der Asphaltierung erst 50 m südlich des Kreisverkehrsplatzes und endet 50 m vor dem Bahnü...
	Wegen den Forderungen der Ortsverbände Teisbach und Loiching des Bayerischen Bauernverbandes zum Rückbau der DGF 16(alt) zwischen dem Bahnübergang Höfen und dem Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum darf auf die vorstehenden Ausführungen Bezug genom...
	Damit der Kreisverkehrsplatz beim Dynamikzentrum und der Bahnübergang Höfen nicht durch landwirtschaftlichen Verkehr verschmutzt werden, beginnt die Beseitigung der Asphaltierung erst 50 m südlich des Kreisverkehrsplatzes und endet 50 m vor dem Bahnü...
	Auch wegen der Einwände zum Rückbau des öFW Flnr. 1095, Gemarkung Teisbach, (BWVNr. 114) und zum Schließen der nördlichen Einmündung in die DGF 16(neu) bei      Bau-km 1+125 der Ausbaustrecke wird auf die vorstehenden Ausführungen verwiesen. Die vorg...
	Die Fischereiberechtigten wurden, wie vom Bezirk Niederbayern - Fachberatung für Fischerei - gefordert, im Anhörungsverfahren beteiligt. Auf B 3 wird verwiesen.
	Den weiteren Forderungen der Fachberatung für Fischerei wird wie folgt entsprochen:
	Wie von der Jagdgenossenschaft Teisbach gefordert, hat der Landkreis Dingolfing-Landau die Linienführung der Verbindungsstraße DGF 8/DGF 16 zur Minimierung der Eingriffe in das Grundeigentum nach Norden verschoben und dabei den bestehenden Feld- und ...
	Nach Art. 9 Abs. 2 Satz 1 BayWaldG bedarf die Beseitigung von Wald zu Gunsten einer anderen Bodennutzungsart (Rodung) der Erlaubnis. Diese wird von der Konzentrationswirkung des Planfeststellungsbeschlusses erfasst bzw. ist gemäß Art. 9 Abs. 8 BayWal...
	Sammeleinwand GE-Loichingerau
	Abfallwirtschaftsverband Isar-Inn (lfd. Nrn. 126 des Grunderwerbsverzeichnisses)
	BayWa AG, München


